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zw·,schen beiden Parteien scheint 
Sprachla.igkeit zu herrschen. Daß dem 
nid,1 ganz ,o ist und Ansätze für einen 

Dialog bestehen zeigen wir in einer 
Dokumentolion. Unser eigener Beitrag: 

Ein lnllwview mit GREGOR GYSI 
zu den Per>pekfiven der POS. 

Doch ZUVOf eine Stellungnahme der 
Recloktion zur Gründung der Listen· 

wrbindung ,Linke Liste/PDS'. 
Tenor: Sie stört den Re-Fomiierun9$· 

prozeß und den Dialog der Linken. 

Hinzu kommt ein Relerol von 
Ost-SPD-Chef THIERSE über dema· 

kretischen Sozialismus. Ein Referat, über 
do, die West·linke nachdenken sollte. 

Was wir schon seit längerer Zeit vor· 
hatten, wird in diesem Heft begonnen: 

eine ständige Rubrik für Infos und Berid,te 
aus der Sozialdemokratie, vor allem aus 

der Bezi<ken und Arbeitsgemeinsdiaften, 
darüber, was die Parteilinke tut (wenn sie 

was tul). Diesmal Berichte aus Bremen 
und Hannover und von den Ju,os. 

Das nächste Mol mehr. Allerdings: Wir 
brauchen noch Unterstützung und Zuarbeit 

aus den Bezirken. Meldet Eudi! 

W.r setzen die Diskussion um die 
Rebnn der SPD fort. 

WOIFGANG /IJCHAL kommenfiert 
bisherige Beiiräge und meint, wir wären 

immer noch zu lieb zur SPD. 

Einen neuen Strang eröffnen VOJ<ER 
GRUBE und MARTINA TILTMANN, 

beschäftigen sie sidi doch mit der 
Außendarstellung der Soz,aldemokratie. 

Am Beispiel der Frauenkampagne 
de, Bezirks Ostwestfalen-Lippe ,teilen 

~ dar, wie moderne Marketingstrategien 
nicht nur die Wirksamkeit der Außen· 

darstellung der Partei verändern, sondern 
audi • im Sinne eines .produktverän· 
demden' Markefings · die SPD selbst. 

Nicht der Rechten überlassen sehen 
möchte WOif GANG KOW ALSKY die 
.Nation•. Er wendet sich • unter Bezug 

auf Detlev AJber, Artikel in spw-50 
_.Annäherungen on die · Deutsche F~e' · 

gegen die antinationale Attidüde 
einer linken, die sich durch Anrufung des 

.Jntema11onolismus• schließlich in 
Polifikunlöhigkeit Rüchtet. Er knüph 

dabei an Otb Bauers Ven.uche einer 
Delinifion .de. Nofionaien• an. 
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Juso-Absage 
t~.~Y!!!.f.!§ 

durch einen BILD-Bericht 
über Anblederung1ver, 
suche von Gy1l1 PDS 
(SED) an Unke Krel•• der 
SPD hat ct.r BundH-· 
1tc,ndderJungaozlaJl1ten 
ge1tem In Bann derarti­
gen Kontakten el„klare 
Ab1ag• erteilt. Ju10.Ylze 
R'all Ludwig: .Die Partei 
cle1 demo~rot11chen So­
i1all1mu1 l1t die SPO. • 

• In der letzten Ausgabe mußten 
wir uns mit einem Bericht der BILD. 
Zeitun9 befassen: laut BllD gebe es 
im Umfeld der SPW und bei einigen 
Jusos Bündnisüberlegun9en in punc­
to SPD/PDS. Am 13. Juni konnte BILD 
den Erfolg melden: ,.Wg. Bild: Juso­
Abso9e an Gysis PDS". T atsöchlich 
hatte der Juso-Bundesausschuß kurz 
zuvor mit knapper „undogmotischer'' 
Mehrheil gegenüber der PDS feslg&­
stelll: ,,Die Partei des demokratischen 
Sozialismus isl die SPD." Wurde die 
SPD von den Jusos früher als „proko­
pitolistisch" 9escholten, soll ihr nun 
die Anerkennung dafür nichlversogl 
bleiben, daß sie sich in den vergan­
genen Monaten um den demokrati­
schen Sozialismus in Deulschlond so 
wrdientgemochlhot. Undwer's nichl 
glaubt, den soll der Hortung holen! 

•• ,.Das beginnendeJohrzehnt 
wird dosJohrzehnlder Sozioldemok­
rotie." So HORST PETER in der SPW 
52. Auch hier soll wohl der Glaube 
Berge wrselzen. Die erhofften Erfo~ 
ge sozialdemokratischer Parteien in 
Osteuropa sind ausgeblieben. Und 
in l.oieinomeriko erleide! die Sozia~ 
demokratie eine Niederlage nach 
der anderen (jüngsl in Peru und in 
Ecuador). Schließlich befindet sich 
das sozialdemokratische Musterland, 
der „reale Sozialismus" a lo Schwe­
den in seiner tiefsten, an die Existenz­
grundlogen 9ehenden Krise. Nolür­
lich gibt es auch eini9e Erfol9e. Aber 
auch FelipeGonzolez kann nichlden 
Blick auf die Tatsache versperren, 
daß die wellweile „Krise des Sozialis­
mus" eben auch eine weltweite Krise 
der Sozialdemokratie isl. 

• • • Das ,,sozialdemokra­
tische Jahrzehnt" ist ein Mythos, der 
bei unsvorollemimNovember 1989 
reichlich Nahrung fand • mit Willy 
Brandt und der Hoffnung auf eine 
sozialdemokratische Hegemonie in 
der DDR. Daraus wurde bekanntlich 
nichls. Ich meine: In einigen Jahren 
wird man es der SPD als historisches 
Versagen anrechnen, daß sie im 
letzten Herbst nicht massiv und zie~ 
gerichtet auf eine Spaltung der SED 
gesetzt hol, daß sie also nichl vorn 
SPDSEDStreitpopier und seiner er­
mutigenden Wirkung für reformeri­
sche Krähe in der SED zur Belreiun9 
des sozialdemokratischen Polentiols 
vorangeschrittan ist. Die kleinkorier­
tenAbgrenzungsmonöY8rgegenüber 
der PDS kaschieren ja nur, daß Gysis 
Partei auch und gerade ein Produkt 
sozialdemokratischen Versagens ist. 

• 4' • • Seine eigenen 
,.Lehren aus dem 9 .No...mber 1989" 
hat im letzten • Vorwärls" KALLE 
MAlDANER, früherer Oberindianer 
der .Sozialistischen Studiengruppen" 
und heutiger Büroleiler des SPD­
Schotzmeislers, gezogen. Er bemerkt, 
daß die Menschen noch penönlicher 
Freiheit, Glück und Wohlbe6nden 
streben (.pursuit of hoppiness") und 
sich dabei ganz und 90rnicht um die 
Erkenntnisse und Bolscholten der so­
zialistischen Unken kümmern, son­
dern vielmehr um die beochdichen 

Spielräume des modernen Kapitalis­
mus. So weit, so gul. Aber mußle 
do"raus 9leich eine Absage an das 
sozialistische Projekt und eine Hin­
wendung zum Kopitolismus als der 
besten aller Weken werden? Man 
braucht doch gar nicht auf die Ebene 
der sogenannlen globalen Probleme 
auszuweichen, um .V.Oldaner zu wi­
dersprechen: die pathologischen 
Umstände und Verlaulslormen des 
„pursuitof happiness" in der hiesigen 
Gesellschoh reichen schon aus, um 
die Frage noch qualitativ anderen 
Umständen und Verloufsforrnen zu­
mindest offen zu hallen. 

•••• (Jffit Zudiesen 
Umständen gehören auch Gesund. 
heit und Kronkheil. Nun haben wir 
uns für den Schwerpunkt „Gesund. 
heil" in der SPW 53 manche Kritik 
eingehandelt. Wie man denn ang&­
sichls der ungeheuren Krise des so­
zialistischen Projekts überhaupt auf 
die Schnapsidee kommen könne, sich 
schwerpunktmäßig mit Gesundheils­
fra9en abzugeben? Meines Erach­
tens ist diese Frage selbst ein sympb 
matischer Ausdruck dieser Krise. 
Maldoner hat insofern rech!, als die 
Krise des sozialistischen Projekls vor 
ollem in der nolorischen Unfähigkeit 
der sozialistischen Linken besieht, sich' 
mit denjenigen Lebensfragen zu be- i 
lassen, die für die Menschen, ihr.' 
Glück und ihr Wohlbefinden '°" " 
Bedeutung sind, und dort (z.B. ge-, Ir 
genüberdem „Phorrno-Kapitalismus'k,:i'/ 
die Ausgangspunkte für einen 111!!:J'i", 
dernen Sozialismus zu suchen. lch~)4i. 
habe den Eindruck, daß diese Uni<>, ), 
hi9keit durch die vielfach geforderte: ;'!\!, 
und praktizierte „T rouerorbeit" ~_:'. 
züglich unserer verstorbenen reo~1 
ziolislischen Verwondlschoh wei1a( 
gepflegt wird, indem die Linke ihre," 
spezifische Befi ndlichkeiteinmol mehrii 
zum Moßstob der Dinge mach!. · 0 

UWE 
KREMER 

. Wie ist der Stand der sowjeti­
schen Perestroika zu beurtei-.n? 
~ Was ist von der Diskussion in der 
SPD zwischen Vogel und Lofontai­
ne zur .Deulschlondpoitik" zu 
holten? 
. Wie geht es weiler mil der 
Diskussion um die jetzt so favori­
sierte #sozialistische Morktwirt­
schoh"? 
• Wäe es nicht mal möglich, sich 
im Rahmen linker T rauerorbeit mit 
den stalinistischen Verbrechen und 
ihren Auswirkungen auf die Linke 
zu beschähigen? 
Wenn ihr mit der spw weiterhin 
den Anspruch aufrecht erhellen 
wok, politische Orientierun9 für 
aktiw Sozialdemokrottnnen zu 
leisten, wünschen wir Euch, wieder 
etwas mehr Boden unler den Füßen 
zu bekommen. Oder was glaubt 
Ihr, wieviel leule Eure Beiträge zur 
Gesundheitspolitik gelesen hoben? 

Dlefmar Köfflff" und 
CarmM lludolph, 
Weffer 

- Alten Zeilen verholtet 
Zu Ihrem Artikel „Neue Zeiten 
brechen an" von Florence Guesnet 
in der letzten Ausgabe ihrer 
Zeilschriherlaube ich mir einige 
Anmerkungen. 

, En_lgegen der prosaischen Behoup­
. tung, das Arbeilsprogromm sei 
~instimmi9 beschlossen worden, 
90b es ungezählte Gegenstimmen. 

; Insbesondere die verquere Gesel~ 
""scholtsanolyse - so zei9en sich 

· ·· angeblich .die Konservativen 
unfähig, die neuen Herausforderun­
gen zu bewäkigen", herrsche „bei 

.· dec Unken vor dem Hinlergrund des 
. ~lems des autoritären Stoolsso­

'~:~_is,nu_s Orientierungslosigkeit 
.. •,vor', werden die Strömungsousei-
,: ~rselz_ungen scharf kritisiert. 
. . rle zu diesem Ergebnis. 
Di.e, alten Zeilen verholteien 
Vorsleßungen, waren es auch die 
.~~ gemeinsamen deulschbndpo-

.. ,,~nAntrog verhinderien. Auf 
eine Analyse der osleuropäischen 

· Stao1en -ilgehend zu verzichten, 

domil die Frage nach den verän­
dernden Ursachen und die weitere 
noch früheren JUSO.Positionen der 
,,marxistischen Strömung" auszu­
klammern, hieße ober, unhistarisch, 
gar unpolitisch, schwerwiegende 
Fehleinschätzungen zu negieren. 
Der Gloubwürdigkeil der JUSOS 
war somit durch keinen beschlosse­
nen Antrag om ehesten Rechnung 
zu trogen. 
Absurd schon der Popanz, der 
aufgebaul wird, indem geschrieben 
wird, es sei gelungen, ,,den Vor­
stoß einiger weniger für eine 
Rechlswende der JUSOS vorersl 
abzuwehren". Da ist die Figur des 
Abwehrkampfes wieder. Viel zu 
ernst genommen, die Jungkonoler. 
Erfolge abzufeiern, die die Arbeil 
der JUSOS peripher tangieren, isl 
eines der Politikmuster, mit der die 
„marxistische Strömung" die 
JUSOS zur Bedeutungslosigkeit 
verkommen lassen würde. 
Schlußendlich vollkommen abwe­
gig isl die These, die marxistische 
Strömung sei mit einer prägenden 
Rolle für den Gesamtverband durch 
die Wiederwahl Susi Möbbecks 
ausgestattet. Im Gegenleil, es war 
diesem Spektrum wohl ein letztes 
Mal möglich, bei den Wo~ zu 
dominieren; in den Deba.~hl. 
Aus Wahlen allein auf deri"Einiluß 
und die Durchselzungskraffvon 
Strömungen zu schließen, erweist 
sich als zumindest gewagt, wie die 
Enlscheidungen der letzten Bundes­
ausschußsilzungen zeigen. Hier 
dominiert inholttich das 
undogmotisch-linke Spektrum. Dies 
wird nicht ohne Einfluß für die 
Zukunk der JUSOS und den 
nächslen Bundeskongreß bleiben. 

Mit knallroten sozialistischen 
Grüßen 

Thorslen Wamecke, 
Marburg 
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Susi Möbbeck 

SPD VOR DER V E R E I N I G U N G ? 

Am 27. und 28. September werden 
SPD-Ost und SPD-West die Vereini­
gung vollziehen. Ein historischer Mo­
ment in der Parteigeschichte? Davon 
kann man wohl nur bedingt sprechen. 
Zu störend ist die Vorgeschichte der 
letzten Monate - eine Geschichte poli­
tischen Versagens, an deren Ende die 
Sozialdemokratie nicht gestärkt, son­
dern geschwächt zu ihrer Einheit 
schreitet. Damit meine ich vor allem 
den ,,Sozialpatriotismus" (Glotz), dem 
die SPD-Führung in den vergangenen 
Monatenmehmeifüch anheimgefallen 
ist und mit dem sie sich selbst zum 
,,fellow traveller" des rechten An­
schlußkurses degradiert hat. Aber es 
gibt auch etliche Nebenwirkungen, die 
summasummarurn ein schlechtes Licht 
auf den Zustand der Partei vor ihrer 
Vereinigung werfen. 

ZWiächst einmal vereinigt sich die 
West-SPD mit einer Partei, die wahr­
scheinlich nur etwa 13.000 Mitglieder 
zählt - auf jeden Fall weniger als man­
che Unterbezirke in Nordrhein-West­
falen. Der faktische Loyalitäts- und 
Stellungswechsel der DDR-SPD von 
den Bürger- und Basisbewegungen in 
ein westlich kontrolliertes Parteiensy­
stem und ein massiver Al>- und Aus­
grenzungskurs gegenüber der gesam­
ten PDS haben sie für die meisten Ak­
tiven der demokratischen Revolution 
ebenso unattraktiv gemacht wie für kri­
tisch-demokratische Kräfte in der alten 
SED und der heutigen PDS. Sie hat es 
weder geschafft, in der jüngeren Intel­
ligenz ihre großen Chancen zu nutzen, 
nochhatsiesichandievieleneinfachen 
Betriebs- und Gewe11cschaftsfunktio­
näre mit früherem SED-Parteibuch 
herangetrau~ um auf diesem Gebiet ein 
Bein in die Tür zu bekommen. ,,Jnso-

Susi Möbbeck, JUSO-Bundesvorsit­
zende, Bremen 

fern ist sie eine Pfarrerpartei geblieben, 
die am Rand auch ein paar Angestellte 
und Ingenieure vorzeigen kann" (Peter 
Glotz, in: Sozialismus 8,90). 

Der Anschluß der DDR-SPD an das 
wesfücheParteiensystemistschonlange 
vor dem jetzt anstehenden Vereini­
gungspaneitag vollzogen worden. Seit 
Monaten können autonome Entschei­
dungen in einer der beiden Parteien 
nicht mehr gefällt werden. Da wurden 
in Absprache mit Bonn kurzfristige 
Entscheidungen in der öst-SPD orga­
nisie~ denen sich dann der West-Par­
teivorstand aus Solidaritltl natürlich 
wiederum nicht entziehen konnte. Auf 
dieser Basis ist nicht nur eine Verket­
tung von Fehlentscheidungen zustan­
degekommen. Es handelte sich dabei 
zudem um eine Enldemokratisierung 
der Partei. So hätte eine demokratische 
Willertsbildung zumindest in der West­
SPD gezeigt, daß es weder für einen 
frühzeitigen Anschluß der DDR noch 
für den Staatsvertrag eine innerparteili­
che Mehrheit gab. Eine - in den Statu­
ten eigentlich vorgescluiebene - Ural>­
stimmung der Parteintitglieder überdie 
Vereinigung hätte zwar ,,nur" symboli­
sche Bedeutung geha~ weil das Er­
gebnis klar gewesen wäre. Ebenso 
symbolisch ist aber der Verzicht auf 
diese Urabstimmung - symbolisch da­
für, daß die Paneirnitglieder und ihre 
Delegierten nur eine Statistenrolle im 
politischen Entscheidungsprozeß spie­
len. 

Während die SPD auf der einen Seite 
die Forderung nach einer Volksabstim­
mung über eine neue Verfassung un­
terstütz~ macht ihre Führung in der 
eigenen Partei klar, wie beschränkt der 
eigene Begriff von Demokratie ist. 
Überhaupt: Wäre es nicht denkbar ge­
wesen, die Entwicklung der DDR-SPD 
und die Vereinigung mit der West-

Partei zum Anlaß für eine 
gesellschaftliche Öffnung Wld-­
mokratische Parteireform zu 
um damit das Erbe der B·· 
gungen und der dernokr · 
lution in der DDR produktiv 
würdig aufzugreifen? S 
sich die SPD an das übe 
bürokratisch-parlamentari 
paneienmodell geklammen, -
Frage des Wahlrechts (aus 
se)standhaftverteidigtundim. 
interessederhiesigenpoli · · 
einen glorreichen Sieg ein 

IUl 
1 

schaffen. Ob es allerdings für die not: 
wendige Demokratisierung der Partei 
sinnvoll ist, daß 1.afont>ine auch noch 
Parteivorsitrender wird, wage ich zu 
bezweifeln. Wir brauchen eine Person 
_ am besten eine Genossin - , die sich 
um den Zustand der Partei und ihre 
demokratische Modemisierung küm­
mert, sie auch gegenüber den SPD­
Fraktionen und SPD-Regierungen 

stärkL 

_t;.._~· , 

· '.-:i,iarootaine steht für diejenigen, de­
;,~\nendasnationale Gefühl keinenoder 
'" .. _, :einen unangenehmen Schauer über 

Im übrige darf die Linke nicht überse­
hen daß Lafontaine nachwievor den 
So~ialismus in einer Klasse" vertritt 
~ eine v eränderung von Macht und 
Verteilungsverhältnissen gegenüber 
den kapitalistischen Sektoren ablehnt, 
der daher einen Spagat zwischen dieser 
Position und seinen massiven sozialen 
AnmJlhnungen an den deutschen Ver­
einigungsprozeß vollzieh" was tat­
sächlichetwasdernagogischeshat.Man 
muß aufpassen, daß sein Populismus 
nicht auf Kosten solider linker Pro­
grammatik geht. Die jüngste Asyl­
rechtsdebatte macht dies deutlich. 

:·&i, Rücken jagt, vor allem mner­
······. bderjüngerenGenerationen(und 

nicht nur in der linken Jntell1-
); er steht durchaus auch für 

des bürgerlich-liberalen Mi-
-:-.: und sogar Teile des aufgeklär­
.,, :: ,,ökonomischen Sachverstan-

.. er steht für eine europäisch-
•:• turelle, einer modernen Ar-

· ":.,und Lebensweise zugewand-
c:,· · verbindetindividue!len 

''"~lllli populärer Attitüde. 
~;p,:.: 
~;/(, onen mobilisieren unter­
e-;·· Emotionen und Assozia-
• '}Jeweils andere gesellschaftli­

·" '· der werden mit ihnen ver-
e,- ' • 
''l!ine zukunftsoriennerte sozi-

, ,. Positionmußmodem 
, damit auch unkonventio­

" :,lroofliktorientiert sein. Ein 
::~ der Parteispitze ist über­

. , Lafontaine muß deshalb 
. dat die SPD in den 

. führen. Er ist nicht nur der 
• , ,, _ der überhaupt über 
-·-_:Cl!ance verfügt; er könnte 

""-·dem Wahltag auch den 

Die Parteilinke darf sich also nicht zu 
einem halblinken, wi!lfährigen An­
hängsel des modernen Soziallibera­
lismus alal.afontaine degradieren. Vor 
allem im Verständnis von,,Demokrati­
sierung" gibt es substantielle Unter­
schiede: Programmatisch gilt dies nach 
wie vor für die Demokratisierung der 
Wirtschaft Strategisch uifft dies für 
das Verhältnis zu sozialen Bewegun­
gen und Kämpfen zu (im übrigen _auch 
zur Bedeutung rot-grüner Bündnisse). 
Und schließlich habe ich schon darauf 
hingewiesen,daßl.afontainealsPerson 
innerparteilich keineswegs für eme 
stärkere Demokratisierung steht. 

ition zurückgeben und 
für linke Politik 

Dennoch: Der 1989 erfolgte „Brül<­
kenschlag" zwischen l.afontaine auf 
der einen und linken Gewe11cschafts­
sektoren sowie sozialistischen Partei­
linken auf der anderen Seite war nach 
den Krächen in den beiden vorherge­
henden Jahren eine wichtige Wende. 
Im übrigen wird dieser ,,Brücken­
schlag" bei genauer Betrachtung auch 
von jenen 25 Abgeordneten (vom ,,La-
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fontainisten" Peter Glotz bis zur Mar­
xistin"KathrinFuchs)repräsenti~die 
imJunigegendenStaatsvertragstimm­
ten. Ich denke, daß da für die Zukunft 
der Partei noch mehr drinsitzt: Der 
,,Brückenschlag" darf nicht als kurzle­
biges, taktisches Manöver, sondern muß 
als Basis für eine ,,zweite Erneuerung" 
und Modernisierung der Partei verstan­
den und gehandhabt werden: Es geht 
um ihre gesellschaftliche Öffnung und 
kulturelle Modernisierung, ihre inhalt­
liche und personelle Verjüngung, um 
die Rückgewinnung der Intelligenz und 
der modernen Gewerkschaftslinken, um 
die Gesprächsbereitschaft mit anderen 
linken Kräften, ihren europäischen 
Charakter und einiges mehr. Für die 
nächsten Jahre Aufgaben genug, die 
gemeinsam angepackt werden können. 

Alles dies steht nun für eine gesamt­
deutsche SPD an - auch und gerade für 
die bislang wenigerfolgreicheSPDauf 
dem Gebiet der (Noch-)DDR. Der 
Brückenschlagmußauchdorthinerfol­
gen (Böhrnes Nominierung für den 
Parteivorstand ist ein wichtiges Signal). 
Nach dem Vereinigungsparteitag und 
nach den gesamtdeutschen Wahlen gilt 
es,mitdemsozialdemokratischen Weg 
des Jahres 1990 zu brechen, um den 
Weg in die 90iger Jahre zu bahnen. 
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Die Jugendlichen in NRW sind weHemin 
polHisch stärter links eingestelH als der 
Durchschnitt der Bevölkerung. Bei der fra­
ge nach der Par1ei, der sie die größte Syri1-
pa1hie entgegenbringen, entfallen 44,6% 
der Angaben auf die SPD, die Grünen ver­
weisen mH 22°/odie CDU mft 19,1% auf den 
dritten Platz. Allerdings machen 14,2% lrlli­
ne Angabe, und die rechtsextreme Gegen­
bewegung wird bei diaser Umfrage mH4,5% 
der Angaben zugunsten der Republikaner 
ebenfalls sehr deutlich. 
Daß Par1eien fürsie persönlich wichtig oder 
sehrwichtig seien, äußern nurdieAnhänge­
rlnnen der Republikaner in weHüberdurch­
schnittlichem Maße. 
Die Jusos denken, daß das etwas damH zu 
tun hat, daß Jugendliche in den polHischen 
Par1eian zur Zeit nicht die Kräfte sehen, die 
PefS!lektiven zur Lösung der globalen und 
sozialen Probleme zu bieten hätten, nicht 
sehen, daß es wirkliche Alternativen und 
Auseinandersetzungen um poläische Kon­
zapla gibt, in die einzugreHen sich lohnen 
würde. Dazu komme das oft beklagte Glaub­
würdigkei1sdefizH der Politik. 
Die Konsequenz der Jusos: Die SPD muß 
sich wieder stärker als treibende Kraft ge­
sellschaftlicherVeränderung profilieran und 
den Menschen MöglichkeHan bieten sich 
aktiv und gestaHerisch am Kampf für die 
Veränderung zu beteiligen. Eine emeuar1e 
und immerwiederemeuer1ungsfähige Poli­
tik sei mehr denn ja gefragt. Dazu gehört 
nach Auffassung der Jusos auch eine Ver­
jüngung und eine Demokratisierung der 
Par1aiorganisation der SPD. 
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ten aufl,recherl las­
sen und zu markan­
ten Neuorientierun­
gen wichtiger Akteure 
geführt. Die „A uf­
brueh" - Gruppe, deren 
schwächere Hälfte tat­
sächlich einmal eine Par­
teimitte hatteorganisieren 
wollen, deren kräftigere 
aber nur einen taktischen 
Dreh suchte, um ihre im 
Durchschnitt rechts von den 
Realos angesiedelten gesell­
schaftspolitischen Vorstellun­
gen (Suspendierung der sozia­
len Frage, neue Mütterlichkeit, 
zum Individualismus überstei­
gerte Individualität, elitäres Men­
schenbild) als angeblich strö­
mungsübergreifend, neuiral, inno­
vativ verkaufen zu können, ist am 
inneren Widerspruch zerbröselt. 

. ist 

Der ,,Auftruch" hatte das Hagener 
Bündnis mit den ,,Realos" wegen Er­
folglosigkeit auf- und umfangreiche 
SelbslkritikangekündigtDiebewgsich 
dann aber nur auf die Stilmittel, nicht 
auf denZweck der Hagen er Übung, der 
Partei ein reduziert-ökologistisches 
Profil unter Verdrangung linker Ele­
mente zu verpassen. Wichtige Teile 
des realpolitischen Lagers - über die 
,,kritischen Realos" hinaus -, die in 
Hagen schon mit Teilen des ,,Linken 
Forwns" kooperiert hatten, stellten bis­
herige Polarisierungs-Sirategien viel 
grundsätzlicher in Frage. Der Schock 
von Hagen, der auch denen in den Kno­
chen saß, die nicht verloren hatten, die 
Wahlerfolge von NRW und Nieder· 
sachsen, wo den GRüNEN trotz nicht 
berauschender Ergebnisseneuestrate· 
gische Möglichkeiten zuwuchsen, und 
die extrem schwierige Aufgabe, die 
Partei als definierbares Gebilde in das 

r~-~ nutten. das in det ~ :lt weitetllringt. -,-,. -·--;···- ____ ,_._, ,_.;.,: ·, ,_, 

Die lange i~ Siiilii,:~en 
werden· sich noch weiter entmischen. 
DieParteilinke hal sich schon seit lan­
gemausdifferenziert-DasDesastervon 
Hagen hat nun die im Realo'Lager 

Jängst_vorhandenen !llachdenklichkei-

Ludger Volmer, MdB, Die Grünen 

g 

nicht 
mehr 

verhin-
~Ge­

s~tsch­
land zu iltierfüh­

ren. wirkten wie 
Katalysatoren, die 

nun Vertreterlnnendie­
ser beiden Realo-Grup­

pierungen und Teile des 
,,LinkenForums"miteinander 

ins Gespräch brachten. 

Eine nüchterne und schnörkelose 
Darstellung der jeweiligen Positionen 
in diesem Kreise machte deutlich: wenn 
die Ressentiments, die sich durch die 
Kunst der Zuspitzung in der Partei auf­
gebaut hatten, einfach einmal beiseite 
gelassen werden, tritt ein solcher Fun­
dus an Gemeinsamkeiten zutage, daß 
jeder Gedanke an Parteispaltung im 
NachhineinaJsnochabsurdererscheint; 
mitdenverbleibendenDifferenzenkann 
die Partei leben, wenn sie nicht mutwil­
lig zum Ausgangspunkt zerstörerischer 
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Ambitionen genommen werden. Die 
bisherige Streitsucht wird nicht plötz­
lich in dumpfe Hannonie umschlagen; 
aber eine Eingrenzung der Arena. in 
der in Zukunft gestritten wird, sollte 
erreichbar sein. 

Die Idee, schon für den Dortmunder 
Parteiiag ein Einigungspapier über 
wichtige Fragen vorzulegen, mußte 
wegen der Vermittlungsprobleme in 
das jeweilige politische Umfeld zu­
rückgestellt werden. Allerdings: die 
Auffassung wächs~ daß nur das nüch­
terne Ausloten der Gemeinsamkeiten 
und deren Betonung in der politischen 
Praxis die Weiterexistenz der Partei 
sichern kann. Das Einigeln in den alten 
Strömungsbastionen kann zwar wegen 
der komplexitätsreduzierenden Wir­
kung dem eigenen Kopf Entlastung 
bringen, entspricht aber weder der ob­
jektiven Problemlage der Partei, noch 
den subjektiven Lernprozessen zahl­
reicher Mitglieder. 

Unnötig polarisierende Positionen bei 
den inhaltlichen Debatten hatten in 
Dortmund keine Oiance. Es werden in 
Zukunft nur noch solche Anträge Er­
folg haben können - ob von linker oder 
realpolitischer Seite aus formuliert -, 
die die Intentionen der neugebildeten 
Parteimitte aufnehmen. 
Zudem wurden in der Resolution zur 
Klimapolitik (fast Konsens) umstritte­
ne Fragen dem Grundsatz nach mitge­
klärt. So enthält der Text eine eindeuti­
ge Aussage, daß sowohl außerparla­
menlarische Aktionen als auch Regie­
rungskoalitionen zum Repertoire grü­
ner Durchsetzungs-strategien gehören. 
Während hier die pragmatische Hmld­
lungsorientierung festgelegt wurde, 
bestätigte die Partei ihre inhaltlich ra­
dikalen Intentionen bei der Formulie­
rung des zuletzt strittigen Zusammen­
hangs von ökologischer und sozialer 
Frage. 

Grüne Politik muß unter der Bedin­
gung ökologisch notwendiger Selbst­
beschränkungder Industriegesellschaft 
die Umverteilung von oben nach unten 
mitorganisieren. 

ED In der deutsch­
landpolitischenDebat-
te wurde das Nein der 
GRÜNEN zum S1aats-
vertrag, zu dem sich auch 
die Bundestagsfraktion 
bekennt, bekräftigt und 
Wankelmut der SPD be-
spöttelt. Nachdem im Streit 
,,Realosuf'Linke" sich Lö­
sungsbemühungen andeuten, 
werden die größeren Turbu­
lenzen für die GRÜNEN auf 
der Ebene der Kooperation mit 
DDR-Gruppen auftauchen. In 
dem Spektrum in der DDR, das 
mit dem grün-alternativen in der 
BRD vergleichbar ist und mit dem 
die GRÜNEN gern eng zusammen­
arbeiten wollen, gibt es anscheinend 
(noch?) keinen einheitlichen Willen 
zu einer Kandidatur für ein gesamt­
deutsches Parlament. Zudem sind die 
internen Beziehungen der entspre­
chenden DDR-Gruppen untereinander 
noch ungeklärt. Auf Seiten der BRD­
GRÜNEN wiederum scheint es unter­
schiedliche V ersuche einzelner Strö­
mungen zu geben, die unbestimmte 
Situation aufDDR-Seite zur Verbesse­
rung der eigenen Position im Rahmen 
einer neu-deutschen Gesamtpartei zu 
nutzen. 

Auf der einen Seite manövriert ein Teil 
der Parteilinken, der sich eine Art links­
alternative Oppositionsliste deutsch­
landweit wünscht (ohnePDS übrigens). 
Er verkennt dabei zum einen, wie eng 
durch gesetzliche Vorgaben der Rah­
men für Experimente gewgen ist; zum 
anderen versucht er so, eine eindeutige 
Fixierung auf die Oppositionsrolle zu 
retten, die durch rot-grüne Bündnispo­
litik längst durchkreuzt wurde. 

Auf der anderen Seite hoffen die Reste 
des ,,Aufbruch" und einige Realos, ihre 
neo-konservative Vision von den 
GRÜNEN als ökologistischer Bürger­
rechtspartei-mitHilfederverrneintlich 
konservativeren GRÜNEN PARTEI 
und Bürgerrechtsgruppen der DDR -
doch noch verwirklichen zu können. 
Alleingänge von DDR-Prominenz 

schei­
nen zu­

dem die 
eigene elitä­

re Vorstellung 
einer Partei gro: 

ßer Frauen- und 
Männerköpfe als der 

vereinten deutschen 
DichterundDenkerzusti­

mulieren. Auf diesem Hin­
tergrund erweist sich die bizar­

re Imagination führender ,,Auf­
brecherlnnen", die Parteilinke sol-

le/wolle sich der PDS anschließen, 
als verzerrte Projektion des eigenen 
Wunsches, an der Aura heute schon 
legendärer DDR-Gruppen zu partizi­
pieren. Wahrscheirtlich tun die ,,Auf­
brecherlnnen" den Kolleginnen in der 
DDR mit ihrem ideologischen Einver­
leibungsversuchjedochUnrechtDenn: 
Welchen Ansatzpunkt werden die 
DDR-Bürgerrechtlerinnen, die ihre 
Kategorien im bewundernswerten an­
tistalinistischen Widerstand entwik­
kelten, eigentlich noch in einem libera­
len Rechtsstaat auf der Basis des 
Grundgesetzes haben? Wird sich nicht 
manches auflösen? Jedenfalls sind in 
der DDR nach der Vereinigung rasante 
Veränderungsprozesse im Bewußtsein 
der Akteure zu erwarten, die ihre poli­
tischen und kulturellen Kategorien an 
den neuen Rahmen anpassen müssen. 
Vielleicht werden sich manche radi-

\ 
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kalisieren. andere privatisieren. . 
Ein eventueller Versuch. durch eme 
Funktionalisierung von DDR-Bürger­
rechtsgruppen das Gewicht bei den 
GRÜNEN dauerhaft nach ,;echts" zu 
verschieben. besitzt keine rationale 
Gnindlage_ Dennoch kann es vorüber­
gebmd zu einem Anwachsen konser­
vativerer Einstellungen kommen, die 
nervenschwache Linke (eigenartiger­
weisedie, die das radikalste Wortfüh­
ren) aus der Partei treiben könnten. 
Dies aber wäre nicht nur deshalb fatal, 
weil darm - und nur dann - die Absicht 
der elitären Fraktion Aussicht auf Er­
folg haben köonte, sondern auch. weil 
es nach wie vor keine linke Alternative 
zu den GRÜNEN gibt. 

IJI Eine ,,radikale Linke" außerhalb 
derGRÜNENhateineZukunftnurals 
politisch irrelevanter Debattenzirkel. 
Sobald dort die Frage nach ernsthafter 
politischer Intervention gestellt wer­
den wird, reproduzieren sich die Dis-

kussionen, wegen derer Mensch die 
GRÜNEN verlassen hat. 

Die PDS ist auch bei den ,,radikalen 
Linken" umstritten. PDS und GRÜNE 
sind Freßfeinde. Die lange herrschen­
den Ideologien ungehemmter Entfal­
tung der Produktivkräfte, der wissen­
schaftlich-technischen Systemkon­
kurrenz, der zentralstaatlichen Plan­
barkeit komplexer gesellschaftlicher 
Prozesse, der Reduzierung der Eman­
zipation der Frauen auf gleichen Zu­
gang zum Erwerbsleben, der institutio­
nellen Außenleitung menschlicher 
Motivation, der Mißachtung der Natur 
als reiner Produktionsfaktor etc. lassen 
sich nicht durch rasche ökologische 
Mimikry, eine Umbenennung der Par­
tei und ein schnell zusammengeschrie­
benes Programm schlagartig abschüt­
teln. Wenn es überhaupt gelingen soll, 
dann braucht es Zeit und nicht die Bil­
dung einer Linken Liste in der BRD, 
die in Konkurrenz zu den GRÜNEN 
treten soll. Umgekehrt: Es müßte Auf-

• Zeitschrift marxistischer 
Sozialdemokraten/innen 

• erscheint 6 mal jährlich 
•fürJusos,Parteiund 

Gewerkschaften 
• mit Beiträgen aus Politik, 

Wirtschaft und Kultur 
• Einzelheft 3,50 DM, 
• Jahresabo 21,00 DM 

Ich will ein Probeheft: 

an: SOVEC, Im Körbchen 10. 3400 Göttingen 

gabederGRÜNENundihrerBiindrtis­
gruppen in der DDR sein, den tatsäch­
lichfortschrittlichensozialökologischen 
meist jugendlichen Kräften, die sich 
auch in der PDS fmden, ein Angebot 
zur Mitarbeit zu machen. 

Auch wenn die GRÜNEN ihr Terrain 
nicht nur gegen eine SPD verteidigen 
und ausbauen müssen, deren Kanzler­
kandidat grüne Sympathisantlnnen an­
sprich4 sondern auch gegen aggressive 
Geltungsansprüche einer Partei, die in 
derDDRgescheitertistunddarauseine 
Berufung für Gesamtdeutschland ab­
leite~ bleibt ihr nur eine einzige strate­
gische Möglichkeit: Platzhalten. Stand 
halten als eine Parteimitlinks-ökologi­
schem Profü, die nicht nur im liberalen 
Sinne für die formalen Rechte von 
Bürgerinnen eintrit4 sondern auch im 
sozialen für ihre gesellschaftlichen In­
teressen. Die waghalsigen Manöver in 
der Parteienlandschaf4 die der ,,Auf­
bruch" veranstalten will, enden mit Si­
cherheit im Abbruch des heutigen grü­
nen Projektes. Die Alternative heißt: 
rund um undogrnatische Linke und lin­
ke Realos, die bereits in den Dialog 
miteinander eingetreten sind. .lßl!l·wt­
gebundener Kreisverbanru-haf~'. ein 
neues Kraftfeld zu bilden, das iiiiksori­
entierte sozialökologische und eman­
zipatorische Inhalte mit außerparla­
mentarischen und institutionellen 
Durchsetzungsformen verknüpft. Die­
ser Weg bietet die größeren Chancen, 
eine Abwanderung zur sich radikal 
wähnenden Linken oder PDS aufzu­
halten, das Profü gegenüber der SPD 
zu behaupten, den Bürgerinnen gegen­
über Handlungsfähigkeit und relative 
Geschlossenheitnachzuweisen, Kristal­
lisationspunkt für viele von denen in 
der DDR zu werden, denen der Slaats­
vertrag Elend bringen wird, die Partei 
auf die gesamtdeutsche Ebene trans­
formieren und auch dort für eine rot­
grüne Option einzutreten. 
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Ulrike Loida und Ciaudia Walther 

GEGEN DEN ANSCHLUSS UND SEINE FOLGENI 
FRAUEN HABEN DIE SCHNAUZE VOLL! 

;:,; 
lt 
~ 

,,Der Kampr gegen den § 218 wird 
rumerstengemeinsamenKamprder 
deutsch-deutschen Frauenbewe­
gung!! Und wir werden nicht aurhö­
ren mit dieiem Kampr, bis dieser 
Paragraph eliminiert worden ist und 
die Menschenwürde der Frau endlich 
respektiert wird". 

So Christina Schenk vom UFV (Unab­
hängigen Frauenverband) der DDR in 
ihrer Rede auf der bundesweiten Demo 
von rund 2o.ooo Menschen gegen den 
§ 218 am 16.6. in Bonn. Zur gleichen 
Zeit setzten sich ihre Schwestern in 
Ost-Berlin und anderen Städten der 
DDR in vielen Aktionen für die Straf­
freiheit von Schwangerschaftsabbrü­
chen und gegen den§ 218 ein. 

Die Demo und Aktionen blieben nicht 
ohne Wirkung: rund einen Monat spä­
ter bahnte sich ein Kompromiß der 
,,Parteifrauen" an: Straffreiheit für 
Schwangerschaftsabbrüche bis zum 3. 
Monat bei gleichzeitigem Bera­
tW1gszwang lautete die Devise der 
weiblichen Bundestagsabgeordneten 
aus SPD, FDP und CDU. Wenige 
Stunden später verkündete Rita Süß­
muth als Privatfrau den „3. Weg". Also 
eine Zwangsberatung mit Indikationen 
in Verbindung mit Straffreiheit, bei 
gleichzeitigem Schutz des ungeborenen 
Lebens mit Verfassungsrang. -Ja, was 
will sie denn nun eigentlich??? 

i Von Selbstbestimmung kann auch bei 
i diesem Vorschlag nicht die Rede sein. 
;; Zumal er auch eine ,,EnlSCheidungs-
~ freiheit" für Äntlnnen vorsieht, arer 

---c- s- nicht eben für die Frau, die dann wie-

~ij(i 
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Bleibt vor allem unklar, WEM eine 
Indikation erteilt wird und WER sie 
erteilen darf. Mit der unfreiwilligen 
Beratung wird der bisherige Hürden­
lauf für Frauen fortgeführt und mit dem 
moralischem Druck zum ,,SChutz des 
ungeborenen Lebens" verknüpft. 

Dennoch stößt Ritas Vorschlag auf den 
heftigen Widerspruch von selbster­
nannten Lebensschützern, von Kir­
chenmännern, Altherrenpolitikern, von 
Rechtsradikalen und weiten Kreisen 
der CDU. Deutlich machen diese 
Vorschläge aber eines: daß eine unge­
heure Dynamik zur Zeit in der§ 218 -
Auseinandersetzung steckt! Gerade vor 
den Wahlen. 

In dieser Tatsache liegt gleichzeitig der 
fferdefuß einer längeren „Übergangs­
bestimmung". Es wird von konservati­
ven Kreisen auf eine Entpolitisierung 
der Diskussion gesetzt, um letztendlich 
doch den § 218 hüben ru retten und 
drüben aufzudrücken. Warum eine 
„Übergangsregelung" auch in der ASF 
recht beliebt ist, bleibt ziemlich 
schleierhaft. 

Nach wie vor gibtesnureinen Weg zur 
Selbstbestimmung: dieForderungnach 
ersatzloser Streichung des§ 218 ! 
Diese unabdingoore Position der Frau­
enbewegung wirdnunauch vonMompi 
und seinem Berliner Senat unterstützt. 
Ein „Gesetz über selbstbestimmte 
Schwangerschaft" -ohneeineNennung 
von Fristen - will Berlins Senat in den 
Bundesrat als Initiative einbringen. 
Unterstützt wird dies von Bremens 
Landeschef W edemeier, der für die ge­
samtdeutsche Übernahme der DDR­
Fristenlösung ist. 

längst schon wird klar, daß der § 218 
nicht mehr von der Einheit und den 
Folgen des Anschlusses ru trennen ist. 

Bereits im Vorfeld der Währungsunion i 

stieg die Anzahl der Schwangerschafts- ' 
abbrüche in der DDR drastisch an. Es 
hattesichschließlichherurngesprochen, 
daß Frauen mit Kindern und Schwan­
gere als erste entlassen werden. 
Allmählich spricht sich auch die Be­
deutung des§ 218 West beiden Frauen 
Ost herum. Dort herrschte zunächst bei 
vielen ein Informationsdefizit über die 
genauen Regelungen des bundesdeut­
schen § 218. Schließlich war die Fri­
stenregelung der DDR, die einen Ab­
bruch bis zum 3. Monatermöglicht und 
auch darüberhinaus Straffreiheit ge­
währleistet, für alle eine Selbstver­
ständlichkeit. Durch ihre kampflose 
Einführung 1972 hatte in der DDR 
keine intensivere Auseinandersetzung 
über Selbstbestimmung und Schwan­
gerschaftsfreiheit stattgefunden. Laut 
Umfrage des Ostberliner Zentralinsti­
tuts für Jugendforschung sind aktuell 
77% der DDR-Bürgerinnen für die 
Fristenlösung.110.000Frauen der DDR 
haben für ihre Beibehaltung an DDR­
Frauenministerin Christa Schmidt ge­
schrieben.Nun werden die DDR Frauen 
damit konfrontiert, daß ihnen das Ab­
treibungsverbot oder zumindest das 
Indikationsdilemma - nach einer Über­
gangszeit - droht und gleichzeitig die 
ersten Kinderkrippen jetzt geschlossen 
werden. Natürlich liegt die Verant­
wortung für die Betreuung und die 
Versorgung der Kinder, ihre Einklei­
dung unter enorm gestiegenen Preisen 
wieder bei den Frauen - bei wem auch 
sonst? 

Während die Linke den deutsch-deut­
schenProzessenzu-undhinterherschaut 
und beginnt, die Prozesse des rusam­
mengebrochenen Realsozialismus in 
Ost-Europa zu verdauen, entsteht eine 
gemeinsame Idee der Frauenbewegung 
Ost und West: Noch vor den gesamt­
deutschen Wahlen soll „GEGEN DEN 

ANSCHLUßUNDSEINEFOLGEN" 
und FÜR SELBSTBESTIMMUNG" 
demonstriert werden. Dieses gemein­
same Vorhaben einer Riesendemo, zu 
dem sich die Frauen der bundesweiten 
§218-Koordination, das Bündnis Frau­
en Begehren Selbstbestimmung und 
der Unabhängige Frauenverband 

Wo~gang Michal 

(UFV) der DDR entschlossen haben, 
wendet sich an alle Frauen und an Män­
ner, die die jetzigen und noch drohen­
den Folgen des Anschlusses zu tragen 
haben: ob zur Abtreibung, zur Arbeits­
losigkeit, zur Streichung der Kinder­
krippen oder gegen Ausländerin­
nenfeindlichkeit, Sexismus, Nationa-

lismus und für Entmilitarisierung. 
Erstmals ruft damit ein breites Frauen­
bündnis zu einer Demo auf, die sich 
nicht auf einzelne Frauenfragen be­
schränkt. Bewußt soll die allgemeine 
politische Siruation aus der Perspekti­
ve der Frauen zum Thema gemacht 
werden. 
Das Frauenbündnis, wenn auch vorher 
in bundesdeUISCherZusammensetzung, 
hat sich im Juni bereits als erstes Bünd­
nis bewährt, das die Gestaltung der 
Einheit ernst genommen und zur Akti­
on gemacht hat 
In dem neuen Vorhaben liegt eine große 
Chance. - Vorausgesetzt, das Frauen­
bündnis kann sich auf die volle Unter­
stützung der beteiligten und noch ange­
sprochenen Organisationen, Parteien 
und Verbände in Ost und West verlas­
sen! 
An Dynamik, wie gesagt, fehlt es nicht. 
Das zeigt uns der§ 218 und das haben 
uns auch die streikenden Frauen und 
Männer im Einzelhandel der DDR 
deutlich gemacht! 

HAT ES DENN SINN, 
IMMER N U R N E T T ZU SEIN? 

„Wann beißt es auch bei uns: Wir 
sind das Volk? Wann ergreüt die 
demokratiscbeLinkedieCbance,aus 
der Geschichte ru lernen?" Mit sol­
chen Fragen eröffnete UlrSkirkesei­
ne ,,Sieben Thesen mr Rdorm von 
Partei und Parlament", die spw in 
Heft 51, Seite 18ff, veröffentlichte. 

WolfgangMichal,Journalist,Hamburg 

Für mich sind das enlSCheidende Fra­
gen. Denn alle Gruppierungen, die in 
den letzten 15 Jahren in Ostmitteleuro­
paentstanden, waren Bürgerinitiativen: 
,,Das Komitee für gesellschaftliche 
Selbstverteidigung" und das „Bürger- -
komiteeSolidamosc" in Polen, .,Charta 
77", .,Bürgerforum und Öffentlichkeit 
gegen Gewalt" in der Tschechoslowa­
kei, .,Neues Forum" und ,,Demokratie 
jetzt~ in der DDR. ,,Demokratisches 
Forum" in Ungarn usw.usf. Es waren 
Bürgerinitiativen gegen die herrschen­
den Blockparteien, Bürgerinitiativen 
rur Wiederherstellung demokratischer 
Verhältnisse. 

Auch im Westenherrschenseitlangern 
Blockparteien, deren innerparteiliche 
Demokratie vor die Hunde gegangen 
ist Auch im Westen entwickelten sich 
in den siebziger und achtziger Jahren 
Anti-Parteien-Parteien und Bürger­
initiativen gegen ein strukturell ver­
kalktesSystem.Ichnennenurdasjüng­
ste mir bekannte Beispiel: Die Bürgeri­
nitiative ,,Das bessere Müllkonzept" 
erkämpfte in Bayern einen Volksent­
scheid gegen eine große Koalition aus 
CSU und SPD. Nicht wenige der über 
eine Million Unterzeichner des Volks­
begehrens (was für ein schönes Wort!) 
warenaktiveSozialdemokraten,diesich 
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außerpaneilichgegen ihre Führung zur 
Wehr setzten, weil sie irmerpaneilich 
nichts mehr zu sagen hatten. 
Ich will keine weiteren Beispiele anfü­
gen, weil wir den Skandal der Entde­
mokratisierung unserer Partei nun 
wahrlich oft genug beschrieben haben: 
Ulf Skirke in seinen Thesen" Ralf 
Krämer, Susi Möbbec~ Karsie:i Ru­
dolph und Birgit Zoemer in ihren ,,Pe­
restrojka-Vorschlägen" (spw Heft 52, 
Seite 27ft), ich in meinem 1988 er­
schienenen Buch ,,Die SPD- staatstreu 
und jugendfrei". 

Unsere Reformvorschläge 
gleichen sich' 

Es kommt also darauf an. die Verhält­
nisse nicht weiter zu inteipretieren, 
sondern sie zu ändern. Anders ausge­
drückt: Der Streit um die überfällige 
Partei-, Parlaments- und Verfassungs­
reform muß in eine praktische Phase 
eintreten. Nicht Streitkultur muß Platz 
greifen, sondern Streit. (In diesem Sinn 
sollten wir den kulturellen Wert des 
Streithahns Oskar Lafontaine nicht 
unterschätzen.) 

terten) Aufstand der Lafontaineisten 
mit Sympathie verfolgt: Endlich war 
der Richtungskampf, der seit Jahren 
zugedeckt wird, öffentlich zu erken­
nen, endlich war es so weit, daß die 
öffentliche Diskussion polarisiert war: 
hier Nationalisten, dort Sozialisten. 
Endlich wurden Roß und Reiter ge­
nannt! Doch die Kraft reichte (noch) 
nicht aus. 

Haben die Jusos geschlafen? Die Be­
zirke? Der Parteirat? Das Ollenhauer­
haus? 
Manche Jusos scheinen mir in der Ge­
fahr zu sein, ihre Reformvorschläge 
bürokratisch, nicht strategisch angehen 
zu wollen. Kleinlich sind z.B. Quotie­
rungen, die über die historisch notwen­
dige Frauenquote hinausgehen: fünf 
Prozent Jusos da, ein Drittel Beamte 
auf vier Fünftel Arbeitnehmer dort, zwei 
Frauen pro Viertel Selbständige. Auf 
einen Schelmen anderthalbe. 

Die zu Ende gedachte Quotierung ze­
mentiert nur den Status quo. Denn 
Quotierungen entbinden von derpoliti­
schenPflicht, dasNeue im Streitdurch­
zusetzen. Erhard Eppler hat das am 
neuen Grundsatzprogramm deutlich 
gemache Der Weg zum Programm ist 
fast wichtiger als das Programm selbst. 
(Und wer sich an den Weg zum Berli­
ner Programm erinnert, weiß, warum 
esinderMitgliedschaftunbekanntblieb: 
Es besitzt keine emotionale Veranke­
rung, es war Schreibtischarbeit, Papier.) 
Neues ist nur im Streit zu verankern. 
Deshalb sind Revolutionen so identi­
tätsstiftend. 

Wann werden wir ruren: 
,,Wir sind das (Partei-) Volk?" 

Praktisch werden heißt für mich: Die 
Durchsetzung unserer Reformvorstel­
lungen muß Priorität gewinnen vor der 
ewigenBittstellerei um Mitbestimmung 
in der eigenen Partei. Die Quengeleien 
müssen aufbören zugunsten einer 
konstruktiven Strategie. 
Auseinandersetzungen mit Leuten wie 
BodoHombach lohnen das Papier nicht 
mehr. Leute wie Bodo Hornbach stel­
len sich begriffsstutzig, wenn sie Farbe 
bekennen sollen, weichen aus, wenn 
sie um Antworten verlegen sind, haben 
nichts parat als die alten Kamellen von 
anno dazumal, als man Bürgerinitiati­
ven Egoismus und politische Naivität 
vorwarf, um von sozialdemokratischen 
Spießern Beifall zu erhalten. 

Wir sollten aufhören, uns mit Formeln 
wie ,.Darüber müssen wir weiter nach­
denken ... " abspeisen zu lassen. DieZeit 
der Nettigkeiten ist vorbei. 
Insofern habe ich den (vorerst geschei-

Wir spüren, daß die Partei alten Typs 
historisch überhok ist: Wie sich im 19. 
Jahrhundert Parteien aus Vereinen bil­
deten, werden sich im 21. Jahrhundert 
Bürgerinitiativen aus Paneien bilden. 
Dieser Prozeß ist unumkehrbar. Um 
aber in der Übergangsphaseautoritären 
Populismus, Diktatur, Faschismus oder 
Anarchie zu vermeiden, müssen die 

demokratischen Linken aus Ost 
West parteiübergreifend ein 
sches Netz aufbauen, das die · __ ,< 

Paneien des 0Stens mit den alten. 
te1en des Westens vemindet -

Ich halte es deshalb für falsch, -•­
JungsozialiStenalsautonomenJU!I ' 
verband aus der SPD auszu · 
Die Jusos müssen vielmehr inn 
der SPD die neuen Strukturen 
ren". Denn die Jungsozialisten 
es sein, die nach der Enkelgen 
die SBE, die Sozialdemokrati •· 
Bürgerinitiative Europas, be · ., 
müssen. 

vgl. ,,Staatspartei oder Bürg · ·' 
tive",in:WolfgangMichal,Die · 
- staatstreu und jugendfrei, 
b. Hamburg 1988, S. 19 '' 

AJI jenen übrigens, die (wie 
Schulze in spw Nr. 52, S. 
behaupten, ich würde einer 
kanisierung der SPD das Wort'' 
den, möchte ich Dietrich Bo "' 
fers Satz entgegenhalten, ,,daß 
tisch verantwortliche Arbeit " 
möglich ist, wenn sie auch · ·, 
Wirklichkeiternstnirnmt,die 
den eigenen Willen entstanden · ' 
Die Amerikanisierung der ·"' 
republikanischen Gesellschaft;­
eine solche Wirklichkeit. 

Demokratieentwicklung zu zementie­
ren scheint? Auf eines, das mit immer 
protzigerer ökonomischer Gebärde die 
Schwäche der ehemaligen Ostblock­
Staaten auszunutzen sich anschickt ? 
Die CSU forderte-quasi als Ausgleich 
zu der nur mit Bauchschmerzen und 
vielen Gegenstimmen akzeptierten 
gemeinsamen Entschließung von 
Volkskammer und Bundestag zur pol­
nischen Westgrenze - aus der bayeri­
schen Alpenfestung die Polen auf, sich 
mit einem ,,deutlichen Wort" an den 
deutschen Vertriebenen zu entschuldi­
gen. Die wiederum bereiten mit Un­
terstützung aus Steuergeldern eine 
großangelegte Abstimmung ,,Frieden 
durch freie Abstimmung" in den Ost­
gebieten vor, in der die Menschen dort 
gefragt werden sollen, ob sie noch 
weiterhin zu Polen gehören möchten. 
Der Kanzler, der langte glaul:xe, sie mit 
rhetorischen Zugeständnissen bei der 
Stange halten zu können und nun den 
Zeitpunkt sah, sie zur endgültigen 
Aussöhnung mit Polen und zur Ak­
zeptierungderGrenzenaufzurufen,ging 
mit seiner Forderung beim jüngsten 
V ertriebenentag in einem ohrenbetäu­
benden Preifkonzert unter. 

Unmerklich verkehren sich die Fron­
ten. Die Umwertung und Relativierung 
der europäischen Nachkriegsgeschich­
te ist in vollem Gang. Nächstens wird 
die Sowjetunion noch dafür katzbuk­
kelnmüssen, daß sie Hitler zum Angriff 
provoziert hat, und das zwölfjährige 
Reich wird seine Rechüertigung als 
antisowjetischesBollwerkerleben, wie 
esseitJahrundTagderOdessa-Kämpfer 
Alfred Dregger anmahnt. Zufall, daß er 
gerade jetzt exakt für diese ,,patrioti­
sche" Haltung den Konrad-Adenauer­
Friedenspreis erhielt? Bald wird uns 
nachträglich zumindest der moralische 
Sieg im Weltenbrand des zweiten gro­
ßen Krieges zustehen. Er war ja anti-

kommunistisch gemeint. Der Zerfall 
des realsozialistischen Imperiums hat 
dieserSichtweisenunnachträglichrecht 
gegeben. 
Alles in allem: Die Neigung zu einer 
differenzierten Geschichtsaufarbeitung 
und zur skrupulösen Präsentation neu­
en Nationalbewußtseins der Deutschen 
nimmt ab. Ein zusätzlicher Grund: Wie 
nach dem zweiten Weltkrieg die 
Trauerarbeit über das Nazi-Regime 
wirtschaftswunderlich kompensiert 
wurde, macht sich heute wiederum der 
,,Horrorvacui"breit.DieDDR-Bürger, 
nach dem Ende des SED-Regimes und 
der gleichsam über Nacht im Abgrund 
verschwundenen eigenen 40jährigen 
Geschichte stehen vor einer Tabula­
rasa-Situation, vergleichbar der nach 
dem Ende des zweiten Weltkrieges. Im 
freien Fall ins identiläre Nichts flüch­
ten sie kollektiv in das neu entdeckte 
Deutschland. Das frisch lackierte 
schwarz-rot-goldeneFirmenschild,das 
die Regierung da so eilfertig aufpoliert, 
strahlt als Fixstern, hinter dessen Bahn 
sich alles in ein neues blankgeputztes 
Morgen retten will, das kein Gestern 
mehr kennt, sondern nur noch glückli­
che Warenzukunft. 

Ein wichtiges Motiv hinter dem ganzen 
Einheitstaumel ist also die kollektive 
V erdrängungssucht, die wie nichts an­
deres das deutsche Verhältnis zur Ge­
schichtekennzeichnet Für diekritische 
Aufarbeitung einer so verunglückten 
Geschichte wie der deutschen, der 
Geschichte der unvollendeten Demo­
kratie, soll keine Zeit bleiben, gerade 
weilamEndeunausweichlichdieFrage 
nach einem neuen demokratischen 
Aufbruch stehen würde.Die Diskussion 
demokratischer Alternativen zum un­
tertänigen Anschlußdeutschland a la 
Wunderkohl wird mit Nestbeschmut­
zung gleichgesetzt. Der Mangel an de­
mokratischer Substanz und die Fesseln 
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einer aufgeschwatzten Staatsloyalität 
dieses Prozesses kennzeichnen vor al­
lemdasZustandekommendesdeutsch­
deutschen Staatsvertrages, die Partei­
envereinigungen Wld die jüngst eniel­
ten Ergebnisse zum Wahlrecht für die 
gesamtdeutschen Wahlen. Hier wie 
überall: Übernahme statt Selbstbe­
stimmung. 

Nichts gegen die deutsche Einheit. Sie 
ist Volkswille. Aber auf die Bedingun­
gen kommt es an. Unddiesehenschlecht 
aus für ein positives neues Gesamt­
deutschland. Mit dem Hobel des ge­
sundenPatriotismus wirdalles insrechte 
deutsche Lot gerückt Die Diskussion 
um die Vorverlegung des Wahltermins 
hat gezeigt: Der Versuch, einer rechten 
Hegemonie putschartig den Weg zu 
bahnen, zielt darauf, ein einheitliches 
Deutschland - demnächst auch noch 
mit einheitlicher Armee - als antide­
mokratisches Bollwerk zu zimmern, 
das nicht wieder dem Druck der Straße 
standhalten muß, wieesjüngstderCSU­
RegierungschefMaxStreiblbeschwor. 
Ob wirklich - wie die Deutschen - ,,der 
zu sich kommt", der derart ,,außer sich 
gerät"(FAZ), mag bezweifelt werden. 
Kein Wunder, daß die von der Regie­
rung zweckoptimistisch verklärte 
Freude auf Deutschland nicht überall 
so gesehen wird. Was daan tief sitzen­
dem europäischen Unbehagen an die 
Oberfläche dringt, hat auf ungeschick­
te Wld provozierende Weise der zu­
rückgetretene tritische Handelsmini­
ster Ridley aufscheinen lassen. Die Be­
fürchtung wächst, daß sich das inte­
grierende Gesamteuropa nurmehr auf 
eine durch Hegemonieangst zusam­
mengehaltene Allianz gegen Deutsch­
land reduzieren läßt, statt in einem ge­
meinsanien Prozeß eine positive Iden­
tität und eine positive weltpolitische 
Rolle in den Bereichen Frieden, Öko­
logie, Weltwirtschaft und Wohlfahrt 
zu entwickeln. 

Der in diesen Tagen auf Seiten der 
Linken häufig genug angemahnte po­
sitive Gestaltungsanspruch für ein zu­
künftiges Gesamtdeutschland darf sich 
nicht auf Gespensterbeschwörung be-

schränken. Aber er hat das Faktum der 
deutschen Einheit und ihrer Folgen kri­
tisch in Rechnung zustellen. ,,Die war'', 
so resümierte 1947 der französische 
Botschafter in Nazi-Deutschland von 
1931-1938, Andre Francois-Poncet, 
seine Erfahrungen mit Deutschland, 
,,seit jeher der Grundpfeiler des All­
deutschtums, das Fundament seines 
Machtwillens und seines Expansions­
dranges, seines Herrschaftsstrebens. 
Selbst wenn man einen in seiner Aus­
dehnung beschränkten Einheitsstaat 
erstehen ließe, würde dies das Wieder­
erwachen des Nazismus, das Wieder­
aufleben des Hitlertraums unter ande­
rer Gestalt, der Umsturz- und Revan­
chegelüste bedeuten." So wenig wie 
diese düstere Prognose zwangsläufig 
sein muß, so wenig gibt es eine Garan­
tie dafür, daß ein Weg friedfertiger 
europäischer Einbindung der Deutschen 
und Alrüstung und europäische Ein­
bindung der Deutschen nun zwangs­
läufig kommt. (Thomas Schmid in dvz 
31).DieTatsache,daßdieAnerl<ennung 
derpolnischen WestgrenzefürdieCDU 
nur als Tausch für die Anerkennung 
nationalstaatlicher Souveränität ge­
währt wurde, spricht Bände. 

Der Riese Deutschland hatte sich mit 
einer Geschichtsspur aus Blut und Ei­
sen selbst zu Fall und die Welt an den 
Rande des Abgrunds gebracht. Nun 
entledigtersichdertausenddurchseine 
Nachbarn geknüpften Faden wie der 
gefesselte Gulliver, ohne daß sichtbar 
wird, wie die in ihm schlummernden 
Machtpotentiale demokratischer Bän­
digung unterworfen werden könnten. 
Ist es wirklich nur linke Unken-Men­
talität, wenn man Unbehagen darüber 
verspürt, wie sich der mit zunehmend 
vernebeltem historischen Bewußtsein 
neu erwachende Riese dergestalt auf 
europäischer Bühne zu recken beginnt 
? Wohin wird der neue Weltmeister 
gehen ? Wer wird ihm die Richtung 
vorgeben? 

~.--... '"'f'>".''- -~-

Dauerbrenner im Kino, · 
kumserfolg, von einer 
stisch motivierten Kritik · 
beachtet: ,,Der Club der ,,, 
Dichter". Zur Zeit läuft · 
Weirs Film unvermerktii[ . :;; 
seme 26. Woche. · 

~·-~ Moaenldsle mit 
-abgeschmackten 

-~' 
relevante Anti-zwllf(onfor­
mismus: das Strebcil ti!l/:1\ einer 
selbstbestimmten rniliv\äualitäl 
j\l)lis politische Potehifal j:!er sich 

i:rtlf'l!l~~<l:n Priva~Üegt ... 
iri der \!fanmi,runung ~Q!l Selbst­
gestii~glichkei~)darin, 
tiefsitzdlaeii.füiiliflle~ver-

······•flI••kJoo1ichkJii.!h.driri:1idi\! •• ffirekte 
Tlit~Andet~hens zu 

~l~~11!&~E:zu \1sw;:~~~~: 
· (wi.ibiifäem theaterspielenden 

\$l:Ibstrnörder), erweist siclJin der 
· Sclilußszene: Dort enti~i\n die 
Jii~dlichen ausge))ijjj(ii/fut 

·•·•••·•••••••·•·IE~it~Ee­
·····•···•·•·•••t~•t::::· 

· fü~ereinzdifi:füiilllne ist nur das 

;rr~n:::. :~~ra:tik 
aii/iei'Jii Seite durchaus neue 
Formen allläglicher Solidarität 
gegenüber stehen" (R. Zoll u.a., 
Nicht so wie unsere Eltern! Ein 
neues kulturelles Modell?, 
Opladen 1989). 
Die Jungs aus dem „Club der 
toten Dichter'' als Kronzeugen 
für das neue kulturelle Modell? 
Ein neues kulturelles Modell in 
den 50er Jahren? Die Antwort ist 
ja und nein. Die bourgeoisen 

Internatszöglinge der 50er Jahre 
mögen Orientierungen entwik­
keln, die wir heute dem neuen 
kulturellen Modell zuordnen -
modellhaft für ihre Zeit sind sie 
dabei nich~ ihre Haltung ist 
zwischen 1950 und 1960 kein 
Massenphänomen. Auch der sich 
selbst verwirklichende Goethe 
könnte in mehrfacher Hinsicht 
das neue kulturelle Modell 
repräsentieren, wäre er nicht 
Vertreter der verschwindend 
kleinen hierarchischen Spitze 
seiner Gesellschaft. 
Anders die Kino konswnierenden 
Massen 1990. Sie haben mehr 
oder weniger - Resultat des 
sozialstaatlichen Kapitalismus -
veränderte Deutungsmuster und 
Bedürfnisstrukturen entwickelt 
Und sie identifizieren sich mit 
den jugendlichen Akteuren im 
Film, die mit ihrem Drang nach 
Selbstverwirklichung das verl<ör­
pern, was für Aorian Nonnalver­
braucher und Sylke Normalver­
braucherin heute Nonnaliläl ist 
Ihre Reaktion ist vom Regisseur 
intendiert. 
Insofern stellt dieser einen 
antirepressiv-alltagsdemokrati­
schen Selbstfindungsprozeß dar -
bewußt zu dem Zweck, die 
Reflexion der Kinobesucherin­
nen, ihre Selbstreflexion, zu 
initiieren: ,,Der Club der toten 
Dichter'' - ein sülzig-klischeehaf­
ter und doch zeitgemäß-politisie­
render Lehrfilm. 

Thomas Rausch, Srodent, Bre­
men 
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In der Philosophie unserer Tage 
ist die Theorie der Simulation en 
Vogue. Nicht nur im Studier­
zimmer von Monsieur Baudril­
lard und seiner Adepten wird 
kräftig simuliert, sondern auch 
in der linken Polit-Diskussion. 
Die Simulakren zweiter und 
dritter Ordnung versperren die 
Sicht auf das „Wahre", so wird 
geklagt. Land auf, Land ab das 
Jammern über die ,,Agonie des 
Realen". Wobei sich nur die 
Frage stellt, wer es denn da 
eigentlich ist, der in Agonie 
verfallt? 

In den siebziger und achtziger 
Jahren bereicherte der französi­
sche Philosoph Jean Baudrillard 
die Geschichte der Metaphysik mit 
seiner Theorie der Simulation. 
Unstatthafterweise auf eine For­
mel gebracht, lautet die Ausgangs­
idee seiner Überlegungen so: Wir 
leben in einer Welt der Simula­
kren, in der der referentielle Bezug 
zwischen Zeichen und Bezeichne­
tem verloren geht Die Zeichen 
bilden das Reale nicht mehr ab, sie 
substituieren es. Somit kommt es 

zur viel beklagten ,,A 
Realen" (so der proimuni\ 
Titel eines Buches von II°'' 
lard). 

So weit, so schlecht, gäbe' 
nicht immer noch die s '· 
solcher Gedanken, wenn ' 
Dunkel des politischen 
abgesunken sind. Da ta 0

• 

originäre Idee plötzlich , 
was vom Atmosphärisch · ,: 
an die Bekundungen Ba 
erinnert So war - nur als • 
Beispiel - in einer f „ 

gabe dieser Zeitschrift die · 
gung zu entdecken, daß · 
on in der Politik die halbtl' 
ist" und die SPD „ein 
sches Dorf'. Nun inspiri 
solche Aussagen: die SPD· 
Schein ohne Sein, V erp 
ohne Inhalt, reine Fonn? •· 
die uns bisher eher als bi 
risches Stilleben erschien •· 

' kafkaeskes Schloß? 

Soweit gekommen, ergibt • 
Rest wie von selbst. Das J · 
kann anheben ob diesem 
eben Betrug. Die Partei v ' 
und noch schlimmer ... uns,. 
demokratisch, sozialistisch_·· 
sonstwie ganz nett sein so11 ··• 
entpuppt sich dem fortsc · · · 
Blick als bloße Fassade. s· :. 
on und nichts als Simula!iool" 
häßliche Schein versperrt 
Blick auf das schöne Sein. 

Nun liegt die Crux dieser 
mentationsfigur weniger in. 
Aussage begründet, als in · . , 
Gestus, in dem sie vorge1111 .. 
wird. Es wird hier ein Sti ' 
angebot gemacht, das mit 
Pathos des Opfers spricht. 
wird, daß man um das „ w 
SPD-Sein betrogen wird und_, 

nach den ,,wahren'' 
ist, um sein vertrock­
ben zu rechtferti­

linke Sozialdemokrat 
in auf der Fährte der 

tung ~i:igenen antii\ii.tiöhalisti­
@l)~riV&gangenheit zu sehen. 

sli$f:heinen die ges:uµ.ji 
Kla~ \fulüber, daß \l;IS '1'> nicht 

zuV~len, daß Form und fnhalt, 
Schein{,hd Sein, Bild und Abge­
bildetes ineinander übergehen. Die 
SPD ist so, wie sie zu sein scheim, 
basta, keine Klagen. Der Leere im 
Gesicht korrespondiert nur geisti­
ger Hohlraum, um ein abge­
schmacktes Bild aus der Aus­
druckspsychologie zu benutzen. 
Oder, wie der Volksmund zu 
sagen pflegt: Wo Nix is, da is Nix. 
Also: Wenn die SPD in der Frage 
der deutschen Vereinigungspolitik 

den Härtegrad von Knetmasse 
zeigt, so kann man es ihr ebenso­
wenig vorwerfen wie einem 
Fähnlein, daß es im Wind flattert. 
Es gehört nun einmal zum So­
Sein des Fähnleins, sich im Wind 
zudrehen. 

Und wenn die SPD plötzlich 
lauthals nationalistisch tönt, so ist 
kein internationalistischer Gedan­
ke dadurch betrogen. Denn um 
fremdzugehen, muß man minde­
stens verheiratet sein. 
Um es in einem Bild zusammen­
zufassen: Im letzten Europawahl­
kampf warb die SPD mit einem 
Fernsehspot, in dem einige Men­
schen auf einer Wiese zur Klamp­
fe „Wir sind Europa" intonierten. 
Eine Mischung aus Fischer­
Chören, Modem Talking und den 
PCadfindem. Dies zeigte alles, was 
zu zeigen war - an Programm, 
Charakter und Ästhetik. Da war 
nichts von Simulation dabei. 

Also, auf nach Lemberg! 

Rainer Bäcker, Psychologe, Köln 



SPD BREMEN: 

MEHR LINKES 
PROFIL 
In einer sozialdemokratischen Hoch­
burg wie Bremen ist das Verhältnis von 
Partei, Fraktion WJd Regiei;ung (Senat) 
natürliches Dauerthema und Dauer­
problem fürdie SPD-Linke. Die parla­
mentarische Opposition fällt in diesem 
Bundesland kaum ins Gewicht. Umso 
wichtiger ist es, daß die bremische 
„Staatspartei" in den eigenen Reiben 
kontrovers diskutiert und notfalls auch 
in Opposition zum Senat geht Nach­
dem der frühere Landesvorsitz.ende 
Herbert Brückner auf einen Konflikt­
kurs gegenüber Senat und Fraktion ge­
gangen und diesem zum Opfer gefallen 
war, trat seine Nachfolgerin nse Janz 
vor zwei Jahren an. um Senat, Fraktion 
und Partei wieder stärker zusanunen­
zuführen. 
Ganz andere Töne auf dem ordentli­
chen Landesparteitag im Mai. Vielfa­
che Erfahrungen mit selbstherrlicher 
Senatspolitik veranlaßten IlseJanzzum 
Versprechen, Positionen und Interes­
sen der Partei aggressiver gegenüber 
Regierung und Fraktion einzubringen. 
Jüngster Fall: Um für den Abfluß des 
LKW-Verkehrs vom Hafen ins Bin­
nenland zu sorgen, wurde die A 281 
konzipiert. Was dabei herauskam, war 
die Senatsentscbeidung für eine Stel­
zenautobahn durch das Wohngebietder 
Bremer Neustadt - eine Entscheidung 
gegen den breiten Protest aus der Be­
völkerung, eine Entscheidung ohne 
Prüfung von Alternativen und ohne 
vorherige Meinungsbildung in der 
Landespartei. 
Ilse Janz wurde mit übergroßer Mehr­
heit wiedergewählt. Ein Erfolg für die 
Linke bestand darin, daß im Landes­
vorstand ein ausgewiesener Partei­
rechter durch Horst lsola, den Bundes­
vorsitz.ender der Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Juristen, ersetzt 
werden konnte und die frühere Juso­
Landesvorsitzende Eva Quandte­
Brandt in den Landesvorstand gewähl_t 

••• AUS DER PARTEI 

wurde. Es steUt sich nun die Frage, ob 
diese Ergebnisse inhaltlich und in den 
Parteigliederungen abgesichert und 
fundiert werden können. Erwähnens­
wert ist in diesem Zusammenhang die 
Ablehnung des Staatsvertrages durch 
die Bremer SPD (im Gegensatz zur 
Zustimmung durch den Senat und 
sämtliche Bremer BWJdestagsabgeord­
nete). Auf einem weiteren Landespar­
teitag am 30.5. wurden wichtige Mar­
kierungspunkte zum Entwurf für ein 
Regierungsprogramm ,,Fortschritt 90" 
gesetzt. Die kritische Zustimmung be­
inhaltete zugleich weitergebende For­
derungen, die auch als bWJdesweite 
Position der Parteilinken dienen könn­
ten. So fordert die Bremer SPD in 
puncto F'90 u.a., 

• die soziale Grundsicherung für 
alle Altersgruppen fest zu veran­
kern, 

• das Pflegefallrisiko durch ein 
Bundesleistungsgesetz und damit 
aus Steuermitteln (und nicht auf 
dem Versicherungsweg) abzusi­
chern, 

• die Blümsche Rentenreform 
rückgängig zu machen, 

• den Wegfall der Kfz-Steuer aus­
zusetzen, 

• ,,Verursacherfonds" im Umwelt­
schutz auf der Basis von Indu­
strieabgaben einzurichten. 

Kritisiert wird insbesondere, daß „das 
zusätzlich notwendige wirtschaftsde­
mokratiscbe Instrumentarium von der 
F90-Kommission nicht berücksich­
tigt" worden ist Stattdessen soll es nun 
ineinemRegierungsprograrnmbeißen: 
,, Wesentlicher Bestandteil einer demo­
kratisch gesteuerten Strukturpolitik sind 
Wirtschafts- und Sozialausschüsse, die 
dazu beitragen, bei wirtschaftlichen 
Zukunftsfragen und Umstrukturie­
rungsmaßnahmen das Allgemeininter­
esse deutlich zu machen." 

tierung des W APfordert (aktives 
turpolitik mit demokratischer Bete'\ 
gung statt herkömmlicher „ w· 
förderung", "Konversion" statt ,.S .;( 
vention", Ausweitung der Arbe; :: 
marktpolitik durch einen Beschäfti): 
gungsfonds, Auflage eines bescbäftit 
gungspolitischen SofortprogtanuJu;t'. 
Dieser Antrag wird im Spätsomme,i · 
einem Landesparteitag zur Beratung 
vorliegen (dazu Bericht im nächsten· 
Heft). 

Der Unterbezirk Bremen-Ost stellt ge.,, 
genwärtig die wohl bedeutsamste Ba 
sis der Bremer Parteilinken dar. Hie · 
gibt es auch den einzigen funktionie-: 
renden Diskussionszusammenhang 
Form der „VB-Ost-Linken". Sie stelllt :,,;;, 
ein recht breites Bündnis dar, mit dem 
im Frühjahr die Übemahrne des 
Vorstandes durch die Parteirechte ver­
hindert werden konnte. Während man 
sich auf der Landesebene zwar im gro- . 
6en WJd ganzen WJd allgemeinen zur 
Linken in der SPD zählt, fehlen die 
Einrichtungen, die dies über regelmä­
ßige und gemeinsame Diskussionen 
ausfüllen könnten. Bei allen erwähnten 
Erfolgen dürfte sich dies auf Dauer 
doch als ein erhebliches Manko erwei-
sen. 

Eva QIUlndU-BraNJJ., 
Milglitd lUs SPD-Lo.ndtsvorstalUUs BnttU" 

HANNOVER: 

DIE 
PARTEI LINKE 
NACH DEM 
WAHLSIEG 

Spannend dürfte es werden, wenn es 
um die heimische Wirtschaftspolitik . 
genauer: um das Wirtschaftspolitische 
Aktionsprogramm (W AP) des Bremer 
Senats -geht Mitte Juli wurde auf dem 
Parteitag des größten Unterbezirks (des 
UB Bremen-Ost) ein Antrag verab­
schiedet, der eine deutliche Umorien-

Der rot-grüne Wahlerfolg in Nieder­
sachsen stellt natürlich auch die Par­
teilinke vor neue Anforderungen. Da­
mit beschäftigte sich der linke ,,Info­
Kreis" im größten niedeisächsischen 
SPD-Bezirlc Hannover. Auf einem Se­
minar am 7./8Juli wurde dahingehend 
Konsens erzielt, 

1 
L 
1 • 

t der Koalitionsverein­
:'Vielerlei Hinsicht fort-
• · sei als die Auffasswigen 

··. der Landes-SPD wtd ins­
ii,nerhalb der Landtags-

,, dieMinisterienimRegelfallnicht 
''.der Lage und/oder Willens sein 
~ entseheidend~ Impulse bei 
•··· poli · sehen Neuonentierung zu 

:~~!xi 
~{PdiBes die zentrale Aufgabe der Par­
: ;i:i'il,ilinl<en (PL) sein mUSse, die Um­
. >)se1Zllllg der Koalitionsvereinbarung 
'::clnzufordern und voranzutreiben. 
Dazu wird die PL Arbeitsgruppen in 
den Bereichen Wirtschaft, Umwelt und 
&,ziales bilden, die z.B. für den öko­
logischen Umbau der Wirtschaft, den 
Ausstieg aus der Atompolitik, den 
Einstieg in eine fortschrittliche Abfall­
politik, die Beseitigung des Pflegenot­
standswid die Personalaufstockung im 
Sozja]bereichkonzeptionelle Vorgaben 
und konkrete Handlungsschritte erar­
beiten sollen. Um den Anforderungen 
in der Landes-SPD gerecht zu werden, 
will die PL des Bezirks Hannover ini­
tiativ werden wtd eine Landes-Linke 
organisieren. 
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Ein weiterer Diskussionspunkt war die 
Parteireform. Denn aus Sicht der Han­
noveraner Linken wurde die Landtags­
wahl nicht wegen, sondern trotz des 
Zustandes der Landes-SPD gewormen. 
Wichtigstes Ergelris war ein Antrag 
für den Landesparteitag am 14.7.(dort 
auch beschlossen), der einen Arbeits­
auftrag für organisationspolitische Re­
formen, Mitgliederwerbung, Kampa­
gnenfähigkeit u.a. enthält. Weiterhin 
dürfte in der neuen politischen Siruati­
on eine Entkopplung von Parteiämtern 
WJd hohen Staatsämtern sinnvoll sein. 
Für den eigenen Bezirk bedeutet dies 
konkret, Gemard Schröder auf einem 
vorgewgenen Bezirksparteitag im Fe­
bruar/März 1991 von der Aufgabe als 
Bezirksvorsitzender zu entlasten. Als 
Nachfolger ist u.a. der gegenwärtige 
Vorsitz.ende des Unterbezirks Hanno­
ver-Stadt, Wolfgang Jüttner, im Ge­
spräch. 

Weiterhin reklamiert die Arbeitsge­
meinschaft sozialdemokratischer 
Frauen (AsF)den VorsilZfüreineFrau. 
Diese Forderung hat allerdings in den 
Reihen der Linken insofern Unmut er­
zeugt, als sie bislang mit keiner konkre-

tenPerson verbunden ist unddiesRamn 
für Spekulationen und Hinterhalts­
spielchen innerbalbdes ,,Info-Kreises" 
zuläßt, die durch das Seminar Anfang 
Juli gerade vermieden werden sollten. 
Insgesamt kann dadurch der Eindruck 
entstehen, daß die AsF vor allem als 
personalpolitische Pressure-group 
operiert, olme einen konkreten Vor­
schlag inhaltlich ausweisen zu müssen. 
Esstehtzubefürchten,daßeinderartiger 
Eindruck auf mittlere Sicht erreichte 
Erfolge der SPD-Frauen in Frage stellt 
bzw. ein Roll-back provoziert. Im 
Herbst soll es zu diesem Thema eine 
vertiefte Debatte zwischen PL undAsF 
geben. 
Unterschiedliche Akzente gab es auf 
dem SerninarinderleidigenPDS-Frage. 
Die Positionen reichten von einer har­
schen Abgrenzung bis hin zu einer 
nüchtern-inhaltlichen Diskussionsbe­
reitschaft, wie sie insbesondere von 
Peter von Oertzen wtd den ,,Jusos" in 
der PL vertreten wird. Ob eine stiirkere 
Vereinheitlichung möglich ist, dürfte 
sich wohl erst in einigen Monaten ui­
gen. 

Uwe Malflik, . c • 

Milglud Ufl SPD-BnJrbw,nuuul u ... c"!f/-! 
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JUSOS: 

DROHENDE 
RECHTS­
VERSCHIEBUNG? 
Die auch in dieser 2.eitschrift geäußer­
ten Hoffnungen, die .undogmatischen" 
und marxistisch orientierten Strömun­
gen der Jusos könnten ihre Grabenkrie­
ge langsam aber sicher beenden, zu 
einem erneuerten linken Konsens Wld 
einer klimatischen Annäherung kom­
men, scheinen sich nicht zu erfüllen. Im 
Gegenteil: Im Bundesverband herrscht 
umfassende Blockade. 
Die „undogmatischen" Jusos, deren 
SpektrumundUmfeldvonjungenSPD­
Rechten über Lafontaine-Fans bis zu 
(allerdings wenigen) marxistisch bzw. 
linkssozialistisch Inspirienen reicht, 
finden ihre fraktionelle Identität noch 
immer in der emotionsgeladenen Geg­
nerschaft zu den ,,Stamokaps". Die 
hiervon ausgehende Blockade des Ver­
bandes umfaßt mehrere Elemente: 
• Das Bundessekretariat der Jusos be­

findet sich nahezu vollständig in „un­
dogmatischer" Hand. Von hier aus 
wird nun ungehinden die Fraktions­
politik der „Undogs" und ihrer Bun­
desvorstandsmitglieder koordinien 
und unterstützt. 

• Im Bundesausschuß benutzen die 
„Undogs" ihre starke Stellung (in der 
Regel 50% der Bezirke) dazu, gegen 
die Mehrheit des neugewählten Bun­
desvorstandes dwclizustimmen, statt 
fraktionsübergreifende Kompromis­
se zu erzielen. 

• Nicht zuletzt haben persönliche An­
griffe und Diffamierungen (insbe­
sondere gegenüber der Bundesvor­
sitzenden Susi Möbbeck) ein nicht 
mehr erträgliches Ausmaß erreicht, 
was ein bezeichnendes Licht auf die 
politische Kultur der Jusos wirft. 

• Ungebrochenfongefühnwerdenan­
tikommunistische Denunziationen 
gegenüber angeblichen „Stalinisten", 
,,PDS-Jusos" etc., was insbesondere 
bei den .Jungen Sozialdemokratin-
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nen" der DDR Wirkung erzielen soll 
(und auch erzielt). 

• Statt den Vereinigungsprozeß zwi­
schen BRD- und DDR-Jusos zu ei­
nem Abbau des Fraktionismus zu 
nutzert, wird die „undogmatische" 
Fraktionspolitik auf die DDR ausge­
weiteL 

Besonders schwierig ist die „Vereini­
gungsproblematik", da die DDR-Jusos 
ein eigenständiger Verband mit - nach 
eigenen Angaben -etwa 3.000 Mitglie­
dern sind und diesen Status am liebsten 
in den künftigen Gesamtverband ein­
bringen möchten (die Bezeichnung 
,Jungsozialistinnen" wird akzeptien). 
Führende Genossinnen aus dem Lan­
desverband Nordrhein-Westfalen und 
Susi Möbbeckhattenschon vor einigen 
Monaten ihre Offenheit gegenüber die­
ser Frage zum Ausdruck gebracht 
(vergl. ihre Vorschläge zur Paneire­
forrn in der SPW 52). Allerdings waren 
sie auf der Bundesausschußsitzung am 
14Juli zusammen mit anderen Bezir­
ken dagegen, die Verbandsvereinigung 
aus diesem Grund in den nächsten 
Sommer zu venagen und damit den 
Bundesverband zu einem Provisorium 
zu degradieren. 
Die „Undogmatischen" machten sich 
diesen Umstand umgekehrt zunutze: 
Obwohl sie der Statusfrage tatsächlich 
gleichgültig bis ablehnend gegenüber­
stehen, schwangen sie sich vor lauter 
Verständnis zum ,,B ündnispanner" der 
DDR-Jusos auf und setzten im Bundes­
ausschuß eine Verschiebung der Verei­
nigung bis in den Sommer 1991 durch. 
Hintergedanke: Die bis dahin fon­
schreitende Lähmung des Verbandes 
und das Andienen bei den DDR-Jusos 
könnte dann in einer glatten Übernah­
me der Verbandsspitze münden. Aller­
dings hat das SPD-Präsidium mittler­
weile eine Übergangsregelung be­
schlossen, wonach auf dem Gebiet der 
bisherigen DDRauchNicht-Paneirnit­
glieder als Mitglieder der Jusos mitar­
beiten können. Der Vereinigungskon­
greß soll im Fetruar oder März durch­
gefühn werden. 
So oder so: In den gegenwärtigen ka­
putten Verhälmissen des Bundesver­
OOßdes wird es immerschwieri ilP.T_ nnrh 

eine konsensorientierte linke 
· durchzuhalten. Alles läuft auf den \1, 
such hinaus, im kommenden JaJÜ', 
einem Bündnis zwischen .undo '' 
sehen" West-Jusos,größerenTeileo···· 
DDR-Jusos und jungen SPD­
eine grundlegende Wende in der v 
bandsführung durchzusetzen. Dies 
gäbe eine Konstellation, die zwem 
als Rechtsverschiebung bezeic 
werden müßte. Die Chancen 
stehen gut, zumal eine ausstrahlun ·• 
kräftige Juso-Linke nicht existieit 
aufgeriebendurcheineerfolglose 
sensorientierung. provinziell aufg ::, 
spalten zwischen bayrischen •· 
„preußischen" Linken, ,,benachteili 
durch den V erzieht auf eine ,,Frakti 
spolitik" in der DDR und insg 
durch den Zustand der SPD demoralj;_ 
sien, muß sie erst einmal re-forrnieit• 
werden. Dies ist nur als offene gesamt 
deutsche Struktur möglich. · 
Obes noch viel für die Linke bringt, die: 
Verbandsspitze zu behaupten, ist e 
offene Frage. Viel wichtiger wäre es 
wohl, die Bezirke zu stärken, ihr Ge .. 
wicht - z.B. Nordrhein-Westfalens -in 
die Waagschale zu werfen und auf jene '.'f. 
DDR-Jusos zuzugehen, die ihre politi: ·••,?"'. 
scbe Identität in einem linkssoziali- c;::· . 
stisch orientienen Jugendverband se- ·-··· 
hen und nicht in einem halblinken/ ' 
halbrechten Verein zur Förderung jun­
ger Karrieren. Auch dafür stehen die ·· 
Chancen gut. 

Ral/Krlllnu, 
Yos/411"1,r JVSO.f..Auuks~rba,ulNRW 

MATLOSE LINKE 

~tfKUNGEN DER SPW-REDAKTION 
LINKEN LISTE/PDS" 

l . llnke Zustände West 

1)'18 Linke ist in einem denkbar schlechten 
Zusland. Wtr müssen eigene Niederla­
gen und den Zusam".'enbruch des realen 
Sozialismus aufarbeoten. Viele, muß neu 
durchdacht werden.' So heißt es in der 
Vorlage Linke Liste -wo, soll dasi· zum 
Kölner T~ am 28./29.Juli, auf dem 
die Gründ'"'9 einer ,Linken ~sie~ be­
schloosen wurde, die im Bündm, mll der 
PDS in den gesamtdeulschen Bundestag 
einziehen soll. Wtr stimmen dieser Zu­
slandsbeschreibung umstandslos zu: Die 
soziatistischgeprägle~n~ ~ im W~ 
sd,m seit geraumer Zeit~1te1~ ~iden 
Ze,full ihrer 6nßu&ere1che, ihrer intel­
lektuell-publizisti~ Resonanz und ih­
rer arganisatianspol1tischen Infrastruktur 
konl,.m~ori 0.. Siluatian entsorechen-

:;-··: ,F')/T"'~ ,~ ':{ ·-r ~~~ '':~' t ,:-.' t , \ .J.f) '"' .. ~.'.·.·.·.·,,.\., .. f.~·-.· .. ·.·.·.• .. :;.·_:_:_._·_·-.~ .• _~.·-·.;···,', :..)\ .. /l., .. J..(·'t.I .. ..-t, .. ) H /~.)\ ... ,..l tt: .. ·: .~·-···"· :;: ·· 

der Strömungen i_m ~triebtich,iewerk­
schaftlichen Bereich ist bestenloll, als 
Stagnation, im kulturellen Sektor als 
Rückzug und an den Hoch~ulen ?ls 
katastrophal zu bezeichnen. Die rekitive 
Schwäche sozialistischer Kräf1e !~ der 
Sozialdemokratie und bei den GRUNEN 
ist Ausdruck und wichtiges Element dieser 
Situation. Die sozialistische Linke droht 
auf reines Zirkelwesen zurückgeworfen 
zu werden. 
Eine Re-Formierung der sozialistischen 
Unken ist nolwendig. Sie erfordert Ge­
duld und Kooperationsfähigkeit unler­
einander. Beides muß erst noch gelernt 
und entwickelt werden. Vor allem aber 
kann diese Re-Fonnierung nur „von un· 
len' ausgehen, ""' den Politikfeldern 
und lnlra,trukluren in Betrieben, Hoch­
schulen und Kommunen, im kulturellen 
und pubtizistischen Sektor, in den Bewe­
googen, lnitiati-, und auch in den Po'.­
leien. Dort lürpartei- und zirkelübergre,­
lende Kooperation und Kommunikation 
einzutreten, aemeinsame Proiekle beim 

Neuaufbau von lnfrastruktu'"91'.!,1;{rc?'." 
theoretischen Konzeptionen und.~:~, r 
Relormpalitik zu entwickeln, ist da,,)'Df­
rangige Au!iiabe in den kommenden 
Jahren. E, giTi, sozialistische Impulse zu 
entwickeln. Wirksam werden sie dann 
allerdings nur in dem Maße, wie sie sich 
zum einen im Rahmen sozialer Bewegun­
gen und Kämpfe entlahen können und 
zum anderen über die Strukturen der 
Sozialdemokratie reformpalittsch verar­
beitet werden. 
Dieses Vorhaben läßt ,ich in dem Aus­
maß realisieren, wie ein produktives 
Wechselspiel zwischen sozialisti~n 
Kräften innerhalb der Sozialdemokrati_e 
(SPD und von ihr geprägle gesellsc~i­
che und stao~iche Einrichtungen),_ inner­
halb der GRÜNEN und einer radik_ald~­
mokratisch-sozialistischen Linken in e'.-

nd l'ti' .L. • ,senschoftl1-genstä igen po ' scnen, w1 
chen und publizistischen lnlra,trukiuren 
hergeslellt werden kam. Da_raus folgt 
auch die unbedingte und a~. ~~-

. A,K~~sozial1st1,cner n ein&r~ • • 
K~ links der SPD -a im l:,ga,inter-
esse der SPD-Linken, die auf_ die Impulse 
und karrekti-, Wirlwngen_ derarti!l8' 
Krältedringendangewie,en ,.,und nicht 



~ij 
l,i'' '\i: 
l'.

1

:1 1 
'i ,,1. 
'lci 

.: .iU 
,! i11 

PERIPEITIVEN DER 1:~~~;;;I;:>· 
oblauchen darf, wenn maßgebliche Teile 
der SPD einen derartigen Ausgrenzungs-
lwr. lehren. Diese Impulse und Wirkun­
gen setzen ober umgekehrt den konstruk­
tiven Bezug auf den • Tanker" Sozialde­
mokratie voraus - und zwar nicht trotz 
sondern gerade wegen seines abente.,'. 
erlichen Kurses in den vergangenen 
Monaten, der im Interesse der gesamten 
Llnken geändert werden muß. 

Die Verflechtung der SPD mit den sloo~i­
chen Appomten, die Verbindungen zwi­
schen Sozialdemokratie und Gewerk­
schaften und die intemofonalen Bezie­
hungen der Sozialdemokratie und der 
Sozialistischen Internationale sind strate­
gisch wichtige Faktoren für jede linke 
Reformpolitik, die sich der Bedeutung der 
Macht, des Staates, der sozialen Kom­
prom ißstrulcturen und der intemofona­
len """:hanismen unbedingt bewußt sein 
muß. Diese Positionen werden gerade in 
den kommenden Jahren -angesichts der 
1nnerdeu1schen, innereuropäischen und 
wel!-iten Umbrüche - genutzt und ge­
fest,gt werden müssen. Geschieht dies 
nicht, wird das Terrainnichtetwovonden 
.wahren• Unken beselzt, sondern YOn 
rechts her z. T. ausgetrocknet, z. T. einw,r­
l~ibtwerden- mit ollen Konsequenzen für 
d,e BewöMgung der in den 90iger Jahren 
anstehenden Probleme. 
Konzeptionell besteht dabei die gemein­
same Schwierigkeit der Sozialistinnen 
und Sozialisten darin, eine unter Delen­
•~ingungen realistische Tagespolitik 
m,t der grun~legenden Modernisierung 
und Ne0'>muerung sozialistischer Kräfte 
zu 'lerbinden und dabei drei notwendige 
Aufgaben anzugehen: 
• Verankerung in der .Zivilgesellschaft• 

in sozialen Bewegungen und demo~ 
kretischen Initiativen, in fortschrittli­
chen Zeitströmungen und Lebenshal­
tungen· 

• Ve,l,indung zwischen einem lebendi­
gen Marxismus und einer demokra­
tisch-sozialistischen Perspektiw, ge­
~llschaltlicher Selbs'-woltung und 
internationaler Solidarität· 

Kongreß ,,Linke Liste 
was soll das" 

··-; 

~ 28./29.7. trafen ~ic~ eile ~er heimaUosen Linken\i/ll 
mit ~DSl~rlnnen Ost m Koln. Wie vorhergesehen beantwoi\4!'; 
ten sie die Frage, ~bes eine gemeinsame Kandidatuf~st;t 
u~d o~deuts_cher L!nk.er uni~~ dem D~ch der PDS geben $Ci!f2 
~11 emem emdeut1gen „Ja! . L~tzthch konnte der Köngteät' 
die B~k~ntg~be von P~S-Che!Gys1 „Herzlichen Glücll'.vurisl:ij}" 
Damit tst die tDS·L~nke Liste. gegründet•. nur nö~h r,iq! 
la~tstarkem Betfan be1ubeln. Gysi gab seine Entscheidtlndilv 
semem Abschluß-Stat~ment Sonntagmittag bek.annt, ~ai:fitt 
dem zuvor noch verschiedene Mitdi.skutanten auf dem fii@jrx 
um und im Saal ihre Anmerkungen machen konnten. üM~t 
sehend war nur, daß fflitlbrahim Böhme .auch ein Teilneh.itl~Hf 
aus_ der SPD (Ost) ~1cht nur eingeladen, .sondern •aucliftift 
SC~lene_n wa~ .•. Vtbhl.1n d11monst.rativer Absicht: .Ef wenle -~~fii& 
wetterhm m1! d.en. Mensc~en aus •. den.Bürgergruppen qtrJI, 
DDR-~e!olulion red.eo, mtl denen er .zuvor schon in d!rj: 
IUegahlät zusammengearbeitet habe, verkündete er. . . ;;ii; 
Im Kongreßver~auf VIU"/.e. deut.lich, .daß einzig einigen~Q$lffi 
Band_de~zahlre1ch ersch1enenPublikumseinseklieterisc:liii'$1i 
Verhaltms z~r Sozia.ldemokratie,. aber auch zu den Grü~ijn;& 
war. S~ho_n ober den Stellenwert.von Refor111~oliti~V1un:l,tiliii;' 
seklenubl1ch~r Maniergestritt~_n. Michael Wendl, als MilQlj,j([ 
d~s SPD-Bezt~o~ndes Sudbayern undWatschenman11•fü 
eingeladen, muhte Steh am Samstagabend vergeblich,!iJf;f: 
der x-ten Entlarvung der Sozialdemokratie zu warnen stattc!k; 
e:-5en a~f die Bedeutung von lnteressenvertretung~poliJiKn' 
hmzuwe1sen. Man m_uß den Kongreß-Strategen Wolfgagg}j; 
Gehrcke (Ex-DKPVors1tzenderHamburg) und Michael staitiitiN' 
(Ex-GALier Hamburg) zugestehen, daß sie es überbeideJ,11fit 
ve~nden, mitgeschickter Regie und wohl plazierten~e~•;'tI 
be1!_rägen den Kongreß trotzdem zum gewünschten Ergebn,~·i;'.[; 
zufuhren. Obes ihnen zukünftig gelingt, politikfähige Konzep~ t 
durchzusetzen, bleibt offen. · Li 

• Entwicklung YOn Refonnp,;,jekten und 
entsprechenden Dislwr>en in denen 
die radikale Kritik besteh~, Ver­
hältnisse mit der Nutzung ihres mo· 
dernen Emanzipationsgehalts einher-
geht. 

Mit anderen Worten: Eine Re-Formie­
rung der soziofistischen Unken ist nur im 
Sinne eines .modernen Sozialismus"' 
YOrstellbar. 

Unsere Theseloutet KeinesdieserProble­
meund keine dieser Aufgaben wird durch 
die Kandidatur einer .Linken Liste• auch 
nur ansatzweise gelöst. Wem die eigene 
Feststellung vom .denkbar schlechten 
Zusland der Unken• stimmt, ist es absurd 
als nächsten Schritt den 6nzug in de~ 
Bundestag ins Auge zu fossen. Und es 

besteht sogar die Gefohr, daß 
ge und mögliche Entwicklungsp 
der Linken, dan.nter YOr allem auch 
PDS, nochgerccle blockiert-,len.. . , 
Liste -wo, soll das?" heißt es im füal · 
Kölner Papiers -das trogen wir uns o 
dings auch. 

PERSPEKTIVEN DER t:~-.,JWi> 

DARAUS FOLGT 
AUCH DIE 
UNBEDINGTE UND 
AKTIVE 
ABLEHNUNG 
EINER 
AUSGRENZUNG 
SOZIALISTISCHER 
KRÄFTE LINKS 
DER SPD -

Nachdem die Erneuerung der SPD seit 
Mitte der 80er Jahre immer mehr zum 
Stillstand gelangt ist und die GRÜNEN 
zweifellos nicht mehr als grundlegend 
alternatives Porteiprojektonzusehen sind, 
scheint es für eine derartige Perspekfi"" 
ernstzunehmende Spielräume zu geben. 
Die PDS'leBUcht ihn- personifiziert durch 
Gregor Oysi - in einem .linken Popuh­
mus" zu nutzen: Ein durchaus interessantes 
Unterfangen lindem sich unter anderen 
BedingungenouchOskarl.ofontaineübt), 
ist die Verbindung von .Linkssein" und 
.Popularität" der hiesigen sozialistischen 
Linken doch in der Vergangenheit recht 
schwer gefallen. Dies wäre sicherlich ein 
Beitrag für einen neuen, mehr ,.zivilge­
sellschaltlich" -demokratischen und weni­
ger sloorlich-porlamentarisch geprägten 
Politiktyp, mit Impulsen für eine moderne 
und populäre Soziolismuskonzeption. 
Davon könnten auch wiederum Wirkun­
gen auf Sozialdemokratie und GRÜNE 
ausgehen, denn die Frage des Politik­
und Porteityp• stellt sich natürlich auch 
hier. Angesichts der nachwirkenden Ver· 
gangenheit der PDS und des jämmerli­
chen Zustands der westdeutschen sozia­
listischen Zi rkelwürdedies alles aber eine 
zweite radikale T ransfonnotion der PDS 
erforderlich machen. 
Zwordenkenwichtige TeilederPDSwohl 
in diese Richtung, im gegenwärtigen po­
litischen Prozeß findet dies ober keinen 
ausreichenden Niederschlag. Im Gegen· 
teil: Hinter Oysis Populismus und in der 
westdeuischen Listengründerei wird der 
.denkbar schlechte Zusland der Unken' 
noch weiter kultiviert 

Programmatisch werden sozialdemokra­
tische Reformpositionen bezogen, wie sie 
sich im großen und ganzen auch im 
.Fortschritt 90" finden lassen (die Aner­
kennung marktwirtschaftlicher Effizienz 
darf dabei nicht fehlen). Es konn wohl 
bezweifelt werden, ob sehrvieleAnhänger 
der .Liste• einen derartigen Ansatz oder 
auch Konzepteeiner .Reformaltemoti'le" 
überhaupt teilen. Und so wird dies - wie 
auf dem Kölner Treffen - mit viel ontikapi­
ialistischer Rhetorik und einem geradezu 
klassischen Verelendungsdislwr> kombi­
niert ("9rgl. die erwähnte Vorlage), wo, 
mit einer modernen Kapilalismuskritik 
wenig bis gor nichts zu tun hat. Die 
darüber .hinausweisende" spezifische 
PDS-Konzeption besteht im wesentfichen 
darin, über die vorrangige Bedeutung 
der Gattungsfragen und ihr Verhältnis 
zur „sozialen Frage" zu räsonieren. Was 
dies alles mit Ansätzen einer tragfähigen 
Refonnpolitik und modernen sozialisti­
schen Programmatik zu tun haben soll, 
bleibt unerfindlich. 
Damit ist die Frage des Politik- und Portei­
lyp• 'lerbunden. Will man über den Sta­
h.Js einer Prolestpartei hinausgehen, so 
gilt es, ein spezifisches Profil in der Ver­
bindung von Wähler- bzw. Anhönger­
schaft und Partei bzw. Programmatik, 
von sozialer Basis und Politiktyp zu ent­
wickeln. Dies konn man ok gesi~ 
Ergebnis der Politikwissenscho~,~ 
der Parteienforschung ansehai/l§iie 
Antwort, die darauf hinausläuft,~ 
- so Gysi im spw-lnterview - aUßer 
.Schwerw,rbrechern und Milliordören' 
alle gewinnen wolle und könne, zumal ja 
alle gleichennaßen YOn den Gaffungs­
lrc9en der Menschheit betroffen seien, ist 
so bonal wie weise. Sie unter>tellt die 
zukünftige PDS freilich ok linke Aller­
weltspartei, ohne stabile soziale Basis 
(und damit auch ohne Zukunft). In der 
DDR 'lerfiigt sie gegenwärti9 noch über 
eine derartige Grundlage - aber mit Blick 
auf Westdeulschland und die weiteren 
sozialkulturellen Umbrüche in Gesamt­
deutschland reicht dies überhaupt nicht 
aus. 

3. Linkes Heimatrecht? Blödsiml 

Aktuell und perspektivisch ist der Um­
gang mit der Sozialdemokratie """ Be­
deutung. Ausgewogene 6nschätzungen 
des hislarischen Weges der Sozialde­
mokratie und der nachweisbaren Ratio­
nofität des Reformismus weichen vo, ol-
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lern im Umfeld der „Unken Liste• immer 
mehr einer Mischung aus Anti-Sozialde­
mokrati$mU$ IXld neuem Sendungsbe­
wußtsein, die auch auf die .sozialdemo­
kratischen" Grvnen ausgedehnt wird. 
Zweifello$ hot der Anti-Sozialdemokra­
tismus durd, die SPD-Politik der letzten 
Monate wieder reichlich Nahrung be­
kommen. Und daß Gysi bei Mliner Dis­
lcuuion mit tinken BeJiner Sozialdemo­
kraten (dokumentiert in dieser spw) auch 
nicht mehr zu bieten hat, als im allen Stil 
über diwrse Veniitereien der SPD ZlJ 

lamentieren, zeigt, wie tief diese$ R8$· 
sentiment sitzt. Allerdings läßt ~eh auf 
dieser Grundloge kein angemessenes 
Verständnis für die Rolle der Sozialde­
mokratie und ihrer Linken und zum Um­
gang mit ihnen finden. 

Wozu dies führt, zeigt sich, wenn einige 
Initiatoren der „Linken Liste• in der er· 
wähnten Vo~age ~!stellen, .wie ein­
Außlos die Linke in der SPD ist'" und daß 
,.auch" • d.h. wohl: wie bei der SPD? · 
,.bei den GRÜNEN linke Politik seit länge­
rem kein Heimatrecht mehr• hebe, um 
der PDS incl. ,.Linke Li$te" eine Art M:xlopol 
in puncto „Heimatrecht der Unken• Z1JZ11· 

schanzen. Dahinter steht - trotz mancher 
gegenteiliger Beteuerungen - das Selbst­
verständnis, die .. ~seren Unken• n, 

sein. Und man muß schon dieses Selbst­
verständnis mit dem dazugehörigen Sen­
dungmewußtsein hoben, um derartig 
sorglos mit der Frage der Boodestogs­
kandidatur und ihrer Wirkungen für die 
Unke umzugehen, wie das Gysi (in dieser 
$pw) und andere tun. Es wird seitens der 
PDS/Linke Liste nicht problematisiert, 
• daß eine gesamt- bzw. westdeutsche 

Kandidatur die GMen und damit 
auch rot-grüne Perspektiven pa~­
menlarisch versenken könnte, 

• daß das schon jetzt bei SP().ünken 
wie auch bei ünken-Üslen-Leuten er­
kennbare Abgrenzungsdenken noch 
weiter ausufern und künftige Koope­
rationen Yerhauen könnte, 

• daß Probleme bei vielen SPD- und 
grünen Linken gegenüber der PDS ja 
wohl nicht nur deren Problem sind, 
sondern auch etwas mit der PDS und 
ihrer Vergangenheit zu tun haben. 

Die vielfach dahinler$tehende Oenkungs· 
art offenbart, daß das Verhöltni$ zu den 
Grünen, zur Sozialdemokratie und zur 
Gesomrlinken gänzlich ungeklärt i$t. 

Aufgrund ihrer Herkunft, ihrer dortigen 
Verankerung und spezifischen Rolle 

leuchtet eine Kandidatur der PDS auf dem 
Gebiet der DDR (und insbesondere bei 
den dortigen Landtagswahlen) nocn un­
mittelbar ein. Ob $ie aber mittelfristig und 
gesamtdeubcn in der einen oder ande­
ren Form überlebt, höngt weniger -..o11 

ihrem gegerlW'ärti9en Einzug in den 
Bundestag ab, sondern von ihren Ansät­
zen für eine weitere T ransronnation. Die 
.Linke Liste• wird ihr dabei nicht weiter­
helfen, denn ~eist nicht einmal im Ansatz 
jene .$k:.Jrke, eigensJändig operierende 
Linke•, YOn der wes~ich. Llstengrülder 
(in der Vorlage nm Köner Treffen) reden, 
sondern ein politi$C1le$ 5aMieisurium 
YOn heimatlosen Lln<en, deren netJ8$ 

Sebstbewußtsein e MIO meitr auf einer 
(diesmal von der POSI .gebo.-glen Slcir­
ke· IXld nichl o.J ener $(W()«" Veran­
kerung · ":l Weslen benJd. rum, kommt 
die Skepws, die der ?DS, wie o..ch so· 
zialisfochen ~neigri:ndem, -mer· 
hoh der sozialen ~ 1Jl"(j de· 
mol(rotischen lnifo ·ven entgegenge· 
bracht wird. ~ !Vrr. O.JS oeioer Ver­
gange,.Jw • her aber a..ci c-..:s oem b­
slond der ovßerparbnentoriscnen Be­
wegungen, der des Bedorfnis noch ,:,_r· 
lamentorischen Operatiooen denkbar 
gering hö&. 

Natünich können IXldwollenwirals SP(). 

Unke gar nicht behaupten, konzeptionell 
W8$8ntlich weiter und politisch wesentlich 
erfolgreicher zu sein. Aber darum geht es 
auch gar nicht. Worum es uns geht: Die 
PDS ist mit ihren westdeutschen Listen­
freunden auf dem besten Wege, ihre 
künftigen Wirkungs- und Kooperations­
möglichkeiten gegenü~r der Sozialde· 
mokratie und den GRUNEN zu verbau­
en, eine Re-Fonniervngder sozialistischen 
Unken im anfongs skizzierten Sinne zu 
blockieren und ihre eigenen Perspektiven 
für eine zweite Transformation (s.o.) 
kurzfristigen Wohlmanövern großen Stils 
zu opfern. 

4. Die Wahlen und .danach· 

Nun scheint festzustehen, daß es n, einer 
BündniJtandidotur von PDS und „Linker 
Liste• mit allen ihren Risiken kommen 
wird. Daran trägt die Sozialdemokratie 
erhebliche Mi"'8rantworn.og: Denn da 
die POS eine Kandidatur für den Boo­
destog schon alleine für ihr Renorr,,..,ee in 
derheuti ~als~ 
dig On$ir brouc:t, ~ cicriJ.: Clef"°1 Olr 
SPD.~·~$ 
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%-Hürde auch reichlich West-StirTl."'W:._ 
Bei anderen Wahlrechtslösungen '"Cm 

die PDS auf üstengrünclereien 00d .,,... 

schnelle gesamtdeutsche Amb;.-c::nat 

vet'Z.ichten können (ob $ie es getan 'IC2 
ist eine andere Frage). Das ganze Tr«:1ir 
m"t seinen komplett versammelten "'Mit 

Aheurenwirddaherseinenl.auf~ 

Erton:lerlich ist "VOI" allem eine Scho-. 
begrenzung IXld -ouforbeitung, ce 
genüber der Ausgrenzung der ~ 
Kontaktverboten seitens der SPC a:s 
auch gegenüber der missionc· a::wr 
Attitüde in den Reihen der PDS .rc 
siger üstengrvnder betriebet-~ 
muß. Egal, wie die Wahlen e;J,,,JO_.;,a:,,-. 

Danach werden PDS/Linke ...:m 
längerfristige gesamtde~ = 
berechti9!J"g gerade auch 91. s;.-=-­
den GRUNEN erst noch ,,o:::~..­
müssen. Umgekehrt werder a;e 
sozialistischen Kräfte in der S:O: 
$P().Linke nur dann an Sebslbeo~•• 
und damit an Auutrahl"'S Q1_8"!!!'._L 

wenn sie den unterbrochener: ~.-:..r 
Erneuerung ihrer Parte. ~-~~=-• 
(siehe Grundsatzprogrcr.:­
schritt 90·) wieder a...~ 
Partei gegenüber aen pr::ig;_ .. _. 
sellschafttichen Slrör"l.nz'" __.. 
k.erölmen (Stichwor- ,n"' rl-..-~ 
Emeuerungsbes...~ "91-• 
denen Teile der so.:,o::s:s= 
l.inl(en düri.n in -



HABENi\JVIR DAS RECHT, 
HISIQRISCHE CHANCEN 

ut:48IJ.fllz1 zu LASSEN? 

1. 
,J 9-obe' »-39ste e :hfesl,doßführendePolitikerderSPD 
- ~ ~ ~?d in der BRD eine Politik der Feindschaft 

gegeri..beJ de~ PDS betreiben und die SPD in der DDR die 
.:::xJ und d.e =>SU immer deutlicher als natürliche Verbündete 
t:,,et-od,,et. Noch eigener Formulierung: ,,Die PDS ist der 
Gegner, de anderen Parteien sind Konkurrenten." 
E..s.~ habe ich mich zum Verhältnis der SPD zur PDS wenig 
geäußert, weil ich glaubte, dies hot mit der Geschichte der 
SED zu tun, ist also eine Frage der Zeit und der Gloubwürdis, 
mJ des Erneuerungsprozesses in der PDS. Aber die histori­
s.:nen Zeilobschnitte verschieben sich. Die CDU und die FDP 
,,., de: BRD legen ein Tempo bei der Vereinigung der beiden 
::,e,:,xhen Staaten an den Tag, das die Menschen überfordert 
..-d das uns keine Zeit läßt, in geordneten Zeitablöufen 
wemiinftig übereinander nachzudenken. Sollen linkes Ge­
oa:-.kengut und die soziale Frage nicht für längere Zeit 
::iedeutungslos werden, müssen auch wir schneller denken 
:nd handeln und historische Chancen nutzen. 

II. 
Diewrbolen VO!Wir.fe~ S?Ogegenc!A POSlossen sich w.e 
"Olgl zusammenfassen· 
:J.e SED hot eine Gesd-~ ae ~ ~~"IOr'beJ 
:ir..sschüeßt. Und das g: a..;;b r~ · cLe ros. we te cie SED 
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ist. Ein Abgeordneter der SPD in der Volkskammer unter dem 
Jubel der Rechten wörtlich: ,,Die PDS oder wie sich die SED 
auch immer nennt ... " 
Dieses Argument hält keiner genaueren Betrachtung stand. 
Direkte Anwürfe gegen Programm und Politik der PDS gibt es 
kaum . 

Zum Erneuerungsprozeß in der PDS: 
l . Die PDS hat ein völlig neues Programm und ein neues 

Statut, das wesentlich basisdemokratisch angelegt ist. 
2. Die PDS hat in beträch~ichem Umfang Geschichtsbewälti­

gung betrieben. 
3. Die PDS hat durch Austritte, Ausschlüsse, Rehabilitierun­

gen, Neu- und Wiederaufnahmen eine völlig veränderte 
Mitgliederstruktur. Hierzu gehört, daß drei Viertel der 
Wähler der PDS noch nie Mitglied der SED waren . 

4. Die PDS hat den größten Teil des Eigentums der SED 
(finanziell und materiell) abgegeben, und zwar ohne 
Rechtspflicht, durch eigene Beschlüsse. 

5. Die Persönlichkeiten der neuen Leitung der PDS sind 
integere Unke, die für die Erneuerung der Partei stehen. 
Ihre Biographien sind sehr unterschiedlich, aber allein die 
Zusommensetrung und die Mehrheitsverhältnisse sagen 
vie1 aus. 

All dies kann man als nicht ausreichend bezeichnen, ober als 
ungeschehen, als unbedeutend nicht. Dobei sind immer der 
ProzeSchorok1er und die Kürze der Zeit zu berücksichtigen. 
Aber die Geschichte der SED ist auch die Geschichte ehema­
ligen Blockpar1eien. 
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und „liebe Genossinnen der SP[).8osis'1 erst einmal ob und 
nehmen die Sorge über unpolitische und überzogene Formen 
des politischen Streits innerhalb der Linken als Thema an, so 
stellen wir fest: Diese Sorge teilen wir. 

II 

( ... ) Natürlich ist es auch für viele Genossinnen in der SPD 
ein Problem, wenn der Eindruck entsteht, daß für die PDS 
einerseits und die Ost.CDU wie die LDP und die NDPD im BFD 
andererseits unterschiedliche .Maßstäbe gelten sollen. 
Natürlich ist es ein Problem, wenn die „Notwendigkeit einer 
Kultur des politischen Streits und des Dialogs" für Honeckers 
SED galt und nun eine Kontoktsperre gegenüber der PDS 
gelten soll, die eine politische Auseinandersetzung zumindest 
sehr erschwert. 
Natürlich ist es ein Problem, wenn der Sieg der Demokrolie 
in der DDR umschlögt in eine Tendenz zur Vernachlässigung 
demokratisch-fechtsstoatlicher Grundsötze im Umgang mit 
der Opposition und dem Parlament. 

( ... ) Insofern istGysis Kritik on der Regierungspoli!ik der DDR­
SPD sichernicht ganz unberechtigt, in jedem Falle bedenkens­
wert. Aber: Es ist doch unbestreitbar, daß „krumme Dinge" im 
Erbe der SED erst noch aufzudecken und ein unsäglicher 
polilischerSousb II ouszumisll8n sind. Dieoggressive ""8ntolilöl, 
die mangelnde T oleronz und Defizite im rechtsstoo1Uchen 
Bewußtsein sind dabei sowohl in ihrer Form als auch ihrem 

• Inhalte nach Reaktionen auf .40 Jahre SEDOiktotur. Mit 
diesem gesamtgesellschaftlichen Erbe der SED sollten deren 
porteipolitische Erben nicht so umge~n, als wären sie als 
völlig Unbeteiligte Opfer willkürlicher Ubergriffe geworden. 
Niemand hol die PDS gezwungen, die Rechtsnochfolge und 
das politische Erbe der SED anzutreten. Sie selbst wollte 
unbedingt in die SAT-1-Serie „Erben des Fluchs". Überzoge­
ne Polemiken mit der Unterstellung, die SPD-Politik ziele auf 
die „Ausschaltung eine linken, sozialistischen, sich erneuerrr 
den Partei, nur um deren Wählerstimmen zu erobern", 
greifen da zu kurz, sind wenig hilfreich und tragen ihrerseits 
zur Vergiftung des politischen Klimas bei. 

III 

Wie jede andere politische Parteienbewegung macht auch 
die Sozialdemokratie Fehler. Natürlich kann Gregor Gysi 
diese Fehler - von der Zustimmung zu den Kriegskrediten 
1914 bis zum „Rodikalenerloß" und dem NA To.Roketenbe­
schluß-fürseineArgumentotiononführen. Er sollte dabei ober 
berücksichtigen, daß in der SPD die Diskussion über diese 
Aspekte der Parteigeschichte nicht erst 1989 /90 angeforr 
gen wurde, daß auch die SPD sich auf das Erbe der USPD 
(Bernstein, Koutsky, l.evi und viele andere kehrten in die SPD 
zurück) berufen kann und daß eine historische Argumentation 
nicht einfoch die Geschichte der KPD, der Komintern, der 
Bolschewiki und der SED ausklammern kann. f.Aon möge bei 
diesen geschich~ichen Einlassungen bilte nicht den Eindruck 
erwecken, als wären die Spoltung der sozialistischen Arbei­
terbewegung und das sozialdemokratische Mißtrouen ge­
genüber der kommunistischen Abspohung allein das Ergeb­
nis rechtssozioldemolra.:sche• Konfronlotionspolitik 
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/v\on erinnere 
sich on die ver­
heerende Wir­
kung der „Sozi­
o lfaschismus"­
These der Ko­
mintern - oder 
wirkt hier das 
,,Sputnik"-Ver­
bot in der PDS 
noch noch? 
Auch berück­
sichtige man 
bitte die Erfo~ 
rungen der So­
zioldemokrotie 
mit der SED: 1~ 
renUmgong mit 
jenen, die sich 
1946 der Ver­
einigung mit 
der KPD ver­
weigerten, wie 
de11 Umgang der Kommunisten mit jenen, die der p 
motischen Sozio!demokrotisierung der KPD/SED vertro 
Schon 1947 / 48 gohen die „Grundsätze und Ziele der 
von 1946 als konterrevolutionäre Verfehlungen, mit 
Urnbou der SED zur „marxistisc~eninistischen Partei 
Typs'" begonnen die „Söuberungs"-Wellen gegen den 
aldemokrotismus" und .,Revisionismus" • viele Genossi 
und Genossen hoben ihr Vertrauen in den 1946 
proklamierten Gesinnungswendel der Kommunisten m't 
Leben, viele mit einer zweiten logerhoft in Buchenwald 
anderswo bezahlen müssen. Wer will es der Soziold 
tie verdenken, daß sie diese Kollektiverfahrung weder 
gessen kann noch will. So ist das Mißtrauen gerade u 
ö lteren Genossinnen und Genossen, die diese bittere 
am eigenen Leibe erlitten hoben, in diesem Zusomme" 
zu verstehen. 
Schließlich gab auch der jüngste Versuch, eine ri..,,""'"'111111 

sehe Kultur des politischen Streits mit der SED oufzuboJI!!!' 
Ergebnis Anlaß zu erheblicher Unzufriedenheit: Des 
some Papier von SPD und SED gab wohl der DDRt.Qi:,polllil 
seil 1987 einen neuen positiven Bezugspunkt für die 
sehe Argumentation, ober die SEDUnterschrift unw 
Papier verhinderte weder die Übergriffe von Stasi 
gegen friedliche Demonstranten und Journalisten l"ICO' 
pressionen gegen - im wörtlichen Sinne. Corl-v·oo~sa.a 
Schülerinnen noch das „Sputnik"-Verbot oder andere 
ße gegen Geist und Wortlaut des Papiers. Die SFO 
- im mildesten Fall - dem Vorwurf der politische"' 
ausgesetzt - und das tot weh! 

IV 

Nun wird sich Gregor Gysi mit der Honeoz;:­
identifizieren wollen, ober er führt die Nook~ 
SED und hat sich also auch mit dem Ert>e - ...... .,.,.,.. 
verlorene Glaubwurd:gke t ouse-r,o!lde'"L.;e-:: 
1-oknis zwische~ SPD 1. ~.::l POS ge es~ 



&11iwr:...-~r9ibt sich die PDS sozialdemokratischer 
.,. · oemimmt die Programmatik und sogar den 

.. _...,.s;$C"*l Kampfbegriff der Sozialdemokratie 
laailialC!'I„ Scz:olismus" als Abgrenzung von „Reolso­

cX:.Srnus/1.eninismus") als neuen Partei­
-llt.!._a,,.,,y:e- -:,em Johr stand die Partei im „kompromiß. 

~ olle Erscheinungen der bürgerlichen 
~- 1egliche revisionistische Entstellung der 

sehen Theorie", und heute schöpft sie aus 
~-:::rx:=-·~ :,es humanistischen Denkens, insbesondere 

~ungen von ... Eduard Bernstein und Karl 
_:xemburg" • die zu zitieren noch vor einem 

~ ·s bedroht wurde-und ihren Weiterentwick-
.:::., noch im erbitterten Kampf gegen soziald&­
:cweichungen, sind Tausende Ex..SEDGenos­

-•· ... -..r-hende Vorkämpferinnen des sozialdemokro­
.rdwerfe..Sozialismus. Vom Soulus zum Paulus -die 

---=r-e Bekehrung als Massensyndrom? 
ra, ein Wunder sein. Oder die breite öffentliche 

llilill,-t,,,,:11r.- '-xhe Diskussion der PDS als Partei über den 
Rosa Luxemburg, mitdemsozialdemokratischen 

•IDolllll:l'X.S."TlUS, mit Kautsky und der Sozialdemokratie, mit 
.JCOCS und der „Neuen Linken", mit AntonioGromsci 

..EuroKommunismus" in den vergangenen 40 
-?S entgangen • oder es gab sie nicht. Die Frage 

_.911::t..QI' sein, wie viele PD$..Gen0$Slnnen überhaupt um 
..o:, lnholt ihrer „neuen" Programmatik wissen? 

Sorge um die Linke in Deutschland und Europa. 
La:, wenbruch des „realen Sozialismus" hot ihre Au$­

•111111igsl{.rrit nicht ge rode gestärkt. 
...... a:,,,,iani·ger ist eine starke Linke zur Verteidigung 

demokratischer Rechte, wie für den Aufbau der 
~.-da,,. .,... solidarischen, demokratischen und ölcolo-
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gisch-verontwortlichen Gesellschaft, heute mehr denn je nol­
wencf g. Der Ausgangspunkt des SPD-SED-Papiers, das ge­
meinsame Ringen oller um Lösungen für die globalen Mensch­
heitsprobleme (Umwelt, Nord..süd-Konffikt etc.), hot nichts 
von seiner Aktualität eingebüßt. Hinfällig geworden sind die 
Gegensätze in den Grundsatzfragen sozialistischer Politik 
zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten. Der demo­
kratische Sozialismus ist mit seinen Grundsätzen und Zielen 
zur Orientierung oller relevanten Teile des Sozialismus ge­
worden. 
Die Spaltung der sozialistischen Bewegung in Deutschland ist 
damit ober - anders als es sich etwa in Italien noch der 
Umorientierung der KPI abzeichnet· noch keineswegs über­
wunden. 
Natürlich besteht aus sozialdemokratischer Sicht der Arr 
spruch, olle Teile des demokratischen Sozialismus unter dem 
Doch der altehrwürdigen Mutterpartei wieder zu vereinen • 
und damit auch die Gefahr, andere Teile der sozialistischen 
Bewegung als linksradikal aus dem demokratischen Spek­
trum auszugrenzen. Aber auch viele Genossinnen in der SPD 
sehen, doß der demokratische Sozialismus viele Facetten hol 
und viele Sozialistlnnen die Orgonisotionsfroge anders als 
mit der SPD beantworten. Natürlich ist die Organisationsent­
scheidung eines Walter Janka zu respektieren. 
Wichtig ist, daß heute eine Polarisierung wie in der Weimarer 
Republik vermieden wird und in der Linken nicht neue Gröben 
aufgerissen werden, um alte Kämpfe fortzusetzen. Dazu ist 
Vertrauen nötig. Aber Vertrauen muß wachsen. Alle Linken 
sollten ernsthaft überprüfen, ob ihr Handeln dieser Vertrau­
ensbildung dienlich ist, ob man den eigenen Forderungen 
gerechtwird. Und alle sollten sich bemühen,dieErfahrungen, 
Angste und Probleme der jeweils anderen - seien es nun SPD, 
Grüne und Alternative, Bündnis '90, Vereinigte Unke oder 
PDS • zu verstehen und zu berücksichtigen. Es ist viel im 
Umbruch in Deutschland; vieles formiert sich neu, ist erst am 
Beginn neuer Differenzierungsprozesse. Auch die Unke steht 
vor neuen Fragen, neuen Problemen und Konflikten. Müßig, 
über ihre künftige Struktur zu spekulieren, wird sie sich doch 
erst in den kommenden sozialen und politischen Auseinan­
dersetzungen entwickeln. Berührungsängste und Diskussions­
verbote dienen aber weder einer starken und selbstbewußten 
Sozialdemokratie noch einer demokratischen Streitkultur in 
der Unken wie in der Gesellschaft überhaupt. Für eine starke 
Linke gibt's also noch viel zu tvn. Pocken wir's? 

HeikoMau, 
Landesvorsitzender der Jusos 
in der SPD-Berlin (Wes~ 

CarlChung, 
stellv. Landesvorsitzender der Jusos 
in der SPD-Berlin (West) 

Thomas Koch, 
stellv. Landesvorsitzender der Jusos 
in der SPD-Berlin (West) 

Jürgen Egerl, SPDMdB, Berlin (Wes~ 

" Aus der ,Jungen Welr vom 8. Juni 90 
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ANTWORT 
VON 

GREGORGYSI 
AUF DEN BRIEF 

VON HEIKO MAU 
U.A.* 

üeber Heiko Mau, lieber Carl Chung, 
lieber Thomas Koch, lieber Jürgen Egertl 

Zunöchst gestehe ich, mich über Euren offenen Brie~ schon 
deshalb gefreut zu hoben, weil er Gespröchsberei1$chaft 
signalisiert. Mein offener Brief sollte in einer konkreten 
historischen Situation auf Gefahren hinweisen, die sich immer 
deurlicher bestätigen. Er konnte und sollte kerne ollgemeioo 
Behandlung der Geschichte von KPD, SPD, SED, Komintern 
und SI sein. Es ging nicht um Ausgewogenheit. 
Eurer Einschät-
zung zur These 

.. 

im Denken und Handeln ergeben sich schon daraus, dcf 
Mitgliedschaft in der PDS nicht mehr karrierefördernd 
dern eherkarrierevernichtend ist. Ihr kennt doch die B 
in der DDR, mit denen PDS-Mitglieder (nicht ausge 
SED-Mitglieder) aus Berufen und Tätigkeiten verdrängt 
den sollen. Der Parteitag der SPD in der DDR hat 
festgelegt, künftig auch ehemalige Mitglieder der SED 
PDS mit Zustimmung der Basis ohne Schamfristoufzune 
Diese Logik verstehe ich so: Glaubwürdig und 9elöu1er. 
wer zur SPDwechse~, unglaubwürdig bleibt das PDSMi 

Noch wichtiger als das Bestreben, uns zu liquidieren, 
mir die allgemeine Politik. Die SPD sagte ,Ja" zum S 
trog und sie sogt ,ja" zum Anschluß der DDR on die 
gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes ... Und gibt es 
stens ein „Nein" der SPD zur einseitigen Mitgliedscha" 
vereinigten Deu1$chlond in der NATO? Ich höre es 
führenden Politikern • ausgenommen lbrohim Böhme 
Egon Bohr - nicht. 

Und die „ kleineren" Fragen? Weshalb stimmt die N.e 
der SPD-Fraktionsmitglieder in der Volkskammer der 
gegen unseren Antrag zum Verbot der Kündigung 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern währenc 
Schwangerschaft, einer Krankheit, einer Berufskra 
eines Erholungsurlaubs, einer Kur oder einer Quoro 
W öre hier nicht Gemeinsamkeit möglich und nötig ge 

vom „Soziolfo­
schismus" z.B. 
stimmeichvollzu. 
Ich habe auch 
Verständnis für 
das von Euch be­
schriebene Miß. 
trauen älterer so­
zi alde mokrati­
scher Genossen 
gegenüber Ko~ 

. ••;,;-.:1$liJ<.~)·,O, ·; 

Wir sind und bleiben zur Zusomme 
mit der SPD bereit und wollen do~ .. 
die notwendige selbstkritische 
einnehmen, was uns sicher nicht 11'1 
Fall gelingt. Würde es ober wer 
das gemeinsame Gespröch ge~ 
könnten uns gegebenenfalls g 

munisten bzw. -.;.,,· ;.H:;=.-~:.;:+ .:.h( ,·.;rn·. :;i,1.= 
SEDMitgliedern. ·::;;.:,..,; ,;._,1,,,.,; ··-, " --:;: .. , 
Gleiches Miß- -:,,, · ·-' :x-.. :'.; 

:;r;'.'c.,"-: .. ~-~-:~·;;.:·: a;::.: ... ~~··.: ··~ ·· :· .. ·. 
trauen stelle ich ,._,,._.,,,:::·.·· .',,·,:.'. ',,e:::•·, t. ,,,·~ ;: . .-,_,-. .- ,~, ,., 

·:..: ,, :.:~, ... ...· .. ;. ·· .. ··:. 

be' 1 K " ... ,, ... ,. . . (,:·: .. . r .. ,-~: .. : 
10 ten ommu- t:;r:.· ,_;;;::- . ';': .,,_,,,., .. .::::•·: 

;;,.:_:.::. 

vor verhängnisvollen Irrtümern 
und zum Beispiel im oben genan" 
einheitlich abstimmen. Trenne~ 
kritisch angesprochen werden, oher­
halb sollten wir nicht auf die Du 
von gemeinsamen Vorstellungec 
ten, und zwar nicht unseretweoe"' 
dern wegen den von uns V 
Offensichrlich seid Ihr dazu be-e<" 
packen wir's insgesamt? 

nisten gegenüber <,,,:,.·. ·,,, .. .;:j-'aN, ·:,.,._ . . , , · · _.,__ c"; , ..... ,,,. ·=- ,:., .. _. 
Sozialdemokra- :::··:%.·, .: .. ,.-,,. • .. , ·-·,. ,_-, .· ·· ·::··' ,,··._:: · '' . . ,.,, GregorGysl 
ten fest. Die Grün-
de sind hinlänglich bekannt. Nur: Trotz dieser Geschichte 
gab es eine Zusammenarbeit zwischen SPD und SED. Und 
das gemeinsame Papier über den Streit der Ideologien hat 
sicherlich vieles nicht verhindert, ober die Kritiker in der SED 
sehr gestörkt . 

Und dann zöhlt Ihr eine Palette von früheren Erfahrungen mit 
der SED auf, die Euch nicht glauben lassen, daß die PDS eine 
neue Partei sei. Noch ehemals 2 .3 Millionen der SED hotdie 
PDS heute noch 350.000 Mitglieder. Diese haben bekannrlich 
keinen leichten Stand. Welche unehrenhaften Motive sollten 
sie bewegen, in dieser Partei zu bleiben? Die Verönderungen 

* aus der ,Jungen Welr' vom 5.7.1990 
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dann muß ich sagen, dann trifft er nicht nur Gysi, dann trifft 
er auch mich. Das sollte der Standpunkt eines jeden Abgeord­
neten sein. 

Was Ist Ihr• Realdlon ouf den offenen lrlef on die 
Sozlold«nolcraten? 
Ich hatte noch diesem offenen Gysi-Brief ein persönliches 
Gespräch mit ihm und habe ihn natürlich auf die Punkte 
hingewiesen, die ich für polemisch holte. Gleichzeitig habe 
ich ihm gesagt, wo ich ihm recht gebe. Und was sein 
Nachdenken über die Zukunft einer linken in Deutschland 
anbelangt, do muß ich ihm recht geben. Aber seine in diesem 
Brief pauschalisierenden Dinge holte ich für polemisch. Er 
muß do schon differenzieren. 

Halten Sie es prinzlpiell lür möglich, daB sich die 
Unken verständigen und womöglich einigen über 
den Begriff demokratischer Sozialismus? 
Ich erinnere daran, was wir auf der SPD-Oelegiertenkonf&­
renz in Berlin am 12. Januar gesagt hoben: Wenn d:e alten 
Machthaber meinten, Zöhnepulzen ist gesund und gut, dann 
putzen wir uns heule die Zähne trotzdem weiter. Ich stehe zu 
dem Begriff demokratischer Sozialismus auf der Grundlage 
einer parlamentarischen Demokratie. Ich bin nicht für ein 
sozialdemokratisches Deutschland. Ich bin für ein soziales 
und demokratisches Deutschland. Ich scheue mich auch nicht 
vor der alten Anrede Genossin und Genosse. 
Ich halte es momentan für sehr schwierig, zu Arbeitsüberein­
künften zu kommen, weil tatsächlich 40 Jahre Geschichte 
aufgearbeitet werden müssen. Möglich jedoch, daß es noch 
einem bestimmten Zeitraum gemeinsame Arbeitsgruppen der 
linken Bewegung geben wird, beispielsweise in der Bewegung 
für eine gesamtdeutsche neue Verfassung, in der Bewegung 
für einen demokratischen Bund cleutscher Länder. 

Klären Sie uns doch über den Unterschied zwl• 
sehen „sozialdemokratisch.., bzw. ,,sozial" und 
„demokralischn auf'I 
Ich sprach vom demokratischen Sozialismus auf der Grund­
lage einer parlamentarischen Demokratie. Eine sozialdeme> 
kretische Partei muß sich fair der Konkurrenz der anderen 
demokratischen Parteien stellen. In diesem Sinne bin ich 
zuerst Demokrat und erst dann Sozialdemokrat. 

Das helBt, Ihnen geht es um den Vorrang des 
demokratischen Prinzips vor einer parlelengen 
Betrachtung? 
Genau. Um ein konkretes Beispiel zu nennen. Was bin ich für 
ein Demokrat, wenn ich die PDS, die nun wirklich zwei 
Erneuerungsparteitage im Dezember und im Februar durch­
geführt hat, immer anschieße wegen der Vorläuferin SED und 
dabei übersehe, daß die CDU beispielsweise mit einem 
Funklionörsopporot, in clem etwa 70 Prozent der alten Kreis-

- ----------- - --- -- ·---

und Bezirksstrukturen noch beinhaltet waren, gegen 
Wahlkampf gemocht hotl Natürlich sind Schuld und v~ 
wortung unterschiedlich gewichtet. Aber ich möchte 
nicht immer wieder das alte Feindbild. 

Zum AbschluB: Es Ist ziemlich ruhig um Sieg 
den? 
Also, ich kann, auch wenn Sie mirdos nicht glauben, ~ 
daß ich darunter nicht leide. Ich tue meine Arbeit wie bi$: 
Ich gönne es denen, die ins Blickfeld der .v-edien geraten 
und die die Position ihrer Partei aufrechterhalten, gen;; 
Denen, die die Position der SPD verwässern, gönne ictc 
weniger. 

Wie sehen Ihre persönlichen politischen bzw. 
rufllchen Pläne aus? 
Ich bin weiterhin Abgeordneter cler Volkskammer. 
Magistrat habe ich mich • nachdem ich dazu ongespr 
wurcle - im Bereich Inneres als Polizeibeauftragter bew 
Gerade dort ist hinsichrlich der Versöhnungsprozesse ~ 
leisten. Gemeinsam mit Erhard Eppler bin ich oufgef 
worclen, das Manifest der Vereinigung beicler sozial 
krotischer Parteien zu erarbeiten. Ich kann mir vorstelie!­
den Bundesvorstand der SPD zu kandidieren, allerdings 
w enn es der Sozialdemokratie dadurch zu linkeren ~ 
nen verhelfen kann, also die sozialen Fragen stärker ~ 
sichtigt werden. 

* Interview im „Neuen Deutschland" vom 7./8 .7.199C 
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llc'D ~ ) - I.l der POS formiert ner Parteimitglieder kein Verständ­
nis dafür, für ein paar Stimmen mehr 
mit westlichen „Splittergruppen" zu­
sammenzugehen. Es stehe zu be­
fürchten, daß solche Pläne eine wei­
tereAust:rittsweJfeinderParteiaus'tö­
sen könnten ... Wenn die Partei hier in 
Berlin aus eigener Kraft' rnicht die· 
Fünfprozenthürde schafl'.t, dann m~ 
d.ieFragenachihrerDasemsberechu­
gung wirklich gestellt werden", sagte 
der Marzahner Kreisvorsitzende 
Klaus Wiec.rorek. 

-~~eo das Vorhaben 
ca ~ . ein Wahlbündnis 
CÄ b:k:'Z Gruppierungen aus der 
Bcdes.ccpublik einzugehen ... Das 
~~ Woche in Köln verlciln­
dete Buoome Linke ~te7PDS würde 
~ allem in Berlin eine Aufgabe der 
l·mtirät der PDS zur Folge haben", 
~einte gestern der PDS-Fraktions­
:'1hrerinderOstberlinerStadtverord­
nerenversammlung, PeterZotl. Nach 
seiner Einschätzung haben die Berli-

HESE 
PARTEI 

vielleicht belebend, mittelfristig ober 
aussichtslos, weil ihr - anders als bei 
einer erfolgreichen links$0Ziolistischen 
Kraft wie der dänischen SVP - eine 
ausreichend stabile $0Ziale Veranke­
rung fehlt. 

Gregor Gysi: Es besteht ein Unter­
schied zwischen den Bevölkerungskrei­
sen, die eine Partei ansprechen will, und 
jenen, die sie erreichen kann. Außer 
Milliardären und Schwerverbrechern fällt 
mir keine Personengruppe ein, die wir 
nicht ansprechen wollen. Andererseits 
ergibt sich aus unserer noch zu entwik­
kelnden Problematik, aus den Strukturen 
unserer Partei, aus ihren T radilionen, 
daß sie eine soziale Verankerung in 
erster Linie bei sozial Schwachen, bei 
Arbeitern, bei Bauern, bei Intellektuellen 
finden wird .. 
Die modernen gesellschaftlichen Struk­
turen der heutigen kapitalistischen Indu­
striestaaten lassen zwar den Begriff 
Proletariat" nicht mehr zeitgemäß er­

~heinen. Aber die $0Ziale Loge vieler 
ist ähnlich, auch wenn sie über sehr 
unterschiedliche Einkünfte verfügen. Zu 
beachten ist, daß die globalen Mensch­
heitsfragen jeden gleichermaßen treffen, 
wenn sie keiner Lösung zugeführt wer­
den. Es geht darum, möglichst vielen 
Menschen die Gleichartigkeit ihrer Pr<> 
bleme aufzuzeigen. 
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spw: Wekhe Unterschiede 
gibt es bzw. könnte es geben zwischen 
dem $0Ziatkultureffen Profil der SPD und 
der Grünen und dem Profil der PDS? 

Gregor Gysi: Welchen Unterschied 
es hinsichtlich eines sozial-kulturellen 
Profils verschiedener Parteien gibt, läßt 
sich im voraus nicht beschreiben. Dieser 
Unterschied wird sich aus den Unter­
schieden hinsich~ich der Programmatik 
und der Politikangebote ergeben. 

spw: Wir bleiben zwar skep­
tisch, was die $0ziale Verankerung der 
PDS betrifft, möchten ober unseren Hin­
weis auf den „Unkspopulismus" nicht 
nur als Abwertung verstanden wissen. 
Andersherum: Es gibt sicherlich Raum 
für eine Partei, die nicht vom Staat aus 
denkt, sondern von den Bedürfnissen, 
Initiativen und Bewegungen der „Zivit 
gesellschoft" ausgeht, diedobei lntellek­
tualitöt mit Popularität verbindet (was 
der sozialistischen Linken immer 
schwergefallen isq. Wir hoben den Ein­
druck, daß in der PDS darüber nochge­
dochtwird. Dies würde bedeinen, einen 
neuen Parleityp zu entwickeln, der sich 
nicht nur YOm leninistischen KP-Modell, 
sondern auch vom porlomenlarisch ~ 
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prägten Parteityp der Sozialdemokrotie scheint uns einleuchtend. Eine geso:.:,.· 

deutsche. "':ahlorientierung mit einer 
)mken liste im Westen mutet uns aber 
wie ein Vabanquespiel an. Die Gröben 
zwischen Euch und linken Sozia/demo. 
kraten sowie linken Grünen würden 
wahrscheinlich noch stär*eraufgerissen 
w~i/ sich ~ie Abgrenzungsdynamik ve;. 
stärken kannte. Vor allem könnte sich 
die PDS mit ihren Verbiindelen als das 
Torpedo erweisen, das die Grünen und 
damit auch rol-grüne Perspektiven ver­
senkt. Und rückwirkend könnte nach 
den Bundestagswahlen ein Kalzen;am­
mer entstehen, der reale Erfolge und 
Chancen für die PDS und linke Zusam­
menarbeit auf dezentraler Ebene {bis 
hoch zu den Ländern/ zunichte macht. 
Zugegeben ein worskose.Scenorio 
aber durchaus realistisch. Wir habe~ 
allerdings den Eindruck, daß diese rea­
len Probleme bei Euch kaum berücksicl,. 
tigt werden. nacl, dem Motto: Augen zu 
und durch ... 

unterscheidet. 

Gregor Gysl: Wir versuchen, eine 
~ynth~se au~ Partei und Bewegung zu 
mstoll1eren, indem wir sehr verschied&­
ne und sehr offene Strukturen anstreben. 
Vor allem _in unseren Arbeitsgemein­
schahen w1 rken und entscheiden viele 
Sympathisanten mit,die nicht bzw. nach 
nicht bereit sind, Mitglied der Parlei zu 
werden. In unserer Arbeitsgemeinschaft 
,~ung~ Genossinnen" zum Beispiel sind 
ein Dnttel der Mitglieder nicht Mitglied 
der Partei. 

spw: Allerdings: Angesichts 
des vergangenen .. efofisfischen SED­
Modells wäre der Ubergang zu einem 
neuen, sogen wir: llzivildemokrotischen" 
Parteityp Für die PDS doch geradezu ein 
Salto mortole-ohne Netz und doppelten 
Boden. Warum sollte dies gerade der 
PDS gelingen? 

Gregor Gysi: Die bisherigen Verän­
derungen zeigen, daß uns dies gelin­
gen kann. Das hängtallerdings nicht nur 
domlf zusammen, daß wir es anstreben 
Der äußere Druck auf die Partei zwingi 
0 ~~h zu neuen Strukturen, die sich be­
wahren. Im übrigen frage ich mich 
worum uns eine solche Verönderun~ 
nicht gelingen sollle? 

spw: Würde dies denn für Euch 
nicht eine zweite, mindeslens ebenso 
radikale Transformation bedeuten cJa. 
mit Euch ein neuer Parteityp wi;klich 
abgenommen wird? lstdie PDS also nur 
ein Durchgangsstadium? 

Gregor Gysi: Eine Partei und Bewe­
gung, die sich ernst nimmt, muß sich in 
gewisser Hinsicht immer als Durch. 
gangsstodium versfehen, zumindest in 
~em Sinne, daß sie permanent zu Ver. 
anderungen und Entwicklungen auch in 
Strukturfragen bereit ist. 

spw: Dies führt uns zur aktuellen 
Frage der Westausclehnung der PDS 
und in diesem Zusammenhang zur Frage 
der Wahlen. Die Kandidatvr der PDS 
auf dem Gebiet der heutigen DDR er-

Gregor Gysl: Sei einem gesamtdeut­
schen Wahlrecht ohne Sperrklausel 
wären wir auf jeden Fall auch gesamt­
deutsch ongetrelen. Eine solche Beteili­
gung hätte keiner anderen Partei und 
Bewegung geschadet, sondern jeder 
Porte, und Bewegung die Einsicht er­
~.lichr, welche Zustimmung sie in der 
Bevalkerung tatsächlich findet. Im Folie 
einer Spenrklausel und getrennterWoh~ 
gebiele hätte ich dafür plädiert, auch 
Linke '" der Bundesrepublik sicher auf 
unsren Listen zu plazieren, damit unsere 
Fraktion keine Fraktion ist die aus­
schließlichousehemaligen DDR.ßürgem 
besteht. In einem solchen Falle wäre ich 
dofür eingetreten, in der BRD sich nicht 
an der Wahl zu beteiligen, denn die 5-
Prozent-Hürde wäre nicht zu überschrei· 
fengewesen und tatsächlich nurGrünen 
und der SPD Stimmen genommen wor­
den wären. WennaberineinemeinheiJ. 
liehen Wahlgebiet mit einer s..?rozenJ. 
Sperrklausel gewählt wird, sind alle 
Krähe zu mobilisieren, um im GesomJ. 
gebier die 5-Prozenf../iürde zu über. 
schreiten bzw. den Einzug in das Par­
lament durch mindestens drei DirekJ. 
mandofe zu sichern. 
Mir ist unerklärlich, weshalb dies künftig 
eine Zusammenarbeit mir Unken er­
schweren soll. Es ist nicht die PDS die 
sich von der SPD und den Grüne~ ab. 
grenzt, sondern e, sind jene Porleien . 
wenn auch in sehr unterschiedlichem 
Maße ·, die sich von uns abgrenzen. 

Gregor Gysi: Meines Erachtens muß 
die besondere historische Situation und 
d,eGeschichle beider deutscher Stoato,, 
gesehe~ werden. Die Linken in der BRO' 
haben uberw,egend in anderen Parte;.> 
en und Bewegungen Unterschlupf 90:' 
f~nden. Sie waren dort mehr oder wa,:;=· · 
n,ger geduldete Minderheiten. Sie ve,. 
fugten nie über eine eigene Partei oder 
Bewegung, die sich auch dazu bekannte 
links zu sein. Das hing auch mit der Ad 
und Weise der Existenz der DDR zu. 
sommen. MI dem Zusammenbruch des 
sogenannten „real existierenden Sozia­
lismus" bestehen auch neue Chancen 
und Hoffnungen für Linke, weil sie in 
gewisser Hinsicht befreit wurden. Zur 
pol!tischen Kultur in Deutschland gehärt 
~ones Erachlens dringend eine wirklich 
linke sozialistische Partei, die sich links 
von der SPD einordnet. Ihre Aufgabe 
besteht unler anderem darin die öko. 
logische Frage, die Froge d~r Gleich. 
stellung der Geschlechler, die Frogen 
v~ Friede~ und Abrüstung eindeutig 
mir den sozialen Fragen im Innern und 
im Verhälrnis zur Dritten Weh zu ver­
binden. Sie kann nicht ihren Frieden' 
mit dem Kapital machen. Sie ;,llte nicht 
gegen marktwirtschaftliche Mechanis­
men auftrelen, aber eindeutige Rah. 
menbedingungen foidern, die Lösungen 
der genannten Fragen zumindest er· 
leichtern. 

spw: Unse"' Debatte berü/,,t 
nun auch unminellx,rdas Verhältnis von 
PDS und_ Sazialdemakrotie. Ma/lgebll­
che Kre,se der SPDführung und der 
Gewerkschaften salzen offenbar auf 
Ausg,.,nzung der PDS. fqa/, wie man 

'"'"""" ... Li'. 

Herzlichen Glückwunsch! 

Heinz Albrecht - spw-Herausgeber der ersten 
Stunde - wird am 30. August achtzig Jahre. 

Wir gratulieren Dir, Heinzl 

Zeit Deines Lebens links aktiv, bis vor kurzem 
noch Schauspieler bei der Berliner Company, 
wünschen wir Dir beste Gesundheit und frohen 
Mut in Deinem sich rasant veröndernden Berlinl 

Redaktion, Herausgeber und Gesellschafter 

! zur Westousclehnung und zur Wahlori­
! entierung steht, die Abwehr dieser Aus­
' grenzung ist eine wesendiche Für die 
; gesamte Unke, vor allem Für die Unke in 

, , der SPD. Allerdings stellt sich hier das 
' Problem, daß die Unke in der SPD ;a 

• gleichzeitig befürchten muß, daß ihr 
, ureigenstes Terrain . politische, Einlor­
, eiern des .demokratischen Sozialismus• 
,: · von der PDS beansprucht wird. Wie 
. beurteilst Du diese Problembge, insbe­
, sande"' das Verhältnis zwischen PDS 

,;, und llnken Sozialdemokralen? 

GregorGysl: Ehrlich gesagtist mir die 
Herangehensweise, die aus der Frage­
stellung erkennbar ist, unverständlich. 
Offensichtlich wird Übe,..ins!mmung bei 
Politikangeboten und in Programmatik 
mehr gefürchtet als Unterschiede. Wenn 
linke Sozialdemokraten und Mitglieder 
der PDS gleichermaßen für den .demo, 
krotischen Soziolismus11 eintreten, sollte 

dies alle nur freuen. ich kännle mir 
durchaus ein gutes Verhältnis zwischen 
der PDS und linken Sozialdemokralen 
vorstellen, insbesondere dann, wenn 
deuriich wird, daß die PDS eher die 
Positionen linker Sozialdemokraten 
vertritt als vielleicht die SPD. Das konnte 
die linken Sozialdemokraten beAügeln, 
für Anderungen in der Politik der SPD 
einzutreten. Wenn es darüber hinaus 
einige gibt, die sich in der PDS wohler 
fühlen, so wäre dies meines Erachtens 
ein llOfmaler und von ollen zu 18spek­
tierender demokratischer Vorgong. Es 
kännle ja wohl auch der u mgekehrle Fall 
eintreten. 
Während die erste Variante offensich~ 
lieh mit dem Etikett ,Verrar' versehen 
wiid, gilt die zweite Varianle wohl als 
demokratisch und selbstversländlich. ich 
gehe aber davon aus, daß beide Ver­
ho&ensweisen respektiert werden müs­
sen. 

spw: Kann sich Gregor Gysi 
vorstellen, eines Tages auf dem linken 
Flügel der SPD zu agieren? 

Gregor Gysl: Ich besitze eine ausge­
prägle Phantasie und kann mir deshalb 
vieles vorstellen. Für realistisch halle ich 
es nicht, zumindest nicht solange die 
SPD so ist, wie sie jetzt ist. ich würde 
hierbei auch neben programmatischen 
und inhalriichen Fragen die Gefühle 
nicht unlerschätzen. Und der vehemen­
te Kampf, dendieSPDgegendieExislenZ 
der PDS führt, hotselbstversländlichseine 
Auswirkungen.Dasbetrifltnichtnurmich. 
Im übrigen gehe ichdavanaus,daßsich 
auch die PDS verändern muß und wräo­
dem wird. Dies hängt einfach damit 
zusammen, daß die Gesellschaft sich 
entwicke~. 
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VERANSTALTUNG 
DES „PROJEKTS 

MODERNER 
SOZIALISMUS" 

IN BERLIN 
VOM 7. JULI 1990) 

Über die Perspektiven der Sozialdemo­
kratie und eines modernen Sozialismus 
zu reden, fällt mir gegenwärtig offen­
gestanden recht schwer. Denn wir sind 
in einem derartigen A!-'smoß mit Tages­
politik und konkrelen Uberlebenslrogen 
beschäftigt, daß für theoretisches Nach­
denken kaum noch Zeit bleibt. Allerdings 
gibt es noch eine weitere Schwierigkeit: 
Ich weiß nämlich nicht mehr so recht, 
was ,,links" eigenttich bedeutet und 
wovon ich rede, wenn ich das Wort 
„Sozialismus" oder „demokratischer 
Sozialismus" in den Mu.;'d nehme. Und 
ich denke, daß sich dieses Problem nicht 
nur für mich, sondern für viele andere 
auch stellt. Ich rede also vor allem so zu 
Euch, daß unsere Befindlichkeito~ DDR­
Sozialdemokratieverstöndlichwird.Auf 
dieser Basis wird man dann auch über 
Perspektiven reden können. 
Was ist eigentlich in den letzten Jahren 
und Monaten in Osteuropa, was ist in 
der DDR passiert? Die objektive Seile 
besieht im Zusammenbruch des „realen 
Sozialismus". zunächst einmal als öko­
nomisches Syslem, a~ zentrale Plonwirl­
scholt, als bestimmle Organisationsform 
der Produktivkräfte, als spezifische Ver-

Wollgang Thierse, 
Vorsitzender der SPD der DDR 

Andreas Wehr 

Bericht von der Tagung 
"Perspektiven der 

Sozialdemokratie in Ost und 
West" des Projektes 

,,Moderner Sozialismusu 
Es war ein E,iperiment. Einige aus der alten 
spw-Redakfion hatten die Idee, dem euch in 
Berlin so deutlteh zu spürnnden sozialdemo­
kratischen Theoriedefizit mit einem attrakfi. 
ven Angebot zu begegnen. Es KJlte keine 
Konkurrenz zu den Gremien der Porteilin­
ken, hier vor allem des Donnerstagskreises, 
sein. Doch es ist kein Geheimnis, daß . 
öhnlid, wie auf Bundesebene -die Gremien 
der Linken m..- noch mehr redit als schlecht 
koo,dinieren, schon längst aber keine in­
haltliche Plattformen zum Austausch von 
Ideen und inhaltlichen Streifpunkten mehr 
darstellen. In Berlin hat die Kohärenz der 
Parteilinken ober auch aufgrund ihrer inner­
parteilichen Durchsetzung und Erfolge 
merklich nachgelassen. Die großen Kontro­
versen in der Slcdtpolitik orientieren sich 

Andreas Wehr, Jurist, Berlin (West! 

schon lange nicht mehr am traditionellen 
Rechts-links-Gegens.atz, sie polarisieren zu­
nehmend die große linke Mehrheit. Schon 
jetzl gibt es auf Parteit:Jgen in Einzelfragen 
neue Bündnisse ohne Rücksicht auf die 
ve!Tauten Flügel. Nur noch mühsam kann 
eine Verskindigung auf die Bewältigung 
der aktuell cnslehenden Fragen hergestellt 
werden. Zeit also für ein inhalriiches Ang. 
bot abseits von „starren Tagesordnungen 
und dem Zwang, Beschlüsse fassen zu ... 
müssen·, wie es im Einb:lungstext formu­
liert wurde. 
Es war ein gelungenes Experiment. Gul 90 
Antwortarten erhielten die Einlader, mehr 
als 100 Teilnehmer waren es schlia™ich, 
die sich bei Kaffee und Kuchen an einem 
Sonnabendnachmittag in einem typischen 
Berliner AusRugslokal in Wannsee einfan­
den. Das es bei 300 Einloci.ingen so vieJe 
waren, lag sicherlich am „Neuigkeilswerf 
von Wolfgang Thierse, der zusammen mit 
Jürgen Egart mit Thesen die Versammlung 
eröffnete. Eingeladen noch als einfacher 
Volkskammerabgeordneter, wollten nun 
viele die Chance zur Diskussion mit dem 
gerade gewählten neuen Vorsitzenden der 
DDR-SPD nutzen. 

Fassung der E igentumsverhöhnisse. Man 
kann dieses Scheitern durchaus ortho­
dox-marxistisch mit Hilfe der Dialektik 
von Produktivkräften und Produktions­
verhöhnissen erklären und es insofern 
als notwendigen Vorgang auffassen. 
Wir erleben zweitens dos Scheilern des 
,,realen Sozialismus" als politisches Sy­
slem, im Sinne der „Diktatur des Proleto­
riats• und des „demokratischen Zentro-

lismus", als Parteidiktatur und Stasi-Staat. 
Und wir erleben - drittens - den Zusam­
menbruch als politische Doktrin, ab 
„M!Orxismus-Leninismusn, d.h. einer vor­
geblich „wissenschaftlichen Weltan­
schauung". 
Diesen Zusommenbruch - und das will 
ich den westlichen linken ausdrücklich 
sogen - haben wir als Befreiung erlebt, 
als Befreiung von Mißwirtschaft, auch 
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:,: clor Veranslcltungs~tel .Perspek­
s.,z;c,ldemokratie in Ost und West" 
·,., ein formuliert, sc wcode doch 

·" • klar, daß die Haltung der 
ralie im Vereinigungsprozeß 

''\,rograrnmcfische Entwicklung der 
·· , im Mittelpunkt stehen wiirden. 
''' J(irgen Egert auf die .unerledig-

ben' der Sozialdemokratie hin­
. c:1,stelking der Geschlechter, öko­
Umbau der lnduskiegesellschch, 

" WaltwirtschaFt,ordn..,g, Herstellung 
-, ' Gerachtigkei~, betonle Wallgang 

die Oiskreditierung jeglicher sozia-
-··•1' O,Ktnlierung in der DDR für eine 

· nicht al»ehbare Zeit. Deu~icha- noch 
die Unterschiede in da- sich an­

;'6a,den Oiskusston erkennbar. 
· .,.Unverständnis über eine aus wesdt­
. Sicht anlikommunislische und gegen­

den Problemen der kapitolistisdlen 
alt unkritische Herangehenswei-

Do,t: Zurückweisung der wesMic:hen 
und der Vorwurf eines naiven 

b.is an die Wandlungsfähigkeit der 
s. 

allmählich wurde den Teilnehmern be­
, daß cn diesem Sonnabend nicht 

Mitglieder von zwei Parteien disku­
'die sich mal die Meinung sogen und 
ließend wieder nach Hause gehen, 
n, daß man sich spätestens im Herbst 

i einer einheidichen Parteiorganisation 
,finden wird und die anstehenden 

eme daher schon jetzt gemeinsam 
- twerden müssen. 5o überwogen auch 

-zweiten Teil die Beiträge, die konstruk-
Vcrschlöge enthielten. 

enn auch am Ende keine konkreten Er­
. isse st:Jnden, so äußerten doch die 
·_ isten Teilnehmer die Hoffnung, daß es 
itere derarlige Veranst:Jltungen geben 
de. Die Verhäl'1isse in Berlin erzwingen 

· adezu den Dialog zwischen wes~icher 
ösriicher Sozialdemokratie. Mit dem 
mmenschluß der beiden Parteien wird 

einheidicher Landesverband unter Ein-
lußOslßerlinsentslehen. W;lldie Perle> 
e sich behauplen, so muß sie jetzt den 
og suchen und die andere Seite verste­
lernen. An eine Fortsetzung des Expe­

ts ist daher gedacht. 

von Not und von Unlerdrückung-auch 
in geistiger und wissenschaftlicher Hin­
sicht. Vielleicht wird der Marxismus als 
kritische Theorie diese Befreiung überle-

, ben. Ich betone die .Befreiung", weil 
. ich damit zur subjektiven Seile komme, 

·. die sich als Krise der Linken in Ost und 
West fassen läßt, zugleich als größle 
Krise der linken in diesem Jahrhundert, 
schlimmer noch als die in den 30er 

ALLE EMANZI­
PATORISCHEN 
PROJEKTE 
WAREN IN 
DIESEM 
JAHRHUNDERT 
MIT DER 
ENTWICKLUNGS­
GESCHICHTE 
DES „REALEN 
SOZIALISMUS" 
VERBUNDEN. 

-~>:·· 

Jahren. Denn alle linken Ideen, alle 
emanzipatorischen Projekle -der prole­
tarischen Emanzipation wie auch der 
Aufklärung - waren in diesem Jahrhun­
dertau! problematische und sponnungs­
reiche Weise mit der Entwicklungsge­
schichte des „realen Soziolismusn in 
Osteuropa verbunden. Dieser Zusam­
menhang, der noch im heltigslen Kon­
flikt und Widerstreit so elementar war, 
wie es gerade die tiefe Krise der linken 
in den 30er Jahren zeigle, dieser Zu­
sammenhang existiert nicht mehr. 
Ich will nun einige Phänomene dieser 
Krise der linken zu buchstabieren versu­
chen, wobei ich diese Krise insbesonde­
re als eine Krise der lniellektuellen be­
greife (ich woge hier nicht von den 
Arbeitern - zumal von den Arbeitern in 
der DDR - zu reden): Es geht dabei 
zuallererst um das lnnewerden und 
gleichzeitige Enlsetzen bei den Intellek­
tuellen darüber, daß ihr Leben mögli­
cherweise falsch gelebt war-ein Leben 
als Kette von Kompromissen, die sich 
nur dadurch rechtfertigen ließ, alssie im 
Zusammenhang mit einer Utopie stand, 
die jetzt als gescheilert gellen muß. Eine 
enlsetzliche Entdeckung! Die Utopie ist 
fort und so bleibt nur der Kompromiß 
übrig. Und schlimmer noch: die Abfolge 
von Kompromissen erscheint als eine 
Abfolge von Korruptionen . .)edenfaUs ist 
dies die peinigende frage, die sich 

vielen lnlellektuellen stef~. 
· Ein zweiles Phänomen beoboehia ich: 
nämlich das trotzige Feslhallen an der 
U1opie einerseits und das jähe Umschlo­
gen in Utopieverzicht und UtopiBY11rbot 
andererseits. Ich will dies erlöutem am 
Beispiel des Aufrufes .Für unser Land" 
aus dem vergangenen November, den 
Christa Woll, Slefan Heym und andere 
unterschrieben hallen. Es war der Ver­
such, so etwas zu ent-Nerfen wie eine 
neue sozialisfische Chance für die DDR, 
einen eigenen dritten Weg zu ei_nem 
wirltlichen, demokratischen und huma­
nen Sozialismus. Dies hatte keinen Erfolg 
-was spölestens mit der Unlerlchrilt.von 
Egon Krenz klar war. Aber dies 'war 
nichtdieeigen~icheUrsoche(auchwenn 
der Inhalt des Aufrufes diese Unlerschrilt 
ermöglichle, was m.E. kritisch festge­
ha~en werden muß). Man muß die 
Ablehnung des Aufrufs in der ee.öfke­
rung so inlerpretieren, daß sich die 
Mehrheit verweigert hat, erneut zum 
Material für eine Utopie von lnleflefdue~ 
len zu werden. Es folgte die Erlcenntnis, 
daß der A. November nur ein ,kurzar 
wunderbarer Moment des Einsseins.,.,., 
linker lnlelligenz und Bevölkerung:l'!Or, 
Eine Erkenntnis, der heule die Wtloner­
lichkeit bei vielen lniellektuellen,~ 
folgt wie dos Schweigen . ,.,,.' .. , 

gelebler Illusionen bis hin zu · 
sierungen, denen wir selbst 
liegen. .. 
Ich beobachte desweilen,n" 
schungen von lntellekiuellerif 
eile Tricks, um sich den ··· 
moralischen und theoref 
quenzen des Scheiterns diii.L 
Sozialismus" zu entziehen;---, _· "-
tigste Trick ist die Redeweise,'· 
was da seit 70 Jahran exi · " , _ 
nun zusommengebrocheri ist,. . ., )i 
,,wirklicherH Sozialismus. eewi··~~L~~ 
sondem einestolinisHscheV~ng 
oder ein Staatskapitalismus ,oilei)wie 
ouch immer. Eine andere V~.lau­
let, dieser Sozialismus, •L.,.\ilj,,d, 
historische Sonderbedingu,,.~},;ilir,• . 
lölschle Verwirklichung ••Vs(l. llli 
gen Theorie. Ich kiinnlo)~J~!! J! 
Varianlen aufzählen; WoAl!ft:,., 
dabei im Grundoab: 
Abtrennung"""'·_ ,: ,,. 
guter Theorie, -cliifi, 
Theorie und Ulapilt,: 
dabeidie. 
dem Sinn: . ·. . .. , .. 
ziafism!,a bili ' ' 
zerrtodot .. ~ " 



Dies ist die eigenrliche frage, der wir 
uns stellen müssen. Und man könnla 
auch Horkheimer variieren: Wer vom 
Stalinismus nicht reden will, soll vom 
Sozialismus schweigen. 
Der niederschmetternde, aber unob­
weisbore Befund lautet also: Die Ver­
wirklichungsgeschichte der sozialisn­
schen Theorie kann diese selbst nicht in 
einem jungfräulichen Zustand belassen. 
Es gab und gibt biszum gegenwärtigen 
Nioment keinen anderen Sozialismus 
als politiscf>-Okanomisches Syslam ols 
den durch einen Stasi-Staat bestimmten 
und nur mit Terror funktionierenden So­
z_iolis":us. ,,Archipel Gulag" und „Stasi" 
sind die beherrschenden Termini für die 
Verwirklichungsgeschichte der soziali­
stischen Utopie in ihrer Morxschen und 
LeninschenAusformung. Wir stehen also 
am Ende - und damit am Anfang. Was 
unabweisbar not tut, ist eine scho­
nungslose Selbstkritik der sozialistischen 
Linken- eine Selbstkritik hinsichrlich der 
geschichtlichen Praxis und der soziali­
stischen Theorie, die von der kommuni­
stischen und der sozialdemokratischen 
Lin~en zu leisten ist. Dies ist eine ge­
meinsame Aufgabe , Erst im Anschluß 
daran und als deren Ergebnis wird es 
wieder möglich sein, eine sozialistische 
Theorie und Programmotik zu formulie­
ren. Inzwischen geht es um etwas viel 
Bescheideneres - gewissermaßen um 
das „Sozialdemokratische" , : es geht 
darum, den wuchernden ökonomischen 
sozialen und politischen Prozessenei~ 
vernünftiges Moß an Kontrolle aufzu­
zwingen. 
Ich weiß nicht, ob dies hinreichend ist 
um „Linkssein" zu definieren. Aber i~ 
diesem Sinne verstehe ich „Sozialismus" 
und erst recht „demokratischen Sozia­
lismus" - nicht als einen Zustand, der 
herbeigeführt werden soll, als ein System, 
das den Menschen zu ihrem vermeinl­
lichen oder tatsächlichen Glück von ei­
ner Avantgarde gebracht wird, sondern 
als einen Prozeß, über dessen Richtung 
und Tempo sich die N\enschen demo­
kratisch verständigen müssen. Dabei 
gibt es allerdings zwei regulanve Ideen, 
die den „Sozialismus" auch im Sinne 
von Wertorientierungen und eines enl­
sprechenden politischen Horizonts 
greifbor machen. Diese beiden regula­
tiven Ideen sind soziale Gerechtigkeit 
und Chancengleichheit einerseits und 
öffentliche bzw. gemeinschaftliche 
Kontrolle und Regelung aller die Ge­
meinschaft betreffenden Anoeleaenhei-
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lan in Politik, Ökonomie und Kultur durch 
'_';die demokratisch organisierten Indivi­

duen andererseits. 
Wenn ich den Begriff „demokrotischer 

'.Sozialismus" -aus genannten Gründen 
, allerdings nur zögernd - verwenden 

will, muß er demnach weit mehr ausso­
·. gen als die Beschreibung einer Gesel~ 
• schahsordnung. Er muß vielmehr unsere 
.-Visionen, unsereGru ndwerte urd unsere 
__ Strategie zusammenfassen. "Sozialis-. 
· mus" verstehe ich also nicht als Ziel im 
~:Sinne eines Endzustands, sondern als 
:" eine permanent verändernde und sich 
'entwickelnde Idee von Freiheit, Gleich­
•: heit und Solidarität, van Mitbestimmung 
; und Emanzipation, von Menschenrech-­

. ' ··, ten und einem jeweils neu zu definieren-
0 ; den Begriff von Arbeit und Lebensweh, 

.,: Wenn wir in diesem Sinne den Sozio­
' lismus nicht als dogmatische Heilslehre 

:~ ', ansehen, brauchenwireinePräzisierung 
"j; :_dessen, was wir im jeweils gegebenen 

•;Moment als unsere dringendslan Auf­
' gaben ansehen. Wir brauchen dazu 
·: selbstverständlich einen umfassenden 

·i( i;" öffentlichen und internationalen Diskurs 
: über die sozialen und ökologischen 
·. Fragen und die Frage nach umfassender 
; Demokratie. Nur in einem offenen und 
· möglichst breitangelegtan Diskurs gera­
'dezwischenOs~undWestauropo,domit 

auch zwischen höchst unterschiedlichen 
Erfahrungen, die mitderGeschichtedes 
Sozialismus verbunden sind, können 
wir Sozialdemokraten unser Profil 
schärfen, uns abgrenzen und neue Ver­
bündete finden. Es ist in dieser Hinsicht 
eine gute Voraussetzung für die Sozia~ 
demakratie, daß sie ,ich ohnehin nicht 
nur aus T roditionen der klassischen Ar­
beiterbewegung speist, sondern viele 
unterschiedliche Weltanschauungen, 
darunter auch religiöse Wurzeln akzep­
tiert, Sa geben etwo die Ideen des 
Liberalismus und der Aufklärung wichn­
ge Impulse, die van großer Aktualität 
sind. 
,,Demokratischer Sozialismus als Pro­
zeß" heißt dann auch, eben nicht vor­
rangig die Frage noch „Sozialismus 
oder Kapitalismus" zu stellen. Wir im 
Osten lernen gerode gegenüber der 
alten Ideologie, doßesden Kapitalismus 
gor nicht gibt, sondern verschiedene 
Kapitalismen, Und die Bundesrepublik 
besitzt ia nicht nur deshalb eine solche 
Anziehungskraft für die Menschen in 
der DDR, weil es sich dabei um eine 
höchst erlolgreiche Wirtschah handelt, 
sondern zugleich um einen soziolstoot­
lichen Kapitalismus, in den die Ge­
werkschahen und die Sozialdemokrone 
schon viel an demokratischer Mitbe­
sti mmung und sozialen Sicherungssys• 
men eingebaut haben und der wohl 
mehr an Lösungen für soziale Fragen 
geboten hat als die meisten sozialisti­
schen Länder. Zugleich glaube ich aber 
auch, daß die Bundesrepublik und mit 
ihr der moderne Kopitclismus, die soziale 
Marktwirtschah und die parlamentari­
sche Demokratie keineswegs das „Ende 
der Geschichte" morkieren, die Ver­
wirklichung des Trau ms von sozialer 
Gerechtigkeit und Freiheitsind. Vielleicht 
ist dieses Grundgefühl, diese Überzeu­
gung das letzte einigende Bond der 
Unken in ihren verschiedenen Fraktionen. 
Es ist zugleich aber nur die Überzeugung 
einer Minderheit in der DDR - jedenfalls 
im Moment. Jetzt geht es für die Mehr­
heit um das „Nachholen", um den Ar>­
schluß on den wesrlichen Wohlstand 
und die wesrliche Freiheit. 
Ihr müßt begreifen, daß wir im Osten 
keine neuen Sozialismus-MxJelle brau­
chen, sondern reolisnsche Handlungs­
möglichkeilan in de~enigen Gesellschah, 
in der wir künftig gemeinsam leben. In 
der westdeutschen Sozialdemokratie und 
der Unken insgesamt haben viele ""4r>­
schen lange auf Veränderungen in den 

Ländern des ~,realen Sozialismus" g~ 
halft, um ihre eigenen Bedingungen 
verbessern zu können, So sehr ich das 
verstehe, muß man deurlich sagen, wie 
falsch und gefährlch dies in zweierlei 
Hinsichtwar. Erstens hatdie Sympathie, 
mit der die sozialisnschen Länder vie~ 
loch betrachtet wurden, oh verhindert, 
daß die Realitäten in diesen Ländern 
richtig erkannt werden konnlen, und sie 
führt auch heute noch zu manchem 
schmerzhahen Nachruf auf die DDR. 
Und zweitens hat eine derartige Be­
trachtungsweise 'tOn den eigenen _Be­
dingungen obgelenkt, deren notwendi­
ge Anolyse vielfach verhindert und 
schließlich in mangelnder Phantasie und 
Politikfähigkeit geendet. Nun: Der „lliale 
Sozialismus" als Alternatiw ist endgü~ 
tig erledigt. Wir müssen mit Blick auf 
den modernen Kapitalismus, auf seine 
Entwicklungslogik und die Altematiwn 
innerhalb dieser Logik neu anlangen. 
für uns in der Noch-DDR bedeutet es 
immens viel, überhaupt Kenntnis von 
den Bedingungen inderBundesrepublik 
zu erlangen. Und die meisten von Uns 
haben große Eile, ,,Kapitalismus zu ler­
nen". Doch die vorrangigen Wünsche 
nach Wohlstand undsozialerSichemeit 
sind nicht im Rahmen der '

1
''· 

Staatsverträge zu garantieren.~. 
die Gefahr, daß das Gebiet 
gen DDR zum Experimentie : · 
wogte Kapitalvorhaben wird ', 
der ärmere Teil Deutschland,i. 
Wir müssen uns daher einer Ta· 
gegen soziale Ausdifferenzici'_·_ -r:,. 
ner Strategie der Umschulung;<,: , 
bildung und Arbeitsförderung, ·. ::--~, 
munalen und lnfrastrukrurin.est~: 
widmen. Perspektiven gibt es fili~llfi' 
deutsche Sozialdemokrone nur dailit' 
wenn sie sich den von mi(fuif1Uri:i 
umrissenen deutsch-deutschen sozialen· 
Problemen stellt und insofern ein Prof,ilct . 
für dos entwickeh, was man lrü!,et:.;so­
ziale Umverteilung• genannt hat l!rid 
zweitens, wenn die Soziak:leit~'. 
ein Konzept für eine ökologisc:h;,i,,. 
slimmte,alsonichtsponta~J~tm•~­
Modernisienung der DDR:W!,~• 
entwickeft. Wir dürien u~aioo''" ·~·'. 'Y 
· d' H"nsicht ·chirniiilem ' , , . ~fde I . _ .. 'li&f·, ... , .. ,,,.c 

, -~~, .... ,. 
d,e Sozio . . . .,,, .... , .. 
Perspektive ha~r ···- ··· ... ··' · 

::.:m.J!':"f' "' 
Europa und~ .. 
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HEINZ-GERD HOFSCHEN 

DAS SCHEITERN 
KOMMUNISTISCHER PARTEIEN 

IN WESTDEUTSCHLAND 

Zu Georg Fülberths 
Geschichte der KPD und DKP* 

Es ist natürlich schon ein bemerkenswer­
tes Ereignis1 wenn nur wenige Monate 
nach dem faktischen Zusammenbruch 
des kommunistischen Teilsderdeuischen 
Arbeiterbewegung eine Geschichte der 
westdeutschen kommunistischen Partei­
en erscheint, die bis in diese letzten 
Monate reicht, und die auch noch 'IOn 
einem kommunistischen Historiker 
stammt. Aber es wäre falsch, Georg 
Fülberths Untersuchung über die .KPD 
und DKP 1945-1990" nur unter dem 
Aspekt solch spektakulären Aktualitäls­
bezugswahrzuneh""!n. Denn zunächst 
einmal schließt diese Uberblicksdarstei 
lung eine Lücke in der Geschichtsschrei­
bung der Bundesrepublik. Zwar wird 
die Geschichte der politischen Parteien 
seit Jahren ausführlich erforscht, und 
auch zur Geschichte der Arbeiterbewe­
gung in der Nochkriegsz~it gibt es zahi 
reiche Einzelstudien und Uberblicksdor­
stellungen, ober merkwürdigerweise 
bliebdiewissenscholtlicheAufarbeitung 
derGeschichtederKPDnach 1945und 
die der DKP ab 1968 recht dünn. Wer 
sich über sie informieren wollte, war 
bislang - neben einigen guten Detailstu­
dien-entweder auf direkte und indirekte 
Erzeugnisse des Verfassungsschutzes 
(Kluth, Schneider!, die Darstellungen 
ausgewiesener Gegner der Partei (Wi• 
ke) oder auf die reziprok verfälschende 
Hausgeschichtsschreibung besonders 
aus der DDR angewiesen. Daß sich die 
DKP selbst mit dem Schreiben der ei­
gel)en Geschichte schwer tat - eine 
zweibändige Dokumentensammlung zur 
KPD 1945-1968 (Schleif.lein/Judick) 
erschien erst 1989, als sich die inner­
parteilichenAuseinandersetzungen auch 

Heinz-Gerd Ho/sehen, wissenschoftli­
cher Mitarbeiter an der Uni Bremen 

auf die Bewertung der Vergongenheit 
ausdehnten - ist dabei weniger verwun­
derlich, denn eine wissenschaftliche 
Aufarbeitung der Geschichte der kom­
munistischen Parteien nach 1945 hätte 
mehr Fehler, Irrtümer und auch Verbr&­
chen thematisieren müssen, als es das 
Parteiverständnis und die Strukturen der 
DKP erbubt hätten. 

Konvnunlstlsche Parteien Im 
Systemkonflikt 

Fülberths Untertitel enthält bereils eine 
seiner zentraktn Thesen: Die Enlwicklung 
der beiden von ihm untersuchten kom­
munistischen Parteien sei Ngeprögtdurch 
eine bestimmte, inzwischen abge­
schlossene Phase der kapitalistischen 
EnM'icklung", der vierten von fünf Peri­
oden, die er unterscheidet. Nach der 
industriellen Revolution, der Periode der 
Konsolidierung des Kapitalismus und 
der Phase der inner..jmperialistischen 
Konfrontation (1914-45), beginnt die 
Periodeder.Systemouseinondersetzung 
mitdenneuen, nichJ...kapitalistischenGe.. 
selbchoften•, die auf der Grundbge 
des fardistischen Akkumulotionsmodelb 
zu einer inneren Stabilisierung des Ka­
pitalismus führte. Diese ermöglichte 
schließlich die füntte, gegenwärtige 
Periode kapitalistischer Entwicklung, die 
durch "die Niederbge der noch-ltapito­
listtschen Länder im Ka~en Krieg" und 
durch einen neuen Produkttvkrofl. und 
Akkumulotions-T yp geprägt ist. Kommu­
nistische Parteien sind - noch Fülberths 
Periodisierung-inderdritten Periode oh 
Massenparteien entstanden und vol• 
ziehen auch bereils da einen Wandel. 
Da auch in der Phase der inner-impe­
rialistischen Konfrontation schon seit -
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1917 die FronlstellunggegendieUdSSR 
bestand und sich die kapitalistischen 
Systeme Westeuropos noch der revolu­
tionären Nochkriegskrise ( 1918-1923) 
als relativ stabil erwiesen hatten, .stellte 
... Stalin die Kommunistische Internatio­
nale und ihre Mitgliedsparteien auf den 
Kampf zwischen dem 'Soziolismus m 
einem Land' und der kapitalistischen 
Welt ein. Die kommunistischen Parteien 
hotten auf Jahrzehnte hin die folgende 
Hauptaufgabe: nicht die Revolution 1m 
eigenen nationalen Rahmen ?urchzu­
setzen, sondern die Ergebnisse der 
Oktoberrevolution zu schützen", um 
durch die Entfaltung des sowjetischen 
Machtpotentiob die Umwälzung in d~n 
noch kapitalistischen Ländern zu ~for­
dern. Diese Strategie, die in der vierten 

Periode (der Phase der Systemaus-
• einandersetzungl durch die Verän­

derungen in Osteuropa und m den 
Kolonialgebieten noch dem Ende 

des Zweiten Weltkriegs zunächst erfolg­
reich zu sein schien, mußte mit der 
Niederlage in der Systemauseinander­
setzung ebenfalls scheitern. 

Soweit der theorettsche Rahmen der 
Untersuchung, der. soweit er nicht den 
Versuch einer bloßen Periodis~eru~ 
darstellt sondern Gesetzmäßigkeiten fur 
d"e En~icklung der kommunistischen 
P~rteien nahelegt -durchaus kritisch zu 
diskutieren wäre, schließlich gab es von 
Beginn an in den KPs die Debotte um 
alternative Wege. Die Frage, worum 
.sich die Konzepti6nen Rosa Luxemburgs, 
August Tholheimers oder nach 1945 
Anton Ackermanns nicht durchsetzten 
und ob diese einen größeren Erfolg 
bewirkt hätten, wird mit solch periodi­
sierenden Systematiken allerdings leicht 
verstellt. 

Ein Weiteres wird bereils in Fülberths 
theoretischer Einordnung deuriich: Er 
übernimmt die These von der völligen 
Orientierung der KPs an den Interessen 
und ErfordernissenderPolitikderUdSSR, 
wie sie seit langem von Hermann Wh 
ber und Ossip Flechtheim, aber auc 
von Heinrich Brandler seit de~ 30er 
Jahren, vertreten wurde. Allerdings er­
klärt er diese Orientierung nicht ollem 
mit der Abhängigkeit der Apparate """d. 
Mask ---~-m erwähnt auch ,e au, Wf"IUO d" 
subjektive Seite der Anlehnung an '.e 
erfolgreich scheinende KPdSU, ~n die 
Si ermocht des Zweiten Weltkn~, 
unl er verweist auf die Logik eines 

revolutionstheoretischen Konzepts, das 
in der Verteidigung und Stabilisierung 
der Sowietunion eine VoroussetziJ~ 
auch für den revolutionären Wandel 1m 
Westen soh. Diese Abhängigkeit von 
der UdSSR und der DDR-konzeptionell. 
strategisch, materiell und mental · ist für 
Fülberth eine zentrale Ursoche des 
Scheiterns kommunistischer Politik in 
Westdeutschbnd. 

Die KPD-Geschichte 
nach 1945 

Die chronologisch gegliederte Un!!>rsu­
chung gibt in drei Kapiteln einen Uber­
blick über die Geschichte der KPD seit 
1945 einschließlich der Phose der llle­
galitä; ab 1956, und behondek_ in vier 
weiteren Abschnitten die Enlw1ck.lung 
der DKP. Der Autar sieht bereils in der 
Konstituierung der KPD in den Westzo­
nen ein Dilemma, dodiesedieFolgedes 
Scheiterns der Bestrebungen noch einer 
Einheitspartei der Arbeiterbewegung in 
gonz Deutschland war . • Die ~D _der 
Westzonen verstand sich als Te1I einer 
gesamtdeutschen Organisation,:· _der 
SED, deren Gründung außerhalb.der 
Sowjetischen Besatzungszo~,•~f:~-~d 
Westberlins nicht zustande __ , 
war." Da die - nach ., -· 

illusionären Versuchen, 
Westdeutschland zu ei- , 
tei zu kommen . erst spät c_ 
1948) als eigenständige Pa., , , 
tuierte „KP wider Willen" n_i ,.:·;;::/· . --~--" 
beginnendenKaltenKriegals,; .,, ,w-

de sondiinlf'"d, Partei bekömph wur , . . :,,-;'f .. 
h 1 · · Krott gegen• dli,B1• auc o s einzige . _ndte·":i::_ .'.. · _ 

dung der Bundesrepublik wo , '.,wu, 
de ihr anfänglicher ~influß sct::l.i: 
duziert. Fülberth erklärt sowoh 
h M·tgliederzahlen noch 1945 oh 
en ' . fartschreilende auch die baldige, rasch 

Isolierung mit der Nähe der ~ zu! 
UdSSR die zunächstalszukunltsirächti-

Sieg' ermocht und denn im. Kallen 
ge ·nd nd Bedrohung wahr­
Krieg ab Fe, u . ·nßu6 der 

mmen worden sei. Den.Et -·--,- _ 
geno ~,....1.•-'-­
Kommunisten in der ersten·~~-~ 

hose bewertet Fülberth rec:hl,gerlng, 
P · · ·tutionelieVn,,ke-sowohl was d,e insti ,, ,, <c,>, R 

· rb ntan :.Vef'.'.~V:'~~:, • rung_mPo me . ,~ 
dokt1onen und den . , , ' iiiläilii,'der 
rungen angeht. als. auch,lii. . '"'"'"'.-.'"''' "·•.·,· ... ·t --~~=' . ffll außerparlcnn•7r;~-~·-'jijF ,',, hr-
A"'""hme der F'1 ,, ''"' ,,, , · · 
gebiet 19.47). Pi" \1/dj' 
allerdings haupl![ciii:I , , ,, 
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1947 zutreffen, in der die Regierungs­
beteiligung der KPD endet und in der ihr 
Einfluß in den Gewerkschaften im Zo­
sommenspielvon Sozialdemokraten und 
westlichen Besatzungsmächten zurück­
gedrängt wird. 

Der eigenriiche Niedergang der KPD 
erfolgt ober in den Jahren ob 1949. 
„Die Gründung der Bundesrepublik 
1949 war die zentrale Niederlage der 
KPD. Sie hatte sich seit dem offenen 
Ausbruch des Kalten Krieges l 947 an­
gebahnt. Endgülttg besiegelt wurde sie 
durch die gesellschahliche Entwicklung 
der fünfziger Jahre .... Die Gründung 
eines von Anfang an sich als antikom­
munistisch verstehenden Separatstootes 
und dessen gesellschaftspolittsche Legi­
fimafian durch den Wirtschafts..Aulstteg 
in den 50er Jahren: dies waren die 
objektiven Gründe für den Niedergang 
der Kommunistischen Partei." Zu die­
sem Prozeß trugen allerdings auch eine 
Vielzahl subjektiver Fehler bei, die Fü~ 
berth ausführlich darstellt: das durch die 
Orientierung an der sowjetischen Au­
ßenpolittk hervorgerufene Primat des 
„Friedenskampfes" und des Eintretens 
für die „nottonole Wiedervereinigung", 
dem olle anderen Politikbereiche unter­
geordnet wurden, die ultrolinke Ge­
werkschaftspolitik (These 37 des Partei­
tags von l 95 l, .Deutsches Arbeiterko­
mitee") und die abenteuerliche Orientie­
rung auf den „revolutionären Sturz des 
Adenauer-Regimes". Die Dynamik des 
gesellschohlichen Modernisierungspro­
zesses wird von der KPD, die West­
deutschland als amerikanische Kolonie 
sieht und den krisenhahen Zusammen­
bruch des Morktwirtschoftskonzeptes 
prognostiziert, völlig verkannt. Zwar 
erwartete in dieser Zeit auch die SPD 
das Scheitern der Erhardschen Polittk, 
ober im Gegensatz zur KPD kann sie 
trotz dieser Fehleinschätzung polittsche 
Teilerfolge (in den löndem und Kom­
munen, in der Montanmitbestimmung) 
unter den Bedingungen der Rekonstitu­
ierung und Modernisierung der kopita.. 
lisfischen Geselbchoherreichen, für die 
die KPD keinerlei Konzepte besaß. Die 
Alltagserfohrungen der KP-Anhänger im 
• Wirtschaftswunder" differierten dann 
auch immer stärker von dem schwarzen 
Bild, das ihre Partei von der gesellschaft­
lichen Entwicklung Wesldeutschlonds 
malte. 

Große Aufmerksamkeit widmet Fülberth 
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dem düstersten Kapitel kommunisttscher 
Polittk in dieser Zeit: den innerparteili­
chen .Säuberungen", die seit l 949 
einen erheblichen Teil des Funkttonör­
skörpers betrafen, und die im Verein mit 
der Durchsetzung völlig undemokrati­
scher innerparteilicher Verhältnisse den 
Niedergang der KPD mit bewirklen. Die 
seit der Umwandlung der SED zur .Partei 
neuen Typs" und der Verdammung des 
,, TitoismusH begonnenen „Säuberungs"­
Wellen, die gegen zahlreiche, zum Teil 
führende Funktionäre der Partei wegen 
angeblichen „ Trotzkismus", .Brondle­
rismus" oder „Tiloismus" durchgeführt 
wurden, und die in eriichen Föllen zu 
schweren Repressalien, zur Ver­
schleppung und Inhaftierung in der DDR 
und in der UdSSR geführt hoben, sind 
zwar seit langem bekannt. Die Lebens­
geschichten etwa der stellvertrelenden 
KPD-Vorsitzenden Kurt Müller und Fritz 
Sperling, die in der DDR verholtet und 
zu longjöhriger Holt verurteilt wurden, 
die Memoiren Georg Fischers oder die 
Erlebnisberichle Leo Bauers und Wilhelm 
Prinz über ihre Erfohrungen mit den 
Terrormaßnahmen in der DDR waren 
auch bisbng schon zugänglich, aller­
dings wurden sie stets von kommunisti­
scher Seite ignoriert oder als antikom­
munistische Propaganda abgetan. Daß 
Fülberth diese schon pathologische Ver­
drängung beendet, ist also durchaus 
verdienstvoll, zumal seine zusammen­
fassende Darstellung dieser Vorgönge, 
die mehr als 20 Seilen umfaßt, das 
ganze Ausmaß dieser Verfolgungen 
verdeu~icht. 

Trotz der ausführlichen Untersuchung 
der subjekttven Fehler und Versäumnis­
se der KPD sieht der Autor die Ursachen 
des Niedergangs der Partei primär in 
den objekttven Bedingungen des Kalten 
Krieges und des Wirtschaftswunders: 
„Die zahlreichen Fehleinschätzungen 
und subjektiven Fehler der KPDsindolso 
kaum die Ursache für die Niederlage 
gewesen, umgekehrt: sie waren selbst 
schon Ausdruck einer immer hoffnungs­
loserwerdenden Situation." Auch wenn 
Fülberths Einschätzung, .differenzierte 
Positionen hätten in der Polarisierung 
des Kallen Krieges kaum eine größere 
Chancegehabtalsdie unbedingle Treue 
der KPD zur Sowjetunion und zur DDR", 
vielleicht für das fokttsche Ergebnis der 
Isolierung der KPD zutreffen mag, so 
wird bei dieser Relativierung der 
schweren eigenen politischen Fehler 

allerdings der longfrisfige Sehode } 
übersehen, den diese jeder sozial;,; . a 

sehen Politik zugefügt haben. 

Die Entwicklung der DKP 
seit 1968 

Der Schilderung des Verbots und der 
Verfolgung der Partei folgt eine interes­
sonle Darstellung der lllegolitätsphase, 
in der eine politische Kursänderung im 
Nochvollzug des XX. Parteitages der 
KPdSU und der Entwicklung der Theorie 
vom staotsmonopolistischen Kapitalis­
mus vorgenommen wurde. Ein sehr de­
tailliertes und informatives Kapitel gilt 
der Vorgeschichle und den Umständen 
der Neugründung der DKP l 968. Er­
möglichtwurde sie durch den polittschen 
Klimawechsel in der APO-Zeit und durch 
die Anfänge der neuen Ost- und 
Deutschlondpolittk der SPD in der Gro­
ßen Koolitton. Gewollt wurde sie von 
Teilen der illegalen KPD-führung wohl 
auch1 um der Gründung einer eigen­
ständigen linkssozialistischen Partei 
durch die Außerporbmentarische Op­
position zuvorzukommen. Die im Sep­
tember l 968 konstituierte Partei geriet 
mitten in die Auseinandersetzungen um 
diesowjettsche lnlervenfioo in derCSSR, 
zu der sie sofort eine positive Stellung­
nahme obgob, um -wie Fülberth vermu­
tet - von Anfang an 11in der Frage der 
Haltung zu den soziolisttschen Löndern 
die Differenz ... zu anderen linken 
Gruppierungen deutlich zu markieren." 
Die neue Partei gibt sich ein antimono­
polisfisches Programm auf der Grund­
lage der Analyse des staotsmonopolisfi­
schen Systems der Bundesrepublik und 
vertritt eine strikt gewerkschaftstreue und 
auf die Akfionseinheit mit den Sczia> 
demokrotengerichtetePolittk.Alk.rdings 
setzt sie in der. Thälmonnschen" Haltung 
zur Sowjetunioo und hinsichtlich der 
inneren Strukturen des „demokratischen 
Zentralismus" durchaus die Polittk der 
alten KPD fort, was sie in den „ Thesen" 
ihres 2. Parteitags l 97 l festschreibt. 
Die Aufboujohre der DKP bis l 973 
zeigen ein widersprüchliches Bild: Ei­
nerseits wachsende Milgliedszohlen und 
eine bemerkenswerte Attrokttvitöt der 
Partei unter jungen Intellektuellen, die 
noch dem Ende der 68er-8ewegung 
feste organisatorische und ideologische 
Positionen und eine Verbindung zur 
Arbeiterklasse suchen, andererseits ge-
li ngt weder die Akttonseinheitspolitik 

C, , den Sozialdemokraten (die bereits 
· O ihre Abgrenzungsbeschlüsse fos-

·,, noch ist die Partei in Wahlen er­
ich .• Wenngleich die DKP in ei­

n Teilbereichen einen gewissen 
influß erreichte, so blieb ihr gesomtge­

,elschaftliches Gewichtdoch ungemein 
'gering." Allerdings bewertet der Autor 
:die Bedeutung der DKP und ihrer Jo-

~- gendorganisotionen meines Era_chtens 
· sowahl für den gewerkschahl,ch-be­
trieblichen Bereich ab auch für die Stv-

· .. dentenbewegung zu gering, Die Diskri­
iminierungen, die seit l 97 l mit den 
Berufsverboten verschärft wurden 1 und 

- die nicht nur dazu beitrugen, den Einfluß 
Partei einzugrenzen, sondern auch 

zur Verfestigung einer Bunkermentalität 
ihren Reihen, wie sie für verfolgte 

Minderheiten typisch ist, werden von 
Fülberth rechtbpidarobgehandeh. Sein 
Bemühen, möglichst „objektiv" zu 
schreiben, führt sogar dazu, daß er den 
Begriff der „Berufsverbote" nur als Zitat 
der „Betroffenen" verwendet. Auch wenn 
man eine solche Schilderung sine ira et 
studia noch akzeptieren kann, so kann 
dies für die höufig undiskutterte Ver­
wendung der Verfassungsschutzberich­
te als Quellen wohl nicht gellen. Eine 
quellenkrittsche Haltung gegenüber den 
Heivorbringungen voo Verfolgungsbe­
hörden ist auch und gerade dann erfor­
derlich, wenn die Quellenloge insge­
samt schmal ist. 

Das Scheitern der DKP beginnt für den 
Verfasser bereits ob der Wirtschahskri­
se von l 97 A/75, seit der .ein Para­
digma-Wechsel innerhalb der sozialen 
Auseinandersetzungen der Bundesre­
publik sichtbar" wurde: Die Vertei­
lungsspielröume, die gewerkschaftliche 
Erfolge ermöglicht haben, werden ge­
ringer; neue Problemfelder (Umwelt, 
Grenzen des Wachstums, Geschlech. 
lerverhältnis) werden deuriich, die von 
neuen soziak.n Bewegungen aufgegrif­
fen werden; der auf den neuen T ech. 

__ nologien gegründete Akkumubttonstyp 
·· · bewirkteinenWondelderArbeiterschah 

und der Lebensweise. Auf oll diese 
Veränderungen reagiert die DKP nicht­
teils wegen ihrer Bindung an die sozia­
listischen Länder (AtomkroftJ, teils wegen 

· ihrer ideologischen Fixierung auf die 
·':-·· .alten" sozialen Fragen, auf das groß. 
.. · industrielle Proletariat als Subjekt und 
·,. auf potriorcholische T rodittonen der 

Arbeiterbewegung. Auch ihre Organi­
' sofionsstruktur, die sich in diesen Jahren 
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in noch zentra~slischerer Weise verfe­
sfigt, schließt ein Eingehen auf die neo­
en sozialen Bewegungen aus. 

11
Dos 

Ende der 70er Jahre offenkundige in­
nenpolitische Scheitern der DKP hätte 
bereits dama~ die Frage noch ihrer 
aktuellen Existenzberechttgung nahe­
gelegt, wäre ihr nicht zugleich eine 
wichttge gleichsam ·außenpolitische' 
Aufgabe zugewachsen: Der Kampf 
gegen die 1979 von der NATO be­
schlossene Stationierung von Mittel­
strecken-Raketen in Europa." In deren~ 
stehenden Friedensbewegung gewinnt 
die Partei ihre größte Akzeptanz, ,.ober 
sie verzichtete während des Kampfes 
gegen die 'Nachrüstung' auch sonst 
nahezu völlig auf die Entwicklung ei­
genständiger Konzepte. Ihre gesamte 
Polittk ordnete sie der Arbeit gegen die 
Raketen-Stationierung unter. Der Mini­
malkonsens der Friedensbewegung war 
zugleich ihr Spezifikum." Damit ent­
sprach sie noch einmal der grundle­
genden 11strategischen Orientierung der 
kommunistischen Bewegung seit Mitte 
der 20er Jahre: zum Schutz der Sowje~ 
union, als des Motors des wehevolutie> 
nären Prozesses, beizutragen." Als in­
des Gorbatschow spölestens seit l 987 
dazu überging, 11die Systemauseinan­
dersetzung für beendet zu erklären ... , 
verlor die DKP oußenpolittsch jenen 
strategischen Ort, den sie innenpolitisch 
seit der Mitte der 70er Jahre nicht mehr 
hatte." Die Folge war das Aufbrechen 
innerparteilicherAuseioondersetzungen1 

die zur späten Herausbildung der „Er­
neuerer".Strömung führte, die jedoch 
mit ihrem seit 1988 - zunächst noch 
zoghah-vorgetrogen Versuch, die Partei 
grundlegend zu demokratisieren und 
für eine neue Politik zu öffnen, scheiter­
te, do ihre Bemühungen in die Phase des 
Zusammenbruch des „Realen Scziolis­
mus" in Osteuropa fielen. 

Das Buch endet mit einigen Bemerkun­
gen über die Frage, ob und in welcher 
Gestalt es in einem vereinten Deutschbnd 
und in Europa eine relevante Unke ge­
ben werde. Die bisherigen kommunisti­
schen Parteien werden - so der Autor · 
nicht mehr dabei sein. Sie hätten ihren 
Existenzgrund in der vierten Periode 
kapitalistischer Entwicklung gehabt und 
sollten genug Würde haben einzusehen, 
daß sie mit dieser auch enden müßten . 
Auch für diejenigen, die diesen Überle­
gungenwenig abgewin~n können, gibt 
das Buch einen Quten Uberblick über 

die polittsche, ideologische und org<>n~ 
solarische Geschichte der beiden kom­
munisttschen Parteien auf dem (biswei­
len etwas knapp skizzierten) Hintergrund 
der gesellschaftlichen Entwicklung 
Westdeutschlands. Es ist methodisch 
weitgehend eine klassische Orgonisott­
oosgeschichte, die angesichts der bishe­
rigen akademischen Vernachlässigung 
der KP-Geschichte durchaus ihre Be. 
rechtigung hat. Zwar bezieht sich Füe 
berth bisweilen auf die Motivationen 
und die Bewußtsei nsloge der Milglied­
schah, doch eine stärker soziolge­
schichrlicheUntersuchungsmethcxlehötte 
beispielsweise die Ursochen::des.:Nie­
dergangs der alten KPD in den 50er 
Jahren umfassender erklären können, 
als es der Verfosser mit dem Verweis auf 
Kalte-Krieg..Situofion, DDR-Treue und 
Wirtschaftswunder tut. Dieser Nieder­
gang erfolgt jo parallel zu dem gene­
rellen Verlust trodittonelk.r Arbeitermi­
lieus und der T ronsformation der Arbei­
terbewegung im Modernisierungsschub 
der 50er Jahre und hat einen Teil seiner 
Ursachen darin. Auch die genauere 
Unlersuchung der spezifisch kommuni­
sttschen Logermentalitöt, die durch die 
stooriichen Verlolgungene ·· ···· 
wurde wie durch den eige 
gorde-Anspruch, und die zu':· 
hablichen Reolitätsverlustfü 
zur Erklärung mancher Feh 
gen beitragen. 

Natürlich ist dei Hinweis auf"--'"_,, .·---· 
offene Fragestellungen keine :':i:,~: ; . 
dieser proble!ßOrientterten uncl!fll. ge­
schriebenen Uberblicksdorslellung;, die 
sich - das sei nochmals betoofC'clurch 
Offenheit und Krittkfähigkeit auszeich­
net und so das Gegenteil einer. Haus-­
geschichtsschreibung bildet. Das Buch 
mit seinen teilweise provozierenden 
Thesen wird die Diskussion um ein· wie 
der Autor es sieht - vorläufig .abge­
schlossenes Teilkapitel der Geschichte 
der Arbeiterbewegung siche~ich bele­
ben. 

• Georg Fülberth, KPD und DKP 19.45-
1990. Zwei kommunisttsche Parlloien in 
der vierten Periode kapitalistischer En~ 
wicldung, Heibronn, Disle!Verlog 1990, 
215 Seilen, 22,80 DM · 



Volker Grube/ Martina TiHmann 

VON DER 
QUOTIERUNG 
ZUR FRAUEN­

KAMPAGNE 
IN OST­

WESTFALEN­
LIPPE -

„VON SELBST 
ÄNDERT 

SICH 
NICHTS" 

Alle zwingend notwendigen &· 
neuerungen der SPD-Parteiar· 
ganlsatlon greifen zu kurz, wenn 
sie nkht aufs engste verknüpft 
werden mit einer neuen Haltung 
der Sozialdemokratischen Par· 
tel zu Fragen des Marketing und 
der Imagebildung. Beispielhaft 
wird an einem Praxisberkht aus 
dem SPD-Bezirk Ostwestfalen· 
Uppe dargestellt, wie Marketing· 
Strategien im Sinne der Parteire­
form genutzt werden können. 
Der steinige Weg der Männer· 
SPD zu einer Partei, die Frauen 
nkht nur satzungsgemäß glekh· 
stellt, sondern die auch offensive 
Glekhstellungspollti'k In Bund, 
land und Kommunen formuliert 
und praktiziert, soll durch die 
Kampagne wVon selbst ändert 
sich nkhts# mit geebnet werden. 

Volker Grube, Werbefachmann, Bonn 
Mamna Tihmann, BezirksvorstondOW~ 
Bielefeld 
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Münster und Berlin 

Mit der solzungsmößigen Gleichste~ 
lung der Frouen und Männer in der SPD 
auf dem Münsteraner Parteitag 1988 
wurde vorerst eine Jahrzehnte anhalten­
de Diskussion über den strategisch rich­
tigen Ansatz der Frouenförderung in der 
SPDerfolgreichabgeschlassen. Der stei­
gende Anteil "°" Funktionörinnen auf 
allen Ebenen der Partei, Verbesserun­
gen dies Frouenanteib in der Milgli~ 
schoft sowie eine überwiegend positive 
öffenHiche Einslollung von Frauen und 
Männern zur F rcuenförderung der SPD, 
bestätigen u.a. die 1988 getroffene 
Quotierungsentscheidung. Neben der 
edv-mößigen Vernetzung des Parteiap­
parotes seit 1984 und dem ebenfalls in 
Münster beschlossenen Betriebsgrup­
penstatuts ist diese Organisationsverän­
derung die einschneidendste Reform im 
Parteileben seit dem Regierungswech­
sel 1982/1983, der eine programmo­
tische und organisatorische Erneuerung 
der SPD zwingend notwendig machte. 
Die verlorene Bundestagswahl 1987 
hatte noch einmal nachdrücklich deuHich 
gemacht, daß die SPD nicht im Selbs~ 
lauf darauf setzen kann, daß Frauen, 
speziell junge Frauen, mit hoher Wah~ 
beteiligung SPD wählen, sondern das 
zur Glaubwürdigkeit sozialdemokrati­
scher Programmatik (Gleichstellung im 
Erwerbsleben, Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie) auch die Glaubwürdigkeit 
der Stellung der Frauen in der SPD 
gehört. 
Organisationsreform und neue Pro­
grammatik gehören untrennbar zusam­
men. Wurde zunächst mit der Quotie­
rung der Weg der innerparteilichen 
Gleichstellung beschritten, so wurde mit 
der Debatte und der Verobschiedung 
des Berliner Programms auch die sozi­
aldemokratische Programmatik zur 
Frauenfrage rundum erneuert uOO die 
Beschlußlage entsprechend dem Frou­
enselbstverstöndnis verändert. Streblo 
die SPD mit ihrem Godesberger Pro­
gramm noch die vorrangige Zustöndi~ 
keitder Frouen für Haushalt und Familie 
an, so steht der Kampf um die gesele 
schaftliche Gleichheit der Geschlechter 
im Berliner Programm im Mittelpunkt. 
Ausgerüstet mit Salzung und Programm 
stellt sich nunmehr für die Sozialdemo­
kratische Partei die Aufgabe, beides zu 
leben und für Frauen (und Männer) 
positiv erfahrbar zu machen. Dies um-

faßt auch ~ie gesellschaftliche 
stoltung. Uberkommene männ ·;.: 
Strukturen und Bewußtseinslage,, ;~:r·· 
Partei sowie das äußere Erschein ·=·t," 

bild der SPD müssen der Beschlu L 

entsprechend weilerentwickehwa · 

·,.,.; 

Im Bezirk Ostwestfalen·Uppe 3 
NochvordemMünsleronerParteitagim' 
August 1988 quotierte der SPD-l!ezirlt . 
Ostwestfalen-lippe ab erster bu ndesw,,;t 
olle Bezirkswahlen mit vierzig Prozent 
Noch monatelangen Vordiskussionen 
passierte der Antrag des Bezirksvo,. 
standes den Parteitag ohne Debatte . 
ähnlich wie zwei Jahre zuvor der für die 
Frauenförderung im Bezirk Ostwestfalen. 
Lippe folgenlose .D 1 ", der die .Selbst. 
verpAichtung der Partei zur Frauenför­
derung" beinhaltete. Es war die -
Sprachlosigkeit der Genossen in der 
Abstimmung zum Quotierungsontrag, 
die die Sorge aufkommen ließ, auch 
diesmal würde nur beschlossen, Verän­
derungen in der Praxis vor Ort würden 
jeclach nicht folgen. Besonders die Ge­
nossinnen, die seit Jahren Für eine ver­
änderte Frauenförderung eingetreten 
waren, Fürchteten das Beharrungsver­
mögen männlicher Strukturen in der 
Partei. 
Der Münsteraner Quotierungsbeschluß 
brachte die SPD öffenHich in der Dis­
kussion über Frauenförderung noch vorn, 
Skeptiker in der Partei verstummten, in 
Nordrhein-Westfalen stand die Aufste~ 
lungderKommunalwahl-Kandidatlnnen 
und Landtags-Kandidatinnen bevor. 
Speziell bei der Vergabe der Landtags­
wahlkreise war zu befürchten, daß -
enlgegen den Intentionen des Quoten­
beschlusses - nur eine von dreizehn 
Abgeordneten der Region eine Genos­
sin werden würde. 
In dieser Situation entstand in Ostwest­
folen-lippe die Idee, eine Frauenwer­
beaktion zu starten. Bundesweit nahm 
die SPD Ostwestfalen-lippe mit 23,8 
ProzentGenassinnen Plalzfünfzehn unter 
den Bezirken bzw. Landesverbänden 
ein. Die Ausweitung der weiblichen 
Milgliedschaft war und ist eine zwin­
gende Vorausselzung für die wirkliche 
und qualifizierte Umselzu.ng der Quo­
tierung, soll es nicht zu Amterhöufung 
und Verschleiß" von Genossinnen 
kom~n, die zuviel Positionen und 
Funktionen übernehmen. 

!l:tilfestellung vorn Bundeo- oder 
'landesvorstand war Ende '88 
/nicht absehbar. Über die zukünl­
flige Frauenkampagne des Partei­
."vorstandes war nur Nebelhaftes 
"herauszubekommen und der l.an­
<lesvorstandNordrhein-Westlalen 
-,nachte seine weiteren Frouenak­
.: itätenvoneinerumfongreichen 
(Mitgliederbefragung abhängig_. Das Er­
_·, bnis dieser Befragung liegt tm Som­
''mer 1990 noch immer nicht ""r. 

. on der .Frauenwerbeaktion# 
-:. · r wFrauenkan,pagne# 

28.1.1989 beschlossen Bezirksvar­
'11and und Bezirksausschuß der ostwes~ 
Jälisch-1ippischen SPD einstimmig das 

-··· -··· . 
,· 

• • zum ersten Mol eine jener Partei­
• gruppierungen erlebt, wo ,,statt leben­

•' diger Ortsverein tolo Hose herrschr' 
• (vgl. Krömeru.a., SPW 52/90), machte 

/ klar, daß eine Frauenwerbeaktion zu 
• kurz greifen würde. Eine Frauenwerbe-„ aktion mußte in einen umfassenderen 

• konzeptionellen Rahmen eingebettet 
• werden. Aus der Frauenwerbeaktion 
• entwickello sich allmählich die Frauen-1 

kampagne . • • • 
1 
• • • 
1 

Startsignal zur Vorbereitung einer Frou­
enwerbeaktion. Diese sollte am 24. Mai 
1989-dem AO.Jahrestog desGrundge­
selzes . beginnen. Ziel soUte die Wer­
bung van Frauen für die SPD sein, ein 
bezirksweiter Wettbewerb sollte die 
Aktion unterstülzen. 
Noch den erslon Vordiskussionen zeich­
nelo sich jedoch ab, daß eine Frauen­
werbeaktion allein kaum ausreicht. A~ 
lein die Froge, was ein neugewonnenes 
weibliches Mitglied emp~ndet, wenn es 

•• 

In diesem Zusammenhang wurde inten­
siver über die Verwendung ""n Konzep­
ten und Methoden aus dem Marketing­
Bereich nachgedacht. Fa~ i""ntro­
le Überlegungen bestimm~nzi-
. der K pagne· · '''""'''" · p1erung am . · :\~,i!~'y';~ 

-,t!~s-~ 
__ •_;aj'··'H"•'•' 

1. Die Medien, die im Rahmen der 
Frauenkampagne herousgegeben wer­
den müssen aus zwei Gründen mo­
der~, klar und auffällig gestaltet sein: 
. Zum einen haben sich die Wahrneh­

mungsgewohnheilon der Be,ölkerung 
angesichts einer lnformati"'.'süberlo­
stung enorm verändert. Es 1st davon 
auszugehen,daßnurwenigerals 1% 
aller angebotenen Informationen 
aufsenammenwerden.Auchdi~SPD 
befindet sich in einer .lnfanmatians-
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konkurrenzn zu an-
deren Parteien, aber 
auch zu kommerzi.. 
eilen Anbielam, die 
die Bevölkerung mit 
eingängigen Wer­
bemitteln und ous­
getülte lten Spots 
„bearbeiten". Die 
SPD muß sich dieser 
lnformofonskonkur­
renz stellen. Tut sie 
es nicht, werden ihre 
„Botschoften" immer 

ES GEHT UM 
Auch hier holf der 
Marketing-Ansatz 
weiter: Bevor die 
lnholte der Kom­
pog ne festlegt 
wurden, standen 
die lnlaressen und 
Bedürfnisse dieser 
Zielgruppe im 
Mittelpunkt. Vor 
allem ouf diese 
Zielgruppe wur­
den die Inhalte 
und die Gesto~ 
tung ausgerichtet. 

DIE VERÄNDERUNG 
DES "PRODUKTS 
SPD", ES HANDELT 
SICH HIERBEI UM 
STRUKTUR­
VERÄNDERNDES 
MARKETING. 

weniger gehört. 
Zum anderen wirkt 
jecles lvledium imo-
gebildend. Nicht 
von ungefährfinden 
vor allem Jugendliche Plakota und 
dergleichen der Grünen interessan­
ter und einfollsreicher. Sie symboli­
sieren - im Unterschied zu den 
langweiligen Abbildungen von „Poli­
ttker-Köpfen" in den Wohlkompognen 
der etablierten Porteien -einen leben­
digeren Politiksttl. 

2. Kern jeder Marketingkonzeptton ist 
die Produktpolitik. Wenn es zunächst 
ouch etwas ungewohnt ist, die SPD ols 
„Produkt" zu definieren, .so ist es im 
Rohmen einer Kompogne dennoch sehr 
hilfreich, sich 110rher über die diolektt­
sche Beziehung von äußerem Auftritt 
und innerer Realität der Partei klar zu 
werden. Ziel der Frauen-Kampagne ist 
es, die über hundert Jahre hinweg ge­
wochsenen polriorcholischen Strukturen 
aufzubrechen und neue Partizipations-­
möglichkeiten zu schoflen. Doß die ver­
stärkte Beteiligung von Mitgliedern im 
Rahmen des Erneuerungsprozesses 
notwendig ist, hat ja ouch jüngst Bodo 
Hornbach im spw~nterview mit Birgit 
Zörner betont (vgl. SPW 53/90). 
Es geht bei der Kompogne also um den 
Eingriff in bestehende polittsche Struk­
turen und Prozesse, um die Veränderung 
von Verhaltensweisen. Es geht um die 
Veränderung des „Produkis SPD", es 
handelt sich hierbei um strukturverän­
derndes Markettng. 

3. Im Rahmen der Kompogne werden 
sehr unterschiedliche Zielgruppen on­
gesprochen, innerholb wie oußerholb 
der Partei. Außerholb der Porlai inlares­
sieren vor ollem jüngere, polittsch inlar­
essierte und engogierteFrauen,die nid,t 
Mitglied der SPD sind. 

MarlJ....,ngspunkte der 
Frauenkampagne 

Die Kompogne konzentriert sich inhalt­
lich auf 3 Schwerpunkte: 

Die allgemeine Benachteiligung der 
Frau in Wirtschaft und Gesellschoft, 
den § 218 als Symbol mönnlich 
besttmmter Wirklichkeit sowie dos 
Recht ouf sexuelle Selbstbesttmmung 
und 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. 

Zu diesen inhalrlichen Schwerpunkten 
wurden drei Themenplakate und .flug­
blätter gestaltet. Dobei wurden die For­
ben so gewöhlt, daß der Bezug zu 
Frauenthemen (lila) und zur SPD (rot) 
hergestellt wird. Plakate und Flugblätter 
follen oußerdem durch ihr ungewöhnli­
ches Format sowie - die Flugblätter be­
treffend -die interessante Folzung auf. 
Im Mittelpunkt der für die Kompogne 
durchgehenden und einheitlichen Ge­
staltungslinie steht dos Kompognen-Si­
gnet. Es symbolisiert den Zustand, wie 
die SPD - gemessen an dem Anspruch 
der Bezirksorganisation. sein will: dyna­
misch, lebendig, unkonventionell, 
schwungvoll, akttv und mitreißend, auch 
ein wenig trotzig und frech. Dos Signet 
befindet sich auf ollen lvledien der 
Kompogne: auf Plakoten und Flugblät­
tern, auf Brie~en und -<Jmschlögen, 
ouf Buttons, Aufklebern und Luftbollons. 
lntagriert in das Signet ist der Kampa­
gnen-Slogan: .,Von selbst ändert sich 
nich!s". Der Slogan fordert zum ,,Mihni­
schen" auf. Er wendet sich - wie die 
gesamte Kampagne. an diejenigen in 
der Partei, die etwas ändern wollen, in 

und mit der Partei. Sie wendet sich an 
diejenigen außerholb der Partei, die 
ihre Rechta durchsetzen wollen, und 
fordert sie auf, dies in und mit der SPD 
zu tun. 
Die Kampogne soll dazu beitrogen, 
daß sich die männlich-potriarcholisch 
geprägten inneren Strukturen der Partei 
verändern, daß Arbeits-und Aktionsfor­
men entwickelt werden, in denen es 
Mönnern und Frauen Spoß mocht, dar­
on mitzuwirken, die Gesellschaft noch 
ihren Wünschen und Interessen zu ge­
stalten. 
Die Kampogne soll die Diskussion um 
Gleichstellungspolittk in die Ortsvereine 
und Unterglieclerungen trogen. Sie soll 
mit dazu beitragen, daß in den Köpfen 
und Herzen - auch der Genossen . 
Gleichstellungspolittk verankert wird. 
Gleichstellungspolittk soll nicht nur ok 
Einschränkung von Mönnerrechten und 
Verlust von Macht und Einfluß erfahren 
und empfunden werden. Auch Mönner 
sollen die Choncen auf Selbstverände­
rung, Erfahrung neuerlebensräume(Fo­
milie, Kinder) und neu zu gestoltende 
zwischenmenschliche Beziehungen ok 
erstrebenswertes gesellschoftliches Ziel 
erkennen. Nur eine SPD, die sich in 
dieser Richtung verändert, hat auf Dou­
er die Chance, politisch interessierte 
und engagierte junge Frauen zu binden. 
Organisatorischer Ansatzpunkt der 
Kompogne sind die Ortsvereine sowie 
die Stad~ und Gemeindeverbönde im 
Bezirk. Konzeptionell ist vorgesehen, 
daß diese Gliederungen nach Erholt 
und Diskussion der Kompogner>Mate­
riolien Kompognenbeouftragla benen­
nen. Diese Kampognenbeauftragten 
erhaltan vom Bezirk der Portei lnformo­
tionen, Tips, Hinweise etc. Die Unterbe­
zirksvorstönde koordinieren über eige-

DIE ÄUSSERE 
DARSTELLUNG - JUNG, 
OFFENSIV, DYNAMISCH 
- UND DAS INNEEN­
LEBEN DER PARTEI -
PATRIARCHALISCH 
GEPRÄGT, TEILS 
UNDEMOKRATISCH, 
OFTMALS LANGWEILIG 
- PASSEN SCHWER 
ZUSAMMEN 

' Kompognenbeouftrogta die Arbeit 
. OrtsYereine. Die ständige Leitung 

beim Bezirksteam, das - klein und 
· rt - über die notwendige Beweg­

keit verfügt. Vierzehntägig finden 
,Jeamsitzungen statt. Drei,. und Angef 

J':"punktder Kompogne sind die OrtsYerei­
, ne bzw. die Kompognenbeouftragtan 
dieser Gliederungen. Um dieOrgoniso-

-.tion zu effektivieren, wurden Rückant­
wortkarten erstellt. 

· Neben der Entwicklung eigener Kom­
pagnestrukturen wurden folgende Kom­
munikationswege entwickelt: 

!i'.' 
·w 

Durch mehrere progrommbezagene 
Workshops, speziell zu den Themen 
„Geschichte der Frouenpolitik in der 
SPD", .,Sexuolitär' und „lebensen> 
würfe von Frauen und N\ännem", 
werden die inhaltlichen Zielsetzun­
gen derKampogneoufgegriffen. Der 
Bezirk Ostwestfolen-Uppe ist dabei 
bemüht, möglichst dicht on den oktu­
ellen Gleichstellungsfragen anzuse~ 
zen. 
Ein bezirksweilar Wettbewerb be­
gleitet die Kompogne. Die Gliede­
rungen sind aufgefordert, durch o> 
traktive, ideenreiche Arbeitsformen 
und öffentliche Veranstaltungen neue 
Arbeiisfelderfürsozioldemokrottsche 
Gleichstellungspolitik zu erschließen 
und neue Formen des Parteilebens zu 
entwickeln. Über den Wettbewerb 

'i'· soll ouch sichergestellt werden, daß 
·;t noch Abschluß der Kompogne ver­

schiedenste Arbeitsformen ausge­
wertet und dokumentiert werden kön­
nen, eine Ideenbörse ist geplant. 

'TC Die ,,Jury" besteht aus Genossinnen aus 
!cc' der Region und aus Frauen befreunde­
'( ler Orgonisottonen (Falken, Arbeiter­
"';, woh"ohr DGB, 'Joturfreunde etc.). 
,i. Gewertet wird: 
ifaJ Inwieweit ist es dem Ortsverein, bzw. 
ZC.der jeweiligen Gliederung, gelungen, 
t{;._--·quontitativ etwas zu verändern? Wie 
~t Yiele neue Genossinnen hat der Ortsver­

_l'.!S,in seit Beginn der Kampagne dazu~ 
::~'.Wonnen? Ist es gelungen, die Frouen­
·t;(luote in ollen Bereichen zu erhöhen? 
·,ili;g, 
jb) Inwieweit hol der Ortsverein es er­
J!li/Sicht, in qualitativer Hinsicht etwas zu 
lfa}>ewegen? Hoben sich Arbeiislarmen 
' fi,nd Arbeiisinholta soveröndert, daß sie 

'", n Interessen und den Bedürfnissen 
;:...,., Frauen stärker en!sprechen? 
\Ist Frauenpolittk regelmäßiger Bestand­
;ieil der Aktivilölen, wird kontinuierlich 
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daran gearbeitet, mehr 
Genossinnen in die Arbeit 
einzubeziehen und Frauen 
als neue Mitglieder zu ge­
winnen? 
DurchdenAnsotzpunktdes 
Wettbewerbs wird noch 
einmol die Doppelstruktur 
der Kompogne deutlich: Es 
soll nicht nur für die SPD 
geworben werden, es soll 
gleichzeitig ein Reformpro­
zeß in der SPD (.,houen­
freundliche Strukturen") 
eingeleilal werden. Die Be­
zirksporteitage in Ostwes~ 
feien-tippe werden durch 
die Frouenkompogne ersl­
mob kulturell durchgestar-
tet. Selbstgemochte Lieder und Sketche 
sawie professionell vorbereitete künstfe.. 
rische „Einlagen" worben auf den letz­
ten Parteitogen für die Ziele der Frouen­
kompogne. 
Für die Frouenkompogne stehen Refe­
rentinnen zur Verfügung, eine Referen­
tinnenliste ist allen Gliederungen zuge­
gangen. GespröchevorOrt sollen Hilfe­
stellung im Umgang mit der Kompogne 
geben: Welche Veronstoltungsform 
wählen wir, wie sind die Genossen zu 
überzeugen, wie können wir mit Hilfe 
der Kompogne Frauenfragen sponnend 
und wirksam oufgreilen? 
Der Bezirk Ostwestfalen-tippe plant sei­
ne Frauenkampagne über mindestens 
einei nholbJohre und verobschiedetsich 
ckimitvon kurzatmigen Werbeaktionen, 
wie sie leider noch wie vor für die 
meislan Wahlkömpfe typisch sind. Für 
die Douer von vier Wahlkämpfen (Euro­
powohl Juni 89, Kommunalwahl Okto­
ber 89, Londtogswahl Mai 90, gesam~ 
deutsche Wohlen Dezember 90) wird 
die Kompogne loufen. Konzepttonell 
werden die vier verschiedenen Wah~ 
kämpfe dazu genulzt, konhnuierlich 
Gleichstellungspolittk im Rahmen der 
Kampagne zu formulieren. 

Erfolge und Widrigkeiten · 
die Frauenkampagne als 
politischer Prozeß 

Die Erfahrungen im Rahmen der Kam­
pagne sind außerordenrlich differenziert, 
es gibt-wie immer in der Praxis. ,,Licht 
und Schotten". Wir werden versuchen, 
anhand von drei zentrnlAn A~nAL-tAn rliA 

. .,,,hZ/ 
Eil.lli' ' -· · .ä·u·.~u;,, •. ,.~::· .. 
11n: / H: 
l;~'Kam-

'~ .···~= ier:- 7 -,'Dos 
Kompogn• 
material:, in 
seineriAuf­
modiü •· für 
die•~:\,,,: 

ewöhiillc:h g . 
und ouc:li iiln 
bißchen pro-
vozierend -

wurde durchweg positiv bis begeistert 
aufgenommen und kom in den Woh~ 
kämpfen und auf vielen Veronstahun­
gen zum Einsatz. Es sind vor ollem die 
Frauen ous der AsF, die mit dem Mote­
riol arbeiten. Und es sind insgesamt 
noch wie vor die Frauen, die die Kom­
pogne trogen und noch vom bringen. 
Dos Innenleben der Porteiglieclerungen 
veröndert sich wahrhaftig nur s!Ück­
chenweise, die Kompogne konn hie/zy 
nur einen Beitrag leisten~Dodun:h

1 
• . 

sieht ein Widerspruch: Die äu ::- :~ 
stallung -jung, offensiv, dynom·:-_ .. '.; 
das Innenleben der Partei - .. .'. 
lisch geprägt, teils unde ·-,-. ·-,.' 
mols langweilig -possen schwer~ 
men. Dieses Risiko ist der Bezi~­
stand derostwestföliscl..lippischen SPD 
bewußt eingegongen. Um Strukturen 
und Prozesse zu verändern, niuß auch 
provoziert werden, muß auch Führung 
gezeigt werden. 
Dennoch bleibt dieser WidersprlJ!'h 
problematisch. Nun darf es nicht erstau­
nen, wenn Männer, die entmachtet 
werden sollen, einer solchen .Selbsten~ 
mochtungskompogne" vielleicht skep­
tisch bis obwehrend gegenüberstehen. 
Wenn das Herz der Partei nach wie vor 

wirklich ..... eine mönnlich geprögla 
Schicht von Mondaisträgem und verbe­
omtelen Parteifunktionären im Alter von 
40 bis 60 Jahren mit gesicherter beru~ 
licher und familiärer Situation, hohem 
Einkommen und Sozialprestige .. ." ist, 
(Krämer u.o., SPW 52/90, S. 29), 
dann kommt die Frouenkompogne ei­
nem Anschlag auf dieses .Herz" gleich. 
Es droht ein innerparteilicher Herzin­
farkt. Mit der Vergabe von zwölf der 
rlrAi7Ahn A~tanolätza ~n C""~ 
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nossen im Bezirk wurde dieser ,..An­
schlag" erfolgreich abgewehrt. Für die 
Imagebildung der SPD in Ostwestfalen­
Lippe in Richtung auf eine glaubwürdi­
ge, frouenfreundliche Partei war diese 
Entscheidung außerordentlich schädlich. 
Als Reaktion auf die Aktiviiölen der 
Frauenkampagne wurden und werden 
Abwehr- und Ausweichs~otegien enl­
wickelt: Es war nicht nur ein Ortsvereins­
vorsitzender, der die Kompogneunterlo­
gen in der Sitzung mit den Worten 
„hierfür interessiert sich bei uns doch 
niemand" im Papierkorb verschwinden 
ließ. Häufiger noch sind Fälle, in denen, 
trotz mehrfachem Anschreiben und Zu­
senden von iV.oteriol, Ortsvereinsvorsit­
zende ihre Ortsvereinsmitglieder nicht 
informiert hoben. Von rund 370 Ort>­
vereinen im Bezirk Ostwestfalen-tippe 
haben nur ca. zwanzig Prozent Frauen­
beauftragte benannt und gemeldet, was 
sicherlich nicht zuletzt auf diese Fakto­
ren zurückzuführen ist. 

Diese Schwierigkeiten wurden bei der 
Konzipierung der Kampagne unter· 
schätzl und nicht ausreichend durch­
dacht. Die teilweise sogar einstimmigen 
Beschlüsse auf Parteilogen, Ausschuß. 
und Vorstandssitzungen zu frouenpoliti­
schen Forderungen und auch zur Kam. 
pagne selbst waren rwor ein Zeichen 
dafür, daß durch die jahrzehntelange 
Diskussion kognitive Veränderungen 
stattgefunden hatten. Frauenthemen 
sffeßen auf Aufmerksamkeit und Ver­
ständnis. Bei der Frauenkampagne geht 
es jedoch um mehr. Die Kampagnen­
Strategie hätl<I stärker berücksichtigen 
müssen, daß Anderungen einer umfas­
senden VerholJensroutine bewirkt wer­
den sollten. Die Parteigliederungen, bzw. 
die sie tragenden Personen, sollten sich 
mit ungewohnten, unbequemen Frage­
stellungen und Arbeitsformen beschä~ 
tigen, sie sollten die Bereitschaft ent­
wickeln, ihr eigenes Handeln in Frage 
zu stellen und es zu verändern. Diese 
Veränderungen brauchen Zeit. Und sie 
brauchen - was im Konzept von vorn­
herein berikksichtigt werden muß -das 
siöndige Einwirken der die Kampagne 
tragenden Kräfte. Für die Zukunft kann 
das nur heißen: Eine Änderung von 
Verhahensweisen oder sogar von tie~ 
empfundenen Wertvorstellungen ist 
schwer zu bewirken und bedarf einer 
longfrisffgen strategischen Orientierung 
und einer exolden Planung oller Be­
standteile des ,,Marketing-Mix". 

PARTEIREFORM 

2. Der demokratische Aufbau der SPD 
über Ortsvereine, Stadtverbände, Un­
terbezirke, Landesverbände und Bun­
desYOßtond erfordert grundsätzlich ei­
nen langen und komplizierten Weg der 
Meinungsbildung von unten noch oben 
SOW'ie von oben noch unten. Die Vor­
herrschaft der Vo,siönde und die zen­
tralisierte Ausrichtung der SPD ist in den 
letzten Jahren angesichts veränderter 
individueller Bedürfnisse und neuer 
Mitglieder,chichten zugunsten teilouto­
norner, lokal ausgerichteter Organisati­
onsformen zurückgedrängt worden: 
Unterbezirke und Bezirke haben für die 
Arbeit im Ortsverein bzw. im Unterbe­
zirk vor Ort an Bedeutung verloren, die 
Anforderungen an Vorstände unterlie­
gen in Teilbereichen einem Wandel. 
Arbeitsschwerpunkte nächsthöherer 
Gliederungen stellen für Parteigliede­
rungen vor Ort oft nicht mehr als einen 
Orientierungspunkt dar, dessen Brauch­
barkeit vor dem Hintergrund der eige­
nen, weitgehend kommunalpolitisch 
ausgerichteten Arbeit abgeklopft wird. 
Von dieser Entwicklung ist auch in Teii 
bereichen die parteiinterne Vertriebs. 
struldur betroffen: Es wird nicht mehr 
alJes umgesetzt, was „von oben" kommt. 
Ob und inwiefern der Bezirk Ostwesfo. 
len-Lippe stärker als andere Bezirke 
betroffen ist, ist nicht Gegenstand unse­
rer Erörterung. Die Folgen fehlender 
Führungssiörke sind bei der Umsetzung 
der Frauenkampagne allerdings ein 
ständiges Problem. In Anbetracht der 
jahrelangen Frauenförderungs- und 
Ouotierungsdebatten wurde davon aus­
gegangen, daß die Untergliederungen 
die Kampagne mit ihren bestehenden 
Strulduren (z.B. Gleichstellungskommi>­
sionen in allen Untergliederungen) aui. 
greifen und eigenständig weiterentwik­
keln. Bezirksva,stond und Kampagnen­
Team hoben die reale Situation im Be­
zirk falsch eingeschätzt, bestehende 
Gleichstellungskommissionen der Un­
terbezirke legten ihre Arbeit noch Ver­
abschiedungen der Quotierung in der 
Satzung nieder. Dem Bezirk fehh die 
Unter>truktur. Die Benennung von Unter­
bezirksbeauftragten im letzten halben 
Jahr brachte nur dann funktionsfähige 
Arbeitsweisen hervor, wenn intensive 
persönliche Beratungsgespräche 
gleichzeitig mit eingeplant und durch­
geführt werden. 

Positiv gewendet stel~ die Frauenkam­
pagne für den Bezirk Ostwestlolen-tip-

. -C,~f. 

pe aber auch ein Instrument zur Rück~7~ 
wi_nnung von Bedeutung und Führung,::{'i, 
störke dar, wenn es gelingt, mit den;,41, 
Kompognemoleriol nicht nur die lnb ·" 
stand-Bedürfnisse noch attraktivem· 
modernem Werbematerial der Genes'. 
sinnen zu erfüllen. Der Bezirk Osfwes, 
lolen-Lippe kann mit der Frouenkompa. 
gne „Von selbst ändert sich nichts• be­
zirks- und bundesweit Kompetenz in 
Sachen Gleichstellungspolink erwerben 
und mit diesem neugewonnenen Image 
für die neuen Mitgliederstrukturen an 
Gewicht gewinnen. 

3. Bei der Durchführung längerfristig 
angelegter Kampagnen, die nicht nur 
die Werbung für die SPD, sondern auch 
die Selbstveränderung der SPD in den 
Mittelpunk! der Aktivitäten stellen, kann 
nicht auf vorhandene Qualifikationen 
und Erfahrungen, weder in ehrenomtti­
chen noch in houptomflichen Bereichen, 
zurückgegriffen werden. Neben dem 
vermutlich schwereren Zugang männli­
cher hauptamtlicher Mitarbeiter zur 
Gleichstellungspolitik mag dieses ein 
weiterer „Hemmschuh" in der Umset­
zung sein, dessen Bedeutung ebenfalls 
bei der Konzeptionierung und Planung 
vernachlässigt wurde. Hier wurden zu 
wenig Beratungs- und Informations­
gespräche geführt, um den Stellenwert 
der Kampagne bei den houptomttichen 
Mitarbeitern in der Arbeitsplanung noch 
vorn zu stellen und mögliche Vernet­
zungen mit anderen Arbeitsfeldern auf­
zuzeigen. Gezielte Weiterbildungsan­
gebote der Parteischule für Houptomli­
che im Umgang mit Marketinginstru­
menten und -strategien müßten hier 
perspeknvisch Zuorbeit leisten. Grund­
sätzlich gilt in diesem Zusammenhang 
auch, daß sich die SPD bei Fragen der 
Imagebildung und des Marketing -
ähnlich wie bei politischen Sachfragen 
-professionelle Beratung und Begleitung 
organisieren muß, um im Wettstreit der 
Medien konkurrenzfähig zu sein. Hier 
reichen Engagement, guter Wille und 
Erfahrung allein nicht mehr aus. 
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'E LINKE LEIDET AN DER NATION 
~t/;°' 

' : olfgong Kowolsky, Soziologe, Berlin 
estl 

Erstere Position kann sich z.B. auf die 
größte marxistische Denkerin dieses 
Jahrhunderts, Rosa Luxemburg berufen, 
die schrieb: .Für die Sozialdemokratie 
isi die Notionalitötenfroge genau wie 
olle onden,n gesellschaftlichen und po­
litischen Fragen ""' ollem eine Frage 
der Klasseninteressen."] In der ,,Juni­
us" ~roschüre fügte sie hinzu: ,,Die na­
tionalen Interessen dienen nur als Täu­
schungsmittel."' 
Die Position ist klar, sie gehört zum 
Standardinventar der Allen und Neuen 
linken, aber den heutigen Zeiten und 
Verhältnissen ist sie nicht angemessen. 
Der-olsArgumentgegen Nationalismus 
gedochte-Verweis einiger Altlinker auf 
.Internationalismus" greift nicht mehr, 
seil dieses Konzept 1914 in Scherben 
gegangen ist. Es wird rwar heute noch 
hochgeholten, doch zeugt dieser Rück­
griff von einer mehr als bescheidenen 
Einsicht in politische Vorgänge. Andere 
verharren in Hilflosigkeit. So hat sich die 
Theoriezeitschrift .Das Argumenr' nie 
des Themas angenommen, und ihr lan­
gjähriger Mitherausgeber Friedrich 
T omhArn hnt nie 11Afinitir,n nn· ..,..,u,m... 

mengewochsene Gemein , . ,,. -· 
die Spezifik gegenüber o~~ 
chen Gemeinschaften liegt, bleibfollon. 
An anderer Stelle bleibt Ternberg des­
kriptiv: .Der Nationalstaat umfaßt· im 
Unter>chied zum antiken Stadtstaat ein 
weites, von mehreren Städten besiedeltes 
Territorium, heißt daher T errito,iolstoot; 
sein Zusammenhalt rührt vor allem aus 
einerHomogenitötseinerBewohnerher, 
die als Notton bezeichnet wird". We~ 
ehe HomagenitätTomberg hier im Blick 
hat, wo er doch von der Existenz von 
Klassen ausgeht, bleibt sein Geheimnis. 
Unverkennbar ist sein Bezug auf Rosa 
Luxemburg, die den Begriff mit dem der 
Homogenität koppelt, um ihn dann ab­
zulehnen: • Verstehen wir den Begriff 
Nation als ein Ganzes, als eine homo­
gene geselbchoftliche und politische 
Einheir', so sei ein solcher Begriff .ei­
gentlich eine jener Kategorien der bür­
gerlichen Ideologie, welche die M:Jrx­
sche Theorie einer radikalen Revision 
unterwarf, indem sie zeigte, daß unter 
einem solch nebelhaften Schleier ( ... ) 
sich jedesmal ein genau bestimmter hi­
dnri,d, .. r Inhalt verbirat. In der Klo>-



sengesellscholt gibt es eine Nation o~ 
homogenes gesellschaftspolitisches 
Ganzes nicht, dagegen bestehen in 
jeder Nation Klassen mit antagonisti­
schen Interessen und Rechten.[') Es gibt 
buchstäblich nicht einen gesellschaftli­
chen Bereich ( ... J, in dem die besitzen­
den Klassen und das bewußte Proleto­
riotein und dieselbe Hohungeinnöhmen, 
in dem sie als ein ununlerscheidbores 
Volksgonzes aufträten."' Genau in die­
sem Punkt muß Rosa Luxemburg wider­
sprochen werden: Es existieren (gerade 
in der heutigen Weltkonstellation! Be­
reiche, die dem Klassengegensatz en~ 
zogen sind, nämlich humanistische, ol~ 
gemein menschliche Anliegen und 
1"\enschheitsi nteressen: die Erhaltung des 
Friedens, der Natur, das Eintreten für 
Demokratie, gegen Folter und gegen 
jegliche Formen der Inhumanität etc. 
Wenn dies zugestanden wird, so ist die 
pauschale Ablehnung eines Begriffs der 
Nation unhaltbar. (Gorbatschows 
,,Neues Denken" basiert auf dem Vor­
rang ollgemeinmenschlicher Werte vor 
Klasseninteressen.) 

Die andere Troditionslinie nimmt meist 
Bezug auf Otto Bauer, auf den noch 
zurückzukommen ist. Beim Sprung in 
die Aktualität tauchen beide Traditions­
linienwiederaul. Für die Ablehnung der 
Nation, die sich verdoppelt um die 
Ablehnung der deutschen Einheit, ste­
henviele Grüne, Al-Mitglieder, die Zei~ 
schrift „konkre(', die „radikale Linke" 
u.a., 'Nährend die Befürwortung eines 
linken Zugangs zu Nation z.B. Detlev 
Albersverkörpert, aber auch Peter Brandt 
oder Herbert Ammon6• 

Aus der 
Geschichte lernen? 

Das Haupthindernis für die westdeu~ 
sehe Linke, einen überzeugenden Zu­
gang zur nationalen Frage zu finden, 
besteht darin, daß der Begriff der 
,,deutschen Nation" von der Vergan­
genheit schwer belastet ist. Joschka Fi­
scher steht nicht allein, wenn er daraus 
folgert: ,,In Deutschland 45 Jahre nach 
Auschwilz auf alles Nationa-, panisch 
zu reagieren, ist kein Anlaß zu Schorn 
und Kritik, sondern eine überlebensnol­
wendige Demokratenpflicht für minde­
stens weitere 45 Jahre." Demzufolge 
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wäre die einzig angemessene Reaktion 
auf das .Nationa"'" (als ob es das 
Nationale on sich gäbe! schlichtweg 
Panik, soll wohl heißen: keine Auseinan­
dersetzung, sondern Tabuisierung, 
Wegschieben. Der Begriff soll weiter 
Berührungsängste auslösen. So wünscht 
es auch .konkret" -Herausgeber Her­
mann L Grernliza: .Beschämend( .. ) die 
Rolle einer linken Intelligenz, die( .. ) die 
notionale Frage YOn links aufzuwerfen 
begann sowie ihre Liebe zu Deutschland 
enkleckle. Als wäre das einzig Lie­
benswerte daran nicht, daß es 
Deutschland seit 1945 nicht mehrgibr'. 
Diese apodiktische Verkündigung ist 
nichis anderes als ein linksradikales 
Plädoyer für eine Selbstausschaltung 
der linken, denn dieses Rühr-mich.,,ich~ 
an-Rezept wird der Rechten nutzen, weil 
es zu einer Selbstisolierung der Linken 
führt. Unbegriffen bleibt, daß vom Aus­
gang des Ringens um die „deutsche 
Frage" die deutsche Zukunft abhängt 
und damit auch die der westdeutschen 
Linken. 

ln „konkrer wurde auch als Erkenntnis 
zum besten gegeben, Heimat und No­
tion seien „konservative Werte". Und: 
„Es gibt keine linke Übersetzung für 
konservative Werte". Dach gibt es we­
der per se linke nach per se rechte 
Werte; einige sind links besetzt, andere 
rechts. Erst an der Art und Weise ihrer 
Einbindung, Artikulation, Verknüpfung 
(z.B. von .Freiheit") ist ab-,sbar, ob sie 
in einen linken oder rechten Diskurs 
eingebaut worden sind'. Den einfach­
sten Weg aus dem Dilemma heraus 
zeigt Siegfried Jäger in einer Broschüre 
der Grünen, indemerempfiehlt,aulden 
Begriff der Nation „ganz zu verzichten". 
Der Ausstieg aus der Geschichte wäre 
die Konsequenz und ein Ausweichen 
auf abstrakten lnternotionalismus8. 

Die nafonale Frage, gerade die deut­
sche, führt in sumpfiges Gebiet, in dem 
allerlei notionalistische Schlingpflanzen 
wuchern. Nationalismus bildet einen 
zentralen Ansatzpunkt rechtsextremer 
Parteien. Daran haben sich zwar al-, 
gewöhnt, aber der Zusommenhang ist 
durchaus paradox, dennschließlichwar 
die Geburtsstunde vieler Nationa~taa­
ten lest mit der Parole .Freiheit, Gleich­
heit, Brüderlichkeit", mit Demokratie, 
nationaler Emanzipation und Selbstbe­
stimmung wrknüpft. Nation war ein 
Emanzipationsbegriff. Die Bindung an 

•M••M:MM I N A T I D N 

1s erfolgte später, und seither ist die 
zu Recht antH10tionalistisch, ver­

' ht sich als internotionalistisch, doch 
·rd das Kind (Nation) mit dem Bocle 

lismus) ausgeschüttet. Es ist nicht 
.-rwunderfich, doßgeradediedeutsche 

"Unke immer wieder anti-national auftritt, 
\chließlich war der Nationa~toat in 
: Deutschland 1 871 • von oben" ge­
. 'schaffen warden. Die nationale Idee ist 
. in Deutschland bereils mit einem ge­
slärten Verhältnis zur Demokratie zur 

"cWelt gekommen. Die deutschen Demo­
; kraten verhielten sich zur Zeit der fran-
1 zösischen Revolution indifferent gegen­

/Ober der eigenen notionalstoattichen 
:. Existenz, obwohl das land in zahlreiche 
':finzelstaaten geteilt war. 

\~ar der Begriff Nationalismus war 
;_ursprünglich links angesiedelt. Er wurde 
-,_ · rägt von konterrevolutionären fran--

-" ischen Emigranten zur Kritik der 
789er-Revolution: Dem jakobinischen 
'triotismus und seinen Exzessen stel~ 

f~ sie den aristokratischen Kosmopoli­
·1-Jsmus entgegen. Der Begriff wurde an­

s gleichgesetzt mit nationalrevolu-
.. rem Bewußtsein. Erst nach 1671, 
hdem Sieg Preußens über Frankreich, 

hob sich der Sinn, und Nationolis­
'bislang verbunden milden Begriffen 
olution, Demokratie, Fortschritt 

)iiurde zum Symbol rechter antirepubli'. 
· nischer Bewegungen, synonym zu 

uvinismus. 

en eine linke Bearbeitung der deu~ 
hen Frage wird heutzutage einge­
. ndt, dies sei gelöh~ich, solange ei. 
nsionislische, revanchistische Ford&­

'. ngen sich zu Wort melden. Doch 
. ren Auftauchen läßt sich nicht end­

'·'ltig verhindern, und außerdem gibt es 
nwärlig keine geselhcholtlich rele­

ten Kräfte, die die Forderung nach 
Großdeutschland ernsthaft YOr­

en•. Diesbezügliche Äußerungen 
n derzeit allein als Drohmittel- und 
, bestimmte Linke von einer Be­

.... igung mit der deutschen Froge 
·: uholten, um das Terrain politisch 
zusichern und dos Thema besetzt zu 
, . Darunter lölh auch, wenn Jan 
,lpp Reemtsma keinen Grund sieht, 
i .Deutschland" wiederherzustellen. 
n einziges Gegenorgument ist der 
~nnte Verweis auf die Vergangen­
,,· die beiden Kriege um die Weil. 
. t, die Ausrottung der Juden. Soll 

, 'Arbeitsteilung fortbestehen, die dar-

in besteht, daß die Rechte die Vergan­
genheit vergißt und die linke die Erin­
nerung anmahn~ Wenn die Linke ver­
spricht, weiterhin die Erinnerung hoch­
zuholten, solange die Rechte vergißt, 
kann es für letztere nur funktional uod 
sinnvoll sein, sich nicht zu erinnern 
denn dadurch läßt sich die linke wu.:. 
derbar beschähigen. Dieser heimlichen 
Komplizenschaft kommt entgegen, wer 
sich aufdieAnmahnung der Erinnerung 
beschränkt. 

Zwischen Unbefangen­
heit und Vergessen 

Ein Plädoyer für die Nation hat eine 
Klärung der Begriffiichkeit zur Voraus­
setzung. Um das Verhältnis zur Nation 
zu entkrampfen, kann ein Blick über die 
Grenzen nützlich sein, da die Unke in 
lost ollen anderen Ländern durchaus 
pronational eingestellt ist. Ein so unbe­
longenes, ungebrochenes Verhältnis zur 
Nation, ein so unbeschwerter Umgang 
mit der Frage der Nation wie in Frank­
reich ist hierzulande gegenwärtig nicht 
möglich. Die Erinnerung an die erste 
Deutsche Republik, die dem Deutschen 
Faschismus, der die aggressivste Form 
des deutschen Nationalismus verkör­
perte, nicht den Weg versperrt hat, liegt 
wieeinAlpauldenlebenden.Aberdos 
Spektrum zwischen purer Unbefangen­
.heil, die dem Vergessen nahekommt, 
und panikartiger Aufgeregtheit ist groß. 
Im Gegensatz zu den meisten anderen 
europäischen löndern fallen im Deu~ 
sehen Nation und Nationalstaat nicht 
zusammen. Als deutsche Besonderheit 
h9t sich eine Pluralität deutscher Staaten 
(Osterreich, BRD, noch DDR ... ) heraus­
gebildet, bei Existenz einer Nation. In 
Frankreich ist es-aufgrund des unbela­
steten Umgangs mit dem Begriff Nati-

• de • on , r ungebrochenen ldenttlikofon 
mit Nation und Nationalstaat - unpro­
blematischer als hierzulande, sich dar­
über zuverstöndigen, 'W05 Nation heute 
bedeutet. So benennt beispielsweise der 
französische Historiker Fernond Braudel 
in seinem letzten Werk, das die ldentiiöt 
Frankreichs zum Thema hat, Charokteri­
stilco der Nation: .Eine Nation lconn nur 
existieren, wenn sie sich unablässig 
selber sucht, sich im Sinne ihrer eigenen 
logischen Enlwidclung transformiert, sich 
gegenüber anderen unnachgiebig zur 

Wehr setzt, sich mit dem s-,· unci ' 
Wesen~ichsten, über das sie va1fiigt. 
identi6ziert ( ... J • Jede nationale ldentitöi 
setzt zwangsläufig eine gewisse notio, 
nole Einheit voraus•••. Mit dieser Annä­
herung könnte die Linke leben wäre da 
nicht ei'."' A_uslossung Braudei.: Umge­
hend wird doe Frage auftauchen, wie es 
soch denn mit der T roditian, mit der 
Vergangenheit verhölt9 Sollle sie etwa 
zum Wesentlichsten gehören9 Für 
Brauclel bedeuten .tragische Stunden" 
tiefe geschichtliche Einschnitte: .,Mit der 
Zeit vernarben allerdings auch diese 
gewaltigen Wunden; sie vwwischen 
und werden vergessen - so wiß,,. die 
Zwangsregel des kollektiven Lebens: 
Eine Nation ist eben kein Individuum 
keine Person ." Ob diese Auskunft e:. 
schöpfend ist, darf bezweifelt werden. 
Brauclels Aussage, die als Plödayer für 
schnelles Vergessen, das die Linke ge­
rade verhindert wissen möchte, miß. 
deutet werden könnte, ist zugule zu 
halten, daß er in Perioden langer Dauer 
denkt, nicht in Jahren, sondern in Jahr­
hunderten - und das erste Jahrhundert 
nach der Zeiteies Deuischen Faschismus 
ist nach lange nicht vorbei. T rolidem 
kann diese Begriffsbestimmung nicht 
zufriedenstellen. 

Schicksals- unci\ 
raktergemein ·· 

Otto Bauer 
~r,'-'-· 

Die Theorie der Nation ist- nicht nur im 
Marxismus - unter entwickalt11 • Eine 
Annäherung an die nationale Froge 
hatte Otto Bauer imJahre 1907 in seiner 
Schrift „Die Nationaliiötenlrage und die 
Sozialdemokratie" versucht .Die Nati­
on ist die Gesomtheit der durch Schick­
solsgemeinschaft zu einerChorakterge­
meinschalt verknüpken Menschen"". 
Reinhard Kühnl nimmt Anstoß an der 
Übernahme „der herrschenden Ideolo­
gie von der Nation als 'Schicksalsge­
meinschaft'", umdieDe6nitian pauschal 
zu verwerfen. Demnach hätte die Linke 
wohl nur .soziale und intemationalisti­
sche" Interessen 13• Kühnl verabsolutiert· 
„Schicksalsgemeinschaft", indem er sie 
zu einer Solidargemeinscholt YOn Ar­
beiterschaft und Kapilol stilisiert, so a~ 
ob dofür keine treffendere Bezeichnung 
existierte. Es läßt sich dlorüber streiten, 
ob .Schicksal" der beste Ausdruck ist, 



ober unstrittig ist, daß es eine Gemei~ 
schalt von Sprache, Kultur, Geschichte, 
besttmmten Interessen und Lebensfor­
men gibt. Nationale Interessen und die 
der herrschenden Klasse hat die sozio­
listtsche Linke in der Regel gleichgesetzt. 
Dahi nler stand die Auflassung, daß die 
Nation eine „imaginäre Gemeinschaft'' 
ist, also ein Produkt der Einbildung, nur 
in den Köpfender lndividuenexistterend 
und der Verschleierung von Klassenin­
teressen dienend. Die Herausbildung 
einer internationalen revolutionären 
Bewegung war absolut vorrangig, jede 
nattonole Forderung war diesem Ziel 
untergeordnet1

". 

Zu Otto Bauers Definition ist anzumer­
ken, daß „Charakter" nicht indivi­
duolpsycholagisch zu verstehen ist, 
sondern im Kontext seiner Konzeption 
von „Nottonolcharoktef'. Anton Pon­
nekoek hat die Definitton krittsiert, weil 
die Frage noch der Spezifik von Notton 
unbeantwortet bleibt: Was unterscheidlet 
Notton von anderen Schicksols- und 
Charaktergemeinschahen? 15 Leopaldo 
Marmore weist darauf hin, daß Bouer 
die Verknüpfung von Nation und No­
ttonolbewußtsein nicht als wesenrliche 
Bestimmung seines Notionbegriffs ver­
steht, obwohl dies eine unverzichtbare 
Bedingung dafür ist, daß es überhaupt 
Nationen gibt: Es kann keine Notton 
geben ohne die Erkenntnis der Ver­
schiedenheit der eigenen Notton ge­
genüber anderen. Insofern gehört eine 
Abgrenzung gegen das „Andere", 
„fremde" zum Begriff der Notton. 16 

Zum Nottonolbewußtsein gehört .die 
Erkenntnis der Eigenart der eigenen, 
der Verschiedenheit der anderen Notto­
nen", aber zunächst ist es Geschichts­
bewußtsein 17• Es ist nun nicht so, daß 
die Geschichte keine Lehren parat hä~: 
Küh nl verurteilt Bouers def i nilorische An­
näherung, obwohl er durchaus sieht, 
daß die beiden großen Linksparteien 
SPD und KPD es in den 20er Jahren nicht 
geschafft haben, den nationalen Ge­
danken der Rechten streitig zu machen 
und ihr somit das Feld kampflos überlie­
ßen: Beide erkannten nicht, daß es 
spezifische Interessen der arbeitenden 
Massen gibt, die in den verschiedenen 
Nottonolstooten unterschiedlich sind". 

Von der untheoretischen Herangehens­
weise der KPD, die den Begriff noch der 
Wende der Komintern zur Volksfron~ 
Strategie instrumentalisierte, sei hier 
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abgesehen. Erst noch dieser Wende, 
die der VII. Kongreß 1935 offiziolisier­
te, wurde die nottonole Realität berück­
sichttgt. lneinem Textvon 1937 krittsier­
te Henri Lefebvre die damalige Praxis 
der kommunisttschen Parteien als Hin 
und Her zwischen lnlamotionalismus in 
der Theorie und Nottonolismus in der 
Praxis. Er warf die Frage auf, wieso die 
nottonolisttsche Propaganda sich als 
stärker erweist als Gefühle wie Klassen­
solidarität. .Dieses Phänomen bleibt 
dunkel". 19 Ein Grund dafür scheint ihm 
darin zu liegen, daß die Marxisten 
theoretische Werte propagieren, wäh­
rend die Noüonolisten von Alltagsthe­
men ausgehen: Boden, Familie, Tradi­
tion, Notionolitötetc. Diese Werte seien 
keinesfalls spezifisch foschisttsch, son­
dern sie waren disponibel, und der 
foschisttsche Nationalismus habe sich 
ihrer bemöchtigt. Das Nottonole sei ein 
unbestreitbares Faktum, aber schwer zu 
erlossen20. Wie foto( eine Abwesenheit 
der Unken auf dem Terrain ist, hatte 
Anno Seghers 1935 dargelegt, als on­
ttfoschisttsche Schrittsteller die vom Fo­
schismus besetzten Begriffe Nation, 
Vaterland, Hoimat usw. für Betrug und 
Fiktion erklärten, denn: ,,Auf jeden Irr­
tum in der Einschätzung der nationalen 
Frage reagieren die Massen unerbitt­
lich. "21 

Staat und Nation 

In der DDR war die Herangehensweise 
an die nottonole Frage - höflich ausge­
drückt - nicht frei von polittschen Erwö­
gungen. Die verschiedenen Etappen der 
Annäherung und Abwendung können 
hier nicht nachgezeichnet werden, nur 
auf die neuere Diskussion sei kurz einge­
gangen: Die „ Weimarer Beiträge# 
warfen 1985 die Frage auf, was 
Deutschsein, deutsche Identität heißt: 
„Was sind wir, wir Deutschen in der 
DDR, woher kommen und wohin gehen 
wir? Inwiefern unterscheiden wir uns 
posittvader negottvvon anderen Völkern 
und Nationen, von Deutschen, die vor 
uns lebten oder neben uns, im anderen 
deutschen Staate leben?"" Der Beitrag 
gab keine Antwort, und im Oktober 
1989 wurde die Frage wiederoulge­
griffen. Helmut Hanke und Thomas Koch 
definierten Notton als „soziale Einheir' 
und behaupteten, in der DDR seien 
.soziale und nottonole ldentttät un-

nbor"". Die Fragen „Wer sind wir? 
können wir sein? Was wollen wir 

?" wurden erneut gestellt. Die 
. Wir sind das kleinere, ober 

ichtlich wichttgere Deutschland, 
' Zukunlt zugewandt..." - zu widerfe. 

"' :· \Väre Leichenfledderei. 
' ,. 

~tzuhalten ist: Der Begriff Nation ist 
!~rwendbar, ohne eine illusorische 
-~Gemei nschoftmitzutransportieren, ohne 
'.Opferbereitschott einzufordern, ohne 
)()Ziele Interessengegensätze zu negi~ 
.ff8n und ohne die Existenz anderer 
}jdeutscher) Staaten gefährden zu wo~ 
,/len. Eine Bearbeitung ist erforderlich 
'.,"und möglich, selbst wenn sie in den 
}Anfängen steckenbleibt, selbst wenn 
;viele konstruktiw Elemente für die Posi­
?iionsbestimmung der Unken zur deut­
:'schen Frage noch fehlen. 
'"" ,; 

;.Noch diesen - zugegeben: reichlich 
;;·abstrakten - Prolegomena ist es enge-­
; brecht, auf das konkrete Geschehen 
/hier und heute zu sprechen zu kommen. 
, Die lnke Antipathie gegen „Notton" hat 
'Eviele Gründe, nicht zuletzt die Angst vor 
jdern Aufleben eines hehigen Nottono 
)smus. Kann es nicht sein, daß chauvi· 
inistische Exzesse und Freudenorgien 
;noch dem 9. November ausblieben 
igerode wegen der Präsenz der „brau­
Inen" Vergangenheit? Nicht sympathi­
;scher macht den Begriff der „deutschen 
\Notton•, daß er bei den Rechten zu 
'iliner Worthülse verkommen ist. Zwar 
,wird ständig das Wort .Deutschland" 
'im Munde geführt, ober an einer in­
',holtlichen Füllung mongeltes. Wenn die 
<flechte auf deutsche Hochgefühle setzt, 
.. kommt postwendend seitens der Linken 
!der Verdacht eines Lieböugelns mit Nozi­
:Weltmochttröumen: Ist es sinnvoll, das 
)hemo auf diese Weise ganz vom Tisch 

;; ~Zu wischen?24 

) :Y 

·'(!,.- tin einer Scnderousgo_be der Zeitung der 
,J 'Al. dieonlößlichderOflnung der Mauer 
it ·erschien, heißt es lapidar: .Der Netto­
. :,~· ')1a~toot hat im Bewußtsein vieler Men-
-.,~; ,;:·_--hen ausgedient."25 Wenn dem so 

:f :-'Wäre, hätte sich die nationale Frage von 
· ·'ifu i,selbst erledigt. Fragt sich nur, wieso die 

~ _i\, '.Rechte damit mossenwirksome Polittk 
'\ '.!'IOChen kann. Hot sie nicht Erfolg, weil 
);, '.ihr niemard das Terrain streitig macht, 
·f iW&il keiner überzeugende Konzeptto-

)ien ausgearbeitet hat? -Notton ist hau~ 
.zutage totsöchlich im Kontext größerer 
Gebilde zu betrachten, und insofern 
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muß eine Mkulatton von Noüonolem 
und lnternottonolem gefunden werden. 
Das EG-Kleineuropo basierte bislang 
auf der deutsch-französischen Achse, 
wie sollte ein Gesomteu ropo auf einem 
einzigen pfeiler, und sei er noch so 
möchttg, ruhen~ 

Beim Streit um die deutsche Zukunlt 
stehen sich zwei Tendenzen gegenüber: 
eine zentra~/ einheitsstaatliche und eine 
föderale. Das Wiederaufleben der Län­
der in der DDR bei Schwächung der 
Zentralgewalt, der Aufbau starker Län­
dler kann einer allzu selbstherrlichen, 
abgehobenen Zentrale die Hände bin­
den. Damit wäre eine doppelte - euro­
pöische sowie föderale - Einbindung 
dies zukünhigen Einheitsstaates gegeben. 
Nur eine solche Entwicklung wäre 
wünschenswert, da sie ein Sich-identisch­
fühlen fördern würde, während die ge­
genteilige Entwkklung unweigerlich zur 
Ausgrenzung großer Bevölkerungsteile 
führen würde. 

Demokratie und 
Nation 

Die Grenze, über die am meisten ger~ 
det wird, die deutsch-polnische, ist am 
wenigsten gefährdet. Der Bundeskanz­
ler denkt an den rechten Rand der CDU, 
und die Alliierten sind sich dessen be­
wußt. Eine Grenzverschiebung ganz 

· anderer Art ist zu befürchten, denn be­
droht sind die Grenzzäune um das 
T erroin der Demokrotte: Diese sollen 
enger gezogen werden, auf diesem 
Terrain ist die Gefahr eines Rol~k 
gegeben. Genou die Verbindung von 
Demokrotte und Nation bildet den ak­
tuellen Anknüpfungspunkt an frühere 
Auseincmderselzungen und Debatten, 
sofern der Unken ernsthott daran gele­
gen ist, die Strategien der Rechten zu 
durchkreuzen, statt sich in linksradikaler 
Don.Quichotterie zu verausgaben. 
Kernpunkt rechter Strategien bildet die 
Transformation der gigantischen ökono­
mischen Mochl der Bundesrepublik in 
polittsche Macht". 

Darin liegt die Quintessenz der Ausein­
andersetzungen um die deutsche Zu­
kunh. Die Rechte versucht, - übrigens 
durchaus gegen dien Gong der Ge­
schichte, der in Richtung Demokratisie-

rung und Dezentrolisieru · weiil>'~' 
mochtpolitische~du, :~jlf 
zen mit einer übermöchtigen ·Zentiäli·• 
namens Berlin, die allein schanoulg,:urid 
der unausweichlichen Zusammenba~ 
lung von Behörden das föderatiYe Ge­
wichtgegenüberdlem zentrolstootlichen 
struklurell vennindem wird. 

Noch einem Machtwort der FAZ ist der 
Berliner SPD-Senat ganz auf diese Linie 
eingeschwenkl und bemüht sich, Berlin 
als zukünftige Houptstodt duodizusel­
zen: Die FAZ hatte das Bekenntnis zu 
Berlin als Hauptstadt quasi zur _Stoab­
röson erklört, wobei das einz~ Argu­
ment das zukünhige (mocht)poliffsche 
Gewicht ist". Die Berliner SPD merkt 
nicht, daß sie ihre Glaubwürdigkeit als 
Alternottve zum rechten Blockwßpieh": 
Der Regierende Bürgermeister Momper 
wor zu Beginn seiner Amtszeit mit viel 
Vorschußlorbeeren bedacht worden, 
selbst seine Handküsse für die Senato­
rinnen wurden als ein symbolischer Akt 
aufgefaßt. Inzwischen sinkt sein Stern 
rapide, und die frühen Lobeshymnen 
erinnern an ein Feuerwerk, das die 
Erwartungen nicht erfüllt, schnell verlischt 
und steil abstürzt. Offenbar geht es ihm 
nur noch um Machterhalt. 
Davon zeugt der selbstherrlicl>!!; ,,Um-

gang mit dem kleinen Kooll·.··.' .... ·.··." .. E····.·. , r, der Alternativen Liste, die{ ·· 
durch ihre internen Strei" · - '~> 

eine weitgehende Konzep • ,. . -H-_ it 

in Sachen Deutschlondpoliti~ olitliadies 
bloß dasteht'', ebenso wie der -, ei­
ner geradezu unertröglichen Mochtor­
rogonzgeprögte Umgang mttdlem Streik 
der Kindertagesstätten: Die Frage dies 
„Pro oder Contra Tarifverträge" ist ein 
Thema für sich, ober die Art und Weise 
der Behandlung der streikenden Frauen 
hat gezeigt, wer das Sogen hat. Damit 
gab Momper einen Vorgeschmack auf 
die Formen, wie eine künftige HoupJ. 
stodtregierung mit aufmüpfigen .Unter­
tanen" umzugehen gedenkt, welcho 
Lekttonen sie in Sachen Demokrotte 
bereithölt. Auch ihr Einfluß auf die DDR­
SPD ist von dieser Machterhaltungslogik 
geprägt: In einer Situation, dlo die CDU 
auf unter 20 Prozent obgesockl ist und 
die Unke (im weitesten Sinne, d.h. SPD, 
„Bündnis 90" und PDS) zusommen das 
ungewöhnliche Ergebnis von 75 Pro­
zent erzielt, hat die Westberliner SPD 
nichts besseres zu tun, als der alten 
Blockpartei CDU an die Macht zu ver­
heWen. 30 Eine olternottve Strategie ist 
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beim besten Willen nicht mehr zu er­
kennen. 

Die Leirlinie - auch gegen rechtssozio~ 
demokratische Versuchungen - kann 
heißen: Weitestmöglich „unten" und 
,,von unten" regeln, was „unten" rege~ 
bar ist. Nur die Entscheidungen nach 
„oben" - sei es auf regionale, nationale 
oder europäische Ebene - delegieren, 
die eine Behandlung a.uf dieser Ebene 
erfordern. Gegen die Ubertragung von 
Mochtkompetenzen eintreten, für eine 
Einbeziehung der Beteiligten, gegen 
Entscheidungen über deren Köpfe hin­
weg, gegen eine Zentralisierung von 
Macht, gegen eine Konzentration der 
Hauptstadtfunktion auf einen Ort, für die 
Beibehaltung gewachsener Strukturen. 
Es spricht für sich, daß in der Umgebung 
des Bundeskanzlers auch nur in Erwc> 
gung gezogen wird, die nächsten Bu~ 
destagswahlen direkt als gesamtdeu~ 
sehe stattfinden zu bssen: Eine Ent­
scheidung des „eigenen" Volks, der 
Bundesbürgerinnen und Bundesbür9er 
darüber ist offenbar nicht gefragt. Ist es 
normal, daß sie nicht einmal gefragt 
werden, ob sie die Bundesrepublik ab­
geschafft haben wollen? Ist es normal, 
daß eine winzige Politikercliquedorüber 
entscheiden darf, ob Berlin (und Berlin 
allein) zukünhige Hauptstadt sein sall? 
Das bewußte Ausklammern der deu~ 
sehen Frage erweist sich für die Linke als 
fatal. Ein Mitschwimmen auf der deu~ 
sehen Welle sollte sich von selbst ver­
bieten. Nur eine kritische Aufarbeitung 
der deutschen Frage erlaubt ein über­
zeugendes Anknüpfen an prioritöre 
Aufgaben und an linke Zukunftsprojek­
te. Durch die erzwungene Abdankung 
der ahen SED-Führungsmannschaft ist 
ein Hindernis, das die Verwirklichung 
genuin linker Optionen in der BRD 
blockierte, aus dem Weg geschafft. Die 
Rechte konnte jahrzehntelang eine un­
differenzierte Stellungnahme zur DDR -
Apologie oder pouschale Distanzierung 
- aufzwingen, aber auch ohnedies war 
das Verhältnis zur DDR ein Zankapfel 
innerhalb der Unken. 

Internationalismus und Klassenkampf. 
Die palnischen Schriften, Neuwied 
1971, S. 260 (im August 1908 in d..­
polnisdien Sozialdemokratischen Um­
schau veröffentlid,t). Vgl. auch Midiael 
lowy, Rosa Luxemburg et 1a question 
nationale, in: Dialectique et revolution, 
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Sandra Harding 

Feministische Wissen­
schaftstheorie 
Zum Verhältnis von Wissenschaft 
und sozialem Geschlecht 

Aus dem Amerikanischen von 
Michael Haupt 
300 Seiten, br., DM 34,-

Sandra Harding nimmt sich eines 
Themas an, das hierzulande erst in 
Ansätzen diskutiert wird: Sie stellt 
die Frage nach den Perspektiven 
des Feminismus in Wissenschaft 
und Wissenschaftstheorie. Wel­
che emanzipatorischen Ansätze 
gibt es hier, wo liegen ihre Schwie­
rigkeiten, wie kann feministische 
Theorie für die Veränderung von 
Forschungspraxis und Wissen­
schaftsbetrieb eingreifend tätig 
werden? Mit diesen Fragen zielt 
Sandra Harding auf die intellektu-
ellen und gesellschaftlichen 
Grundlagen wissenschaftlichen 
Denkens, auf die weiße, bürgerli­
che, männliche Dominanz, die alle 
Ebenen des Wissenschaftsbetrie­
bes bestimmt. 

Sandra Harding plädiert für 
wirksamere Konzeptionen wissen­
schaftlicher Objektivität und For­
schung, für Theorien und Praxen, 
die sich auf antirassistische, anti­
hierarchische und antisexistische 
Werte gründen. 
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der deutschen und der internationa­
len Politik. Wirtschaft, Gesellschaft. 
Zeitgeschichte und Kultur. 
Und sie bieten neben einer monat­
lichen Chronik einen ausführlichen 
Dokumentationsteil. 
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1973 ,owie Lenin, Polemik gegen 
i.u-r,burg, Über do, Solbslbe­
ngs,echt der Nationen, in: LW 

395-At>I 
'- Krise der Soztaldemokratie Ouniu:,.. 

, ' oschürel, Anhang: leitsö1ze über die 
.,'Ai,lgobon der internationalen Soziolde­
J,nokrotie, Berlm 1919, S. 98. V~. S. 
~}99: ,,Der KkJSsenkampf im Innern der 
;'.>t,ürgerlid,en Stoolen gegen die herr­

;] schenden Klassen und die internationo­
\ le Solidarität der Proletarier oller Länder 
'._:·sind zwei ...,zertrennlid,e Lebensregeln 

der Arbeiterklasse.' 
'' Polis und Nationalstaat; Darmstadt und 
\Neuwied 1973,S. 175.-Da,folgendo 
.,; Zitats. 169 
f Auf den Rechtsbegriff einzugehen ist 
· hier nicht der Ot, obwohl ein enger 
Zusammenhang besteht. Nur verständ­

[,l nishalber sei die Position expliziert: Das 
Recht sei ,..unlef den bestehenden gesel~ 
schaftlichen Bedingungen an und Für 
steh genausoviel wert wie jenes Recht 
e~ jeden lv\enschen, von goldenen 

t · Tellern zu essen, von dem schon Nikolai 
Cernysevskij schrieb, daß er bereit sei, 

·:·. es jederzeit gegen Rubel zu verkaufen.• 
Internationalismus ... ib. S. 243. 
Internationalismus ... ib. S. 257f 

, De~ev Albers, Annäherung an die 
.deutsche Frage•, in: spw- 50; Peter 
Brandt, Die deuoche linke und die na­
tionale Frage, in: V orwörb Nr. 1, Janu­
ar 1990, S. BI 
Es madit einen gravierenden Unter­
schied, ob Nation von unten crlikuliert 

>. wird oder von oben, wie es z.B .• Bild· 
in alter deutscher Tradition madit: ..,Gott 
segne ur,,er deu!>d,e, Vote~ond' (20. 
Dezember 1989, S. 1) 
Noch nie 'N'Or die Flucht in realitäbferne 
Abstrusitöten so schön wie heute: Um . 
den Kreis der Argumentation (wider 
Vereinigung, weil Deutschland zwei 
Kriege um die Weltmachtgeführtho~ zu 
schließen, erklärlll ,konkret" die Fragen 
fix zeitgemäß: Wos tun gegen einen 
neuen Faschismusi und analog: Wm 
tun gegen den dritten Weltkrieg* (Heh 
1/1990, S. 20 bzw. 21 ij. Al„tündon 
nicht genug Türen offen, um sich in 

. Sektierertum zu verrennen. 
J'.. In einem FAZ.lei1crtikel kam Günther 

Nonnenmocher dann die Erkenntnis, 
,.daß die rech~iche Fiktion eines Weiter· 
bestehens des Deutschen Reiches in den 

· Grenzen von 1937 ( ... ) zu einer politi­
schen Bürde wird" (16.12.09, S. I ). 

1c Diese Fiktion symbolisierte eine deul­
i sehe Gefahr für Europa, für die Welt. 
._ Umso bedeu'h.mgsvoller ist, daß die k>n-

angebenda ZeikJng in diesem Punkt 
endlich zur Realität zurückzufinden 
scheint. 
F..-nand Braudel, Frankreich, Band 1, 
Stuttgart 1989, S. 20. Da, folgende 
Zitat S. 21 

11 Vgl. Leopoldo M6rmoro, Nation und 
Internationalismus. Probleme ood Per­
spektiven eines sozKllistischen Nation­
begriffs, Bremen 1983, S. 21 : .In der 
T et enllähder Marxismus keine positive 
Begriffsbeslimmung der Nation· .. Ei­
non pragmatischen Zugang boten Peter 
Brandt und HerbertAmmon (Hrsg.), Die 
Linke und die nalionoie Frage, Reinbek 
1981, indem sie deu!schlondpolitische 
Erklörungenvon 1945bis 1980zusam­
menge•agon hoben. 

12 In: Werkausgabe Band 1, Wien 1975, 
S. 19-4 

13 Reinhard Kühnl, Nation-Nationalismus 
· nationale Frage, Köln 1986, S. 82 

14 Vgl. die Stid,worte ..,Nation•, ,.Nationa­
lismus· in: Kritisches Wörterbud, des 
Marxismus, Bd. 5, Berlin 1986 

15 Noch: Marmore, S. 140f; zur weiteren 
Kritik an Bauer ib. S. 135-154 

16 Vgl. Bauer: ,,Das sind andere Men­
sdien, Menschen mit einer anderen Art 
zu denken, zw fühlen· ... lb. S. 70. - Erst 
wenn die Abgrenzung (im etgendichen 
Worbinn: Diskriminierung! in Haß ge­
gen fremde Eigenarten umschlägt, sollte 
von Nationalismus geredet werden. 

17 Bauer, ib. S. 200. - Nolle hct insofern 
unredit, wenn er Vergangenheit als et­
was definiert, dos vergeht. Vergangen­
heit bleibt in der Gegenwart als Unver­
rückbares. 

18 Kühnl, ib. S. 84ff, S. 87. Ganz anders 
analysiert Arno Klönne (Zurück zur No­
tion~ Kontroversen zu deutschen Fra­
gen; Köln 1984, S. 101 ij die Politik van 
SPD und KPD, die sich deubchnationo­
ler Propogando angepaßt hätten: Voo 
einer nationalen Bewegung könnte a~ 
'8in die Rechte profitieren . 

19 H. Lefebvre, le nationolisme contre les 
notions. Avec la pr&foc:e de Paul Nizcn 
(1937) . Postlace d' Henri Lelebvre 
( 1988); Paris, Ed. Meridien, Klincksiock 
1988, s. 7-4. 

20 tb. S. 97. Er kritisiert auch Otto Bauer, 
dem er vorwirh, alien hisbrischen Ge­
sellschaftsformationen einen Nationa~ 
diarak1er zu verleihen und die hisbri­
sche Kategorie zu einer allgemein-hislo­
rischen zu extrapolieren. 

21 Noch: Kühn! S. 111 
22 Weimor..-Beiräge 10/1989,S.1595ff 
23 Heh 8/1985, s. 1237 
24 Erst in jüngslef Zeit waren andere Über­

legungen zu hören: Der Bundesvor­
standssprecher d..- Grünen, Rolf Fück,, 
empfiehlt, den Blick nicht auf grolldeul­
sche Ambilionen alter Männer zu fixie­
ren, während sid, ein originärer bun­
desdeutscher Nalionalismus entwickelt: 
„Stolz cufdie eigene V ortrefRichkeit und 
klenti~kation mit den Erfolgen der bun­
desdeutschen Wirbchah, gemixt mit ei­
ner tiefen Abneigung gegen alle Frem­
den, die Sich ein Stück de, bundesdeut­
schen Wol,l,tandskuchen,abschneiden 

wollen.• In: Frankfurter Rundschou vorn 
17.November1989,S.16 

25. So Albert Sta1z in .Sondentad,el No­
vember 1989",S. 2. Ähnlid>heißtes in 
der Broschüre der Grünen, Ärg'-"'enlll 
... , ib. S. 200: ,..Nationalismus hat in 
Westeuropa und auch bei uns keinen 
politisch tragenden Untergr101d mehr." 

26 Cf. meine Ausführungen: Bundesrepu­
blik kaputt9, in: Blätter für deubche und 
internationale Polifik5/l 990 sowie auch 
die Kritik an der rechten Sozioldemokra. 
tie in: Gewerkschoftliche Monatshefte 
4/1990 

27 Joachim Fest, Was für Berlin spricht, in: 
FAZ12.April 1990, 1 

28 Interessant ist das hannäckig·e Be­
schweigen der Berufsverbote: Bei einer 
Zuspitzung sozialer Konftililll •könnten 
sie ol, Vehikel einer Säuben.,gswelle 
dienen, die sowohl alte SEDMitglieder 
.. flen könnte als auch die linke Oppo­
sition, die sich anfangs Für ein Weitarbe­
slehen der DDR ausgesprochen hct, 
was bekanndid, mit der FDGO unver­
einbar ist. 

29 Ganz souverän marschieren sowohl AL 
als auch die Grünen cn den Problemen, 
die derzeit ouf den Nägeln brennen, 
vorbei und versteifen sich in bester sek­
tiererisdier Tradition auf einige Forde­
rungen (wie die noch kommooalem Aus­
länderwahlrecht), die in der aktuellen 
Konstellation nicht gerade vorrangige 
sind. Zu wol1bewegenden Va,rgängen 
haben sie nidib zu sogen,;: · ,.,,,.'.,kein 
Konzept lur die deutsc:hf' "~ 
erklären um so lau - ·' 
blerne für vorrangig lz. -, 
die Berliner Kindergärten. 
frage). In der Tot ist · ·:_ 
Möglichkeit, sich auf 
derVerantwOJtungzu ... ,. .. __ 
miholchen Politkun,t,tückri{·,- ; Weg 
unter die Fünf.f'rozen~_::::vo,se­
zeichnet und ein gutes Slück'W9it'geeb­
net. Vergessen ist, daß es die AL war, 
die den Nagel auf den Kopf tof, als sie 
die Abwohl des DiepgenSenots .!""P­
fol,len hatte. Dahinter hatte die lJber. 
zeugung ges1cnden, sie könne eine 
bessere 'Politik machen und sei es im 
kleinen. Diepgens Tiefschläge, AL-Kiez­
politik liefe dorauf hinaus, in einer Me­
•opole wie Beriin Wettkämpfe in alter­
nativem Sockhüplen auszutragen, fie. 
len auf ihn zurück. Doch nun ist die Al 
auf dem besten Weg, oufdieses Niveou 
herunterzupurzeln. Sie trottet hintrer ge­
werkschaftlichen Soeiks her und über­
läßt die anderen Themen Heffn Mom­
per, domit der sich ungestört profilieren 
kann. 

30 Die sozialdemokratische Form der 
Machtdelegation ll!ik mit der bürgerli­
chen dm Delegotion,pri~ip, dm die 
Grundlage ihrer beider Uberem,tim­
mung bildet. 



WEITERHIN 
LIEFERBAR 

AUS UNSEREM 
VERLAGS­

PROGRAMM: 

Josef Hindels 
MARXISMUS UND 
GEGENWART 

2. Auflage 1985, 146 Seilen, La­
denpreis 9,- DM, für Abonnentin­
nen 6,- DM, bei Abnahme von 
min. 10 Expl. 5,- DM je Stück. 
Prof. Josef Hindels, einer deren­
gagiertesten Vertreter der Weiter­
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Grundlagen für das neue 
Programm der SPD 
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PROJEKT 
MODERNER SOZIALISMUS. 
53Thesen 

Hrsg. v. Susi Möbbeck, Fiele Saß 
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